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§ 9. 

Dat Edikt vom 18. März 1820 und die Erltffnung des 

Landtags. 

Da 'die Vorgänge in Karlsbad und Wien, abgesehen von 
den Bundestag^beschlüssen selbst in ihren Einzelheiten noch 
nicht in das Publikum g^edrungcn waren, so glaubte man trotz 
der reaktionären Schwenkung des Bundes im Vertrauen auf 
die immer und immer wieder gemachten Zusagen des Gross- 
herzogs, die „umfassende Verfassungsurkunde** werde dem 
hessischen Volk dieselben Rechte gewähren, die die Süd- 
deutschen bereits zwei Jahre genossen, zumal allgemein da- 
von gesprochen wurde, dass im Ministerium bereits ein den 
süddeutschen Verfassungen maloger Entwurf ausgearbeitet 
worden sei. Immerhin rechnete man wohl mit einer grösseren 
Beschränkung des Wahlrechts, da die eben erst freigewordene 
Eaueriibe^{)lkerung bei den l^nruhen im Odenwald sich als 
politisch unreif gezeigt hatte, aber von den fortschrittlichen 
Anschauungen des neuen Stnatsministers von Grolman er- 
warteti" man zuversichtlich, dass er nicht in das Geleise der 
Bundesreaktion einbiegen werde. Erst 44 Jahre alt, war 
Grolman lan die Spit/e des damals noch burcaurnässig organi- 
sierten Ministeriums am 31. Juli 1819 berufen worden, als 
der seitherige Staatsministcr Freiherr von Lichtenberg un- 
heilbar erkrankt war.^ Noch nie hatte er sich politisch be- 
tätigt, es lag sTeiner weichen Gelehrtennatur auch so fern, 
iininer nur rein wissenschaftlich hatte er seine vorzüglichen 

1. cf. »Zeitgenossen" Neue Reihe Bd. a S. 3ff. 
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Kenntnisse dem Staate zur Verfügung gestellt. Er war ein 
Schüfer von Jaups Vater und wurde Straf rechtsprafessor In 

Qiessen. Schon 1815 ernannte ihn der Orossherzog zum 
Kanzler der Landesuniversität, im nächsten Jahr wnirde ihm 
das Pr.%sidium der Gesetzgebungskommission übertragen, 
deren unter dem 1. Dezember 1817 veröffentlichten fort- 
schrittlichen Grundsätze für die neuen Gesetzbücher wir be- 
reits oben^ gewürdigt haben. Während seines längeren 
Aufenthaltes in Darmstadt lernte ihn der Orossherzog kennen, 
den sein anziehendes Wesen und sein grosses Wissen ein- 
nahm. Seine feinfühlende, weiche Art, sein angenehhnes 
Aetiss'ere, sein geistreicher Mund und seine hellen, schwärme- 
rischen Augen entzückten jeden, der mit ihm sprach. Die 
Unruhen im Lande verletzten tief das friedliebende Gemüt 
Grolmans und rüttelten ihn in seiner Philosophenbeschaulich- 
keit auf, so dass er sich zur Uebernahme des seiner Natur 
so widerstrebenden Amtes bereit fand. Die Verfassungspartei 
war ausserordentlich erfreut über die Wahl des Grossherzogs, 
da die liberalen Grundsätze Grolmans während seiner Tätig- 
keit auf der Universität und in der Gesetzgfebungskommission 
allgemein bekannt waren, niemand ahnte etwas von einer 
Wandlung. Hie von dem Bund aufgenötigten Karlsbader 
Beschlüsse konnten das in den Minister gesetzte Vertrauen 
nicht erschüttern, die neue Verfassung musste wieder das Ge- 
präge seiner aufgeklärten Tendenzen tragen. Um so furcht- 
barer war der Schlag, als am 18. März 1820 statt der „um- 
fassenden Verfassungsurkunde*' ein Edikt erschien, das der- 
artig zaghaft war, dass später die Regierung auf die Aus- 
rede verfallen konnte, es habe gar nicht die erwartete Kon- 
stitution bringen sollen, sondern nur einen Landtag ins Leben 
rufen wollen, um mit diesem die endgültige Verfassungs- 
urkunde vereinbaren zu können. Dies ist offenbar unzu- 
treffend, wie sich aus dem Eingang des Edikts untrüglich 

2. S. 59. 
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ergibt, richtig ist aber, dass es tatsächlich weiter nichts 
gewährte als die Einführung einer Volksvertretuniy. Man 
merkt, dass das Edikt in ein paar Wochen unter dem Einfluss 
der eben noch in Wien stattfindenden Verhandlungen abge- 
fasst wurde, und dass die Regierung längst nicht mit ihren 
Verfassungstirbciten zu Ende war, wie sie auch selbst aus- 
drückhch hervorhebt, dass nach ihrer Ueberzeugung ,,der 
erste Landtag befriedigendere Resultate"' herbeigeführt hatte, 
„wenn er bis zu dern folgenden Jahre ausgesetzt" geblieben 
wäre. Ciroirnan wollte nur das gewähren, was er zweifellos 
nicht mehr zurückzunehmen brauchte; sein Ideal waren die 
Gentzschen Landstände geworden, in denen Friede und Ein- 
tracht wie bei den österreichischen Postulatenlandtagen 
herrschte, und da in dem revolutionären Hessen diese sich 
nicht gutwillig erreichen Hessen, mussten sie gesetzlich er- 
zwungen werden. Er glaubte den Landständen alles ge- 
währt zu haben, was ihnen ohne offenbare Gefahr einer 
Republikanisierung gewährt werden könne.""'' Jaup, der 
gegen das Edikt protestierte, musste sich in das Unvermeid- 
liche fügen. 

Unter unglücklichen Auspizien kam das Edikt auf die 
Welt: An demselben Tag, an dem es verkündet wurde, ver- 
öffentlichten die Zeitungen zugleich die „höchst liberale 
Konstitution" der spanischen Cortes.* Wie stiefmütterlich 
hielt sich das hessische Volk den Spaniern gegenüber bedacht; 
wie spärlich war die Verfassungsurk^unde! Nichts von jenen 
Ereiheitsrechten, welche die Sicherheit der Person und des 
Eigentums verbürgten, und die die liberale Welt als den 
eisernen Bestand einer Verfassungsurkunde ansah — obwohl 
sie grösstenteils schon seit Jahren in Hessen tatsächlich be- 
standen — keine Ministen erantwortlichkeit, nur ein Landtag, 
aber aus zwei Kammern bestehend und ohne Rechte. Was 



3. cf. Treitschke III S. 60. 

4. cf. Noellner, Gesch. der jEntstehung der Verf. a. a. O. 
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nützte der lange, wohlwollende Eingang des Edikts, wenn 
er nur über die Dürftigkeit des Gewährten hinwegtäuschen 
sollte! In breiter WohlgefäHigkeit berichtete er über die 
Tätigkeit der Regierung in der Verfassungsfrage und recht- 
fertigt deren seitherige Zurückhaltung wie schon früher am 
Bundestag. Den Untertanen wird trotz der Ereignisse der 
letzten Monate „mit Vergnügen und dankbarer Anerkennung 
das öffentHche Zeugnis gegeben,** dass sie „mit achtungs- 
werter Ausdauer und unerschütterHcher Treue grosse An- 
strengungen und Opfer*' in den Tagen der Not dargeljracht 
hätten, dass sich aber auch die Regierung hierfür durch ihre 
auf das Wohl der Untertanen „berechneten Regierungs'- 
maximen" insbesondere durch ihre grosse Reformgesetz- 
gebung erkenntlich gezeigt habe. Schon der erste Artikel, \ 
der das Zweikammersystem einführt, erregte den Unwillen 
der enttäuschten Liberalen. Wenn Sachsen-Weimar mit einer 
Kammer auskommen konnte, warum dann nicht auch 
Hessen ? „Eine Verfassung mit twcl Kammern ist gar keine," 
sagte man wegwerfend. Auf die Regierung hatte wohl die 
Angst der Oesterreicher und die Weisheit Q-entzens gewirkt, 
dass „in grossen Monarchien — wozu Hessen sich so gern 
rechnete — , die mit fortdauernder Anstrengung, Geschick- 
lichkeit und Olück das Repräsentativsystem ertragen lernen, 
unstreitig die Existenz von zwei Kammern eine wichtige 
und «wirksame Garantie" gewähre, während in kleinen Staaten 
auch nicht die Pairskammer „die Uebermacht des volks- 
vertretenden Elements" verhindern könne. Gegenüber den 
alten Landständen in Hessen bedeutete allerdings die neue 
Zusammensetzung einen Fortschritt, wenn auch das Edikt 
offensichtlich an idie aHstandische Verfassung anknüpfte. Vor 
allem musste der niedere Adel auf seine frühere privilegierte 
Stellung verzichten, aus dem halben Hundert Kuriatstimmen 
wurden sechs Abgeordnete, die mit der zweiten Kammer 
Vorüeb nehmen mussten und dadurch gegenüber den 44 Ab- 
geordneten des Bürger- und Bauemstandes noch' mehr an 
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Einfluss einbüssten. Die Regfierung trennte den hohen und 
den niederen Adci, damit „das aristokratische Prinzip nicht 
zu sehr die Oberhand gewinne." Zudem hatten auch Rayern 
und Württemberg den niederen Adel in die zweite Kammer 
verwiesen. Acht Städte erhielten, „um die Interessen des 
Handels oder alte achtbare Erinnerungen zu ehren," be- 
sondere Abgeordnete, Darmstadt und Mainz sogar deren 
zwei. Die Landbev()lkerung, der Bauernstand, empfing seiner 
wirtschaftlichen und finanziellen Bedeutung entsprechend den 
Löwenanteil, mehr als doppelt so viele Abgeordnete wie die 
beiden anderen Stände zusammen. Aber durch die Ver- 
ordnung vom 22. März, „wie die Wahlen zur Kammer der 
Abgeordneten erfolgen sollen" und die Verordnung v,om 
31. März, „über die Wählbarkeit der Kapitalisten zur zweiten 
Kammer der Landstände" wurden derartige Kautelen ge- 
troffen, dass die Abgeordneten nur noch entfernt als die Er- 
v^'ählten des „Volks" bezeichnet werden konnten. Immerhin 
aber wird man dem Bestreben der Regierung, bei der Ge- 
währung des aktiven und passiven Wahlrechts äusserst vor- 
sichtig zu Werke zu gehen, die Anerkennung nicht versagen 
können. Als obersten Onjndsatz musste sie befolgen, nur 
solche Leute an der Regierungstätigkeit tjilnehnicn /u lassen, 
deren wissenscliaftliche und praktische Bildung befnichteiid 
auf die Entschlicssungen des Ministeriums wirken konnte. 
Dieses Prinzip in gerechter Weise zu verwirklichen ist natur- 
gemäss ausserordentlich schwer und die Geschichte hat schon 
die merkwürdigsten Ideen gebracht; heute will man das 
Problem mit Hilfe des sogenannten Pluralwahlrechts lösen, 
am Ajifang des vorigen Jahrhunderts lag es nahe, die 
Berechtigung zum Wählen und Gewähltzuwerden an das 
Vorhandensein eines „zur Sicherung einer unabhängigen 
Existenz genügenden Einkommens" zu knüpfen, da damals 
im allgemeinen noch mit dem Besitz auch die Bildung ver- 
bunden war. Dazu kam, dass diejenigen, die am meisten 
zur Bestreitung der Staatsbedürfnisse beitrugen, auch einen 
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Anspruch auf grössere Rechte haben mussten, zumal ihr 
Besitz, besonders der Hegende, sie zum Interesse an dem 
Wohlergehen des Staates zwang. So hatten denn alle 
früheren deutschen Verfassungen das aktive oder passive 
Wahlrecht oder beide von dem Vorhandensein eines kleineren 
oder grösseren Besitzes abhängig gemacht, wie mannigfaltig 
auch die einzelnen Bestimmungen waren ; bald wurde das Ein- 
kommen, bald die zu entrichtenden Steuern, diese mitunter 
sogar wieder unterschieden in Grund- und Gewerbesteuern, 
zum Massstab genommen: cf. insbesondere Bayern, Edikt 
über die Ständeversammlung, Tit.I, § 8, Württemberg, 
V.-Urk. §§ 137, 139 und 140, Baden, V.-Urk. § 37. Z. 3, 
Sachsen-Weimar Grundgesetz § 26 und 27. Daraus ^eht her- 
vor, dass Baden und Sachsen-Weimar ein vollständig oder 
nahezu freies, d. h. vom Besitz unabhängiges aktives Wahl- 
recht haben und nur das passive Wahlrecht durch einen be- 
stimmten Einkommen- oder Steuerbetrag beschränkt ist, 
Württemberg dagegen hat umgekehrt ein vollkommen freies 
passives Wahlrecht (cf. § 146 V.-Urk.) und schafft die nötigen 
Kautelen durch eine beträchtliche Einengung des aktiven 
Wahlrechts. Bayern dagegen hatte ein durch den Besitz be- 
schränktes aktives und passives Wahlrecht. Wesentlich ängst- 
licher ist das hessische Edikt. Vor allem begnügt es sich 
nicht wie die meisten der oben genannten Verfassungen mit 
einer zweifachen Wahl, sondern verlangt nach dem Vorbild 
Bayerns eine Dreifache, sogar, .abweichend von diesem, auch 
für die Wahl der Städteabgeordneten. Mit Hilfe dieses kom- 
plizierten Wahlverfahrens glaubte die Regierung auch jedem 
in der Gemeinde wohnenden ,, Staatsbürger" ein Wahlrecht 
geben zu können, um ihn so, ohne dass er schädlich wurde, 
an dem Repräsentativsystem teilnehmen /u lassen. „Staats- 
bürger" sind nach der Verordnung „über die Ausübung des 
Bürgerrechts im ürosshcrzogtum" vom 18. März 1820 „die 
volljährigen Inländer männlichen Geschlechts, welche in 
keinem fremden persönliche;! üntertansverbiand stehen und 
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wenigstens seit drei Jahren im ürossherzoglum wohnen;" 
das Staatsbürgerrecht geht aber durch „jede rechtskräftige 
Verurteilung m einer peinhchen Strafe" verloren. — Die 
durch den ersten Akt gewählten „Bevollmächtigten'* müssen 
wenigstens 20 fl. direkte Steuern jährlich entrichten. Die 
zweite Wahl ernennt die „Wahlmänner". Zu diesen können 
nur die „60 in dem Bezirk'' wohnenden und höchstbesteuerten 
Staatsbürger, welche wenigstens 30 Jahre alt sind," gewählt 
werden. Aber nicht genug damit, auch der Abgeordnete muss 
wenigstens „100 fl. direkte Steuern jährlich entrichten oder 
als Staatsbürger einen ständigen Gehalt von wenigstens 
1000 fl. jährlich" beziehen. Also aktives und passives Wahl- 
recht wurden an die Entrichtung recht bedeutender Steuern 
gebunden. Durch eine besondere Verordnung vom 31. März 
1820 „über die Wählbarkeit der Kapitalisten zur zweiten 
Kammer der Landstände" wurden auch diejenigen, die an 
hessischen Staatspapieren 20 000 fl. bei einer öffentlichen 
Behörde hinterlegten, für stimmfähig und wählbar erklärt. 
Wie beschränkt dieses Wahlrecht war, geht daraus hervor, 
dass nach dem amtlichen Verzeichnis der Regierung in ganz 
Hessen, das damals ca. Ö50 000 Einwohner hatte, nur 985 
zu Abgeordneten Wählbare vx)rh3nden waren und dieses 
Missverhältnis wurde noch dadurch erhöht, dass in der 
grössten Provinz Oberhessen, die 17 Abgeordnete zu wählen 
hatte, nur 110 Wählbare, in Starkenburg, das 15 zu wählen 
hatte, 134 und in di r kleinsten Provinz Rheinhessen, das nur 
12 Deputierte zu wählen hatte, 735 Wahlfähige vorhanden 
waren;'' also Rheinhessen, das ja sicher den beiden anderen 
Provinzen geistig und wirtschaftlich infolge seiner schon 
Jahrzehnte lang genossenen Freiheiten weit voraus geeilt 
war, wurde am günstigsten durch die neue Verfassung ge- 

& Das ganze Land war zum Zwecke der Wahlen durch Verord- 
nung vom 29. März in 34 Bezirke eingeteilt 

6. cf. Murhard, AUg. pol. Annale« a. a. 0. und Mainzer Zeitung 
Jahrg. 1820 No. 68. 
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stdl^ obwohl es diese am wenigsten durdif seine ablehnende 
egoistische Haltung verdient hatte. Der derartig durch- 
gesiebten Volkskantmer stand noch eine nahezu mit gleidien 
Rechten — wenn man iQiberhaiipt von solchen sprech'en Iconnte 
— ausgeiüsftete Adelskammer gegenüber, die ganz und gar 
noch nach altstiUidisIchem System gebildet war. In Ihr war 
der hohe Adet» die evangeUsche und kathfolisthe Geistlichkeit 
und die Landesunivenitilt vertreten^ ausserdem' gehörten ihr 
die vom Oiossherzog auf Lebenszeit ernannten „ausgezeich- 
neten Staatsbürger" an, deren Zahl niciit über 10 ausgedehnt 
werden sollte. — Die hessische Regierung wählte also weder 
die reine Adetekammer Württembergs noch' die reine Volks- 
kammer Badens, ssondera gesellte zu der bunten JManntg- 
faltigkeit der süddeutsfich'en Yerfassungei^ noch eine neue 
Art der Zusammensletzung hinizu, die freilich an die bayerische 
angelehnt sem dürfte. Erst durdi das Wahlgesetz von 1872 
wurde wie in Baden schon seit 1818 die zweite Kammer in 
eine reine Volkskaoimer verwandelt 

Aber nicht bfoss durch jene Mischung heterogener Ele- 
mente suchte die Regierung den AusiwüjChsen des konstitutio- 
nellen Systems zu begegnen, sondern auch durch das Ver- 
langen bestimmter persönlicher Eigenschaften der Abge- 
ordneten — iabgeseh'en von dem oben genannten, nur für die 
Mitglieder der zweiten Kammer geltenden Steuerzensus. Die 
Volksvertreter mütöen ein gewisses Alter haben, die Mit- 
glieder der ersten Kammer 25, diejenigen der zweiten 
Kammer 36. Sämtliche süddeutsthen Verfassungen ver- 
langen' zwar auch ein höheres Alter für die Abjgeordneten 
der liweiten Kammer wie für die Mitglieder der ersten, immer- , 
hin aber ist die Differenz nach dem faesiSisch'en Edikt zu gross ; 
ein Alter von 30 Jahren für die Deputierten der zweiten 
Kiamtaer wie bei den süddeutschen VeriFassunsen wäre längst 
ausreichend gewesen. Im Anschluss an die bayrische Ver- 
fassung (Tit. VI, § 12) bestimmt ferner das Edikt, dass kein 
Mitglied des Landtags wegen Verbrechen und Vergehen, 



— 158 



mit Ausnahme derjenigen, die „btoäs zur niederen Polizei'' 
gehören, vorbestraft sein darf. Diese Vorsdirift wire zweck- 
massigerweise weggeblieben, da durch schwere Verbrechen 
das StaatsbArgerrecitt veitoren ging, welches Voraussetzung 
für das Ehrenamt des VoAdsvertreters war, und wegen ge- 
ringerer VerfefaShingen einen vom Volk' Gewählten aus- 
zusdiliessen, war ungerecht und bei der damals noch be- 
stehenden Verwaltungsorganjsation dts PoUzeistaates gerade- 
zu gefährfich. Das Kuriosunü der Weimarer Verfassung, 
dassi unehctich Geborene nicht zu Volksvertretern gewiihlt 
werden können, bat das hessische Edikt nicht aufgenommen. 

Wie bei der Weimarer und den sflddeutscfaen Ver- 
fassungen wurde den Volksvertretem verboten, IQr ihre 
Stimme Instruktionen anzunehmen und eidlich musisten sie 
sich verpflichten, „in der Ständeversamlmlung nur das allge- 
meine Wohl nach bester, eigener, durch keinen Auftrag be- 
stimmter Ueberzeugung beraten zu wollen.'' Damit hat die 
Regierung trotz der Karlsbader Verhandlungen still- 
schweigend wieder den von Qentz so verfhichten, in der 
badisdien zweiten Kammer ausgesprochenen Grundsatz des 
Reprasentativsystems aufgenommen, „dass jede Kammer und 
jedes Mitglied jeder Kammer ohne alle Rücksicht auf be- 
sondere Verhaltnisfse oder Gerechtsame nur als Vertreter 
der Gesamtheit betrachtet werden sollen." Aber die Regie- 
rung konnte gar nicht mehr anders, da sie friUier bei jeder 
Gelegenheit und jetzt wieder in dem Edikt selbst grade als 
Grund für die Aufhebung der alten Landstände angegeben 
hatte, dass diese nur Interessenvertretungen und keine Re- 
präsentationen des gesamten Volkes gewesen seien. In dem 
mit den oben genannten Verfassungen nahezu gleichlautenden 
Artikel 24 des Ediklsf (cf. bayerische V.-Uric., Tü VII, § 26 
und 27, Wiiirttembergische V.-Uric, S§ 184, 185, der die 
hessische Bestimmung nachgebildet ist^^ badische V.-Urk., 



7. Vergl. Noellner, Die Oarantlen der deufschenStlndekainmem usw. 
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§ 49, Sadi'sen-Weiinarer Onindges^ § 68 und 69) wurde den 
Landtagsmitgtiedem die Freiheitsredite gewahrt, deren sie 
zur Erfüllung ihres Berufs unbedingt bedurften. Die Abge- 
ordneten sollten auf sechs Jahre gewählt werden, die 
badische Partialerneuerung der zweiten Kammer (§ 38) vmrde 
nicht aufgenommen. Wenigsten^ aUe drei Jahre sollten die 
Stande einberufen werden. Sie werden von dem' Oross^ 
herzog berufen, geschlossen und aufgelöst; in letzterem Fall 
wird aber binnen Jahresfrist ;,ine neue Standeversammfung 
berufen. EXe „vriHkurliche Vereinigung" des Landtags ist 
ungesetzlich und Istrafhar. Eine besondere Geschäftsordnung 
vom 24. Mikrz regelt den Geschäftsgang der Kammern und 
das Verfahren bei der Konstituierung. 

Noch vorsichtiger wie bei der Zuslammensetzung des 
Landtags ging die Regierung bei der Gewahrunjg der 
ständischen Rechte zu Werke. Die schöne, der badischen 
Verfassungsurkunde nachgeahmte lapidare Sprache, die allein 
der Würde des Staatsgrundgesetzes entspricht, artet in eine 
abgeschmackte Redseligkeit aus, wo es sich darum handelt, 
über missliche Punkte hinwegzukommen. Vor allem gilt 
dies von der heiklen Frage des Budgetrechts, über die man 
sich erst vor kurzem in Wien den Kopf zerbrochen hatte. 
Man dachte dort darüber nach, ob denn alle in das Budget 
eingestellten Einnahmen des Stiates von der „Willkür" der 
Stände abhängen könnten, oder ob diese verpflichtet seien, 
eine ganze Anzahl durch frühere Gesetze festgelegte Steuern, 
die wir heute den festen Etat nennen, schlechthin zu be- 
willigen. Der reaktionäre Nissauer Vertreter von Marschall 
wollte sogar ohne weiteres das Bewilligungsrecht der Land- 
stände für alle die Steuern ausschalten, die zur Erfüllung der 
bestehenden Vjrwaltungs'gesetze notwendig seien, was natür- 
gemäss das ganze Budgetrecht der Stände illusorisch machen 
konnte. Die anderen Staaten gingen deshalb auch nicht auf 
diesen Vorschlag ein ; man unterliess eine weitere Diskussion 
des Punktes und begnügte sich mit, der selbstverständlichen 
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Bestimmung des Artikefs 58 der Schlussakte, dass die Landes- 
hemi durch keine laridständische Verfassung in der Er- 
füllung ihrer bundesmässigen Verpflichtungen gehindert oder 
beschränkt werden dürften. Diese Wiener Verhandlungen 
beunruhigten die hessische Regierung, aber auch sie fand 
keine brauchbare Lösung der Frage. Der Artikel 15 des 
Edikts gewährte zwar den Ständen wie in den süddeutschen 
Verfassungen ein Budgetrecht dergestalt, dass „das neue 
Finanzgesetz'' ohne ihre Zustimmung nicht in Vollzug ge- 
setzt werden solle. Ja, man ging sogar noch weiter als 
Bayern und bestimmte, dass der Etat der zweiten Kammer 
nicht bloss zuerst vorgelegt, sondern, dass es dieser aus- 
j schliesslich vorbehalten sein solle, ihn Posten für Posten 
durchzugehen und darüber Beschlüsse zu fassen, während 
die erste Kammer ihn nur im Ganzen annehmen oder ver- 
werfen konnte."^ Wenn das kt/tere geschah, sollte das 
Finanzgesetz in einer Versammlung der vereinigten beiden 
Kammern diskutiert und der Beschluss nach absoluter 
Stimmenmehrheit gefasst werden. Das Finanzgesetz kam 
überhaupt nur dann an die erste Kammer, wenn es von der 
zweiten Kammer langenommen worden war, so dass der 
letzteren ein absolutes Budgetverweigerungs recht zustand. 
Beiden Kammern wurde das Recht eingeräumt, „nicht 
nur eine vollständige Uebersicht und Nachweisung der 
Staatsbedürfnisse, sondern auch eine genügende Aus- 
kunft über die Verwendung früher verwilligter Summen 
zu begehren/' Dass die Zustimmung zum Budget 
von keiner Kammer „an die Bedingung der Erfüllung 
bestimmter Desideiien geknüpft" werden dürfe, hatte 
weder das Edikt poch eine der süddeutschen Verfassungen 
vergessen; nuin hatte die alten, störrischen Stände, die sich 
imteer auf -neue Desiderien besannen, wenn sie Sfeuem be- 
willigen sollten, noch in guter Erinnerung. Also gegen dieses 



8. cf. auch Montesqtueu, csprit des lois. a. a. 0. 
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Budgetrecht wäre nicht das geringste einzuwenden gewesen, 
wenn man nicht mit der anderen Hand genommen hätte, was 
man mit dieser gegeben hatte. Denn die verklausuUerten Be- 
stimmungen des Artikels lö machten das Reciit des Artikels 
15 zu nichte. Jener Artikel lautete: „indem Wir durch die 
Bestimmung des Artikels 15 Unserem Volke die Gewissheit 
bereiten, dass ihm keine neue Lasten ohne die Uebcr/euiiiing 
der Stände von der Notwendigkeit und Erforderlichkeit der- 
selben aufgelegt werden können, und indem Wir die weitere 
Versicherung hinzufügen, dass Wir, was die verschiedenen 
Besteuerungs arten imd die Art und Weise ihrer Umlage und 
Verteilung betrifft, gerne den Anträgen unserer getreuen 
Stände Gehör gestatten, und denselben, insofern sie passend 
und ausführbar sind, Unsere Genehmigung nicht versagen 
werden, können Wir jedoch auch auf der anderen Seite die 
Existenz des Staates und die Erfüllung rechtlich bestehender 
Verbindlichkeiten nicht von einer willkürlichen ständischen 
Verweigerung der Steuerbewilligung abhängig machen. 

Wir verordnen daher in dieser Hinsicht» jedoch mit dem 
sehnlichen Wunsche, dass Wir nie in den Fall kommen 
weiden, hiervon Gebrauch machen zu müssen, Folgendes: 

1. Wenn keine Vereinbarung mit den Ständen über das 
neue Steuergesetz zustande kommt, so dauert das alte Stener- 
gesetz, insofern die darin festgesetzten Steuern nicht für 
einen vorül>ergehenden und bereits erreichten Zweck be- 
stimmt ^aren, von Bleibst fßr das folgende Jahr, binnen dessen 
Laufe Wir eine neue ständische Versammlung mit neuen 
Wahlen ausschreiben werden, fort 

2. Wenn die Stande die notwendige Verwilligung für die 
Erfüllung neuer, durch unsere VerpfHchtungen gegen den 
deutschen Bund begründeter Verbindlichkeiten, wie in dem 
Falle eines Krieges, verweigern sollten, so bleiben Wir zu der 
Ausschreibung der zu der Erfüllung dieser Verbindlichkeit 
erforderlichen Sumlmen, woifiber Wir eine öffentliche Rechen- 
schaft werden ablegen lassen, berechtigt/' 
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Bezeichnend für die Bedenklichi<eit dieser Bestimmung 
ist die lang^e, entschuldigende Einleitung. Üass der Landtag 
nicht die Mittel zur Erfüllung der Verbindlichkeiten dem 
Bund gegenüber, der Hessen nichts brachte, sundern nur 
nahm, vcrw^eigern konnte, war bitter, aber wahr, andererseits 
musste doch das Volk eine Garantie dafür haben, d.ass nicht 
unter diesem Deckmantel das ständische Steuerrecht lahm 
gelegt wurde. Vor allem musste dem Landtag eine Ein- 
wirkung auf die Feststellung des Militäretats zustehen. Die 
württembergische Verfassung — die bayerische und badische 
Verfassungsurkunden regelten diese Frage nicht speziell, 
sondern beliessen es bei dem allgemeinen Budgetrecht — 
bestimmte denn auch im § 3 „dass in Ansehung der Mittel 
zur Erfüllung der dem Bund gegenüber begründeten Verbind- 
lichkeiten die verfassungsmässige Mitwirkung der Stände'' 
eintreten sollte, aber das hessische Edikt verspricht nur, dass 
die Regierung „den Anträgen der Stände ( ichcir gestatten und 
denselben, insofern sie passend und ausführbar sind, die 
Genehmigung nicht versagen" werde. Den Ständen musste 
das Prüfungsrecht zustehen, ob die von der Regierung ge- 
forderten Steuern auch tatsächlich notwendig waren zur Er- 
füllung der Bundesverpflichtungen, und sie mussten mit- 
bestimmen können, wie diese Steuern aufgebracht werden 
sollten. Der von der Regierung beabsichtigte Zweck wäre 
hinlänglich durch eine der badischen Verfassungsurkunde 
(§ 63) analoge Bestimmung erreicht worden. Aber weit 
gefährlicher wie die Bestimmung zu pos. 2 war die Be- 
schränkung zu Nr. 1. Die bayerische V.-Urk. Tii VII, § 7 
und vor aBem die badisdie V.-Urk^ § 62, aus der olfenbar 
auch dieser Satz entlehnt ist, behandelten ja dieselbe Frage, 
aber in ganz anderer Weise. Denn jene Verfassungen 
brachten unzweideutig zum Ausdruck, dass nach Ablauf der 
sechs jytonate^ wahrend deren die Regierung die früher ver- 
willigten Steuern noch weiter erheben durfte^ die Steuer- 
erhebung ohne ständische Genehmigung unzulässig war, aber 
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das liesiBische Edikt sagt: „Das alte Steueisesetz dauert 
. . . von selbst für das folgende Jahr . . . fort Wie nun, 
wenn gleich bei dem ersten ,,Steuergesetz'' keine Einigung 
zustande kam? Die Regierung konnte dann, falls der erste 
Landtag nicht die gewünschten Steuern bewilligte^ die alten 
Auflagen weiter erheben, den Landtag auflösen und einen 
neuen aussdireiben, imd wenn auch dieser störrisch war, die 
Sache so ad infinitum fortsetzen, so dass das Budgetrecht des 
hessischen Landtags nur auf dem' Papier stand. Der Land- 
tag musste also die Prüfung des Etats lediglich' darauf be- 
schranken, ob das neue AufEagegesetz gfinstiger für das Volk 
war als das alte, und wenn dies der Fall war, musste er es 
als im Interesse des Volkes liegend notwendig annehmen, 
sonst wurde er von der Regierung dazu gezwungen. Ein 
solches Budgetrecht ging mithin über die Begutachtung des 
Fmanzgesetzes nicht hinaus. Die vielen Bittschriften hatten 
wohl die Regierung beunruhigt sie erwartete bei der Steuer- 
bewilligung Differenzen mit dem ersten Landtag und wollte 
sich vorsehen.^ Gerade dieser Artikel 16 charakterisiert be- 
sonders die Dürftigkeit des Edikts und bfadtte dieses schliess- 
lich auch zu Fall. Der Versuch der Regierung, sich durch eine 
besondere Klausel vor der „Willkür" des Landtags zu 
schützen, scheiterte also hier ebenso wie in Wien. Die 
übrigen budgetrechtlichen Bestimmungen waren von unter- 
geordneter Bedeutung und konnten die MiUigef des Art 16 
nicht wieder gut machen. Selbstverständlich war der Vor- 
behalt des Artikels 17 — den schon die bayerische Verfassung 
(Titel VII, § 5, Abs. 2) gemacht hatte — dass auch für 
die zweite Hälfte des Jahres 1820 die Regierung die Steuern 
ohne ständische Bewilligung ausschreiben werde, da nicht 
mehr in dem ersten halben Jahr das Budget für das zweite 
Semester verabschiedet werden konnte. Ohne Genehmigung 
des Landtags sollte weder eine Vermehrung der Staatsschuld 



9. cf. Brief Oagerns an Stein vom 88* Saptember 188a 
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noch eine Verhypothecierung der Domänen vorgcenommen 
werden. AengsflSch vermied man, offen wie die badisthe 
Verfassungsurkunde zu erklären, dass die sämtlichen 
Domänen als Privateigentum des Orossherzogs gelt^ sollten. 
Die Artikel 103 und 107 der wurttembergisdi'en V.-Urk. 
passten nicht zu der patriarchalen Auffassung des Gross- 
herzogs, sondern aHein die Bestimmungen der badischen 
Verfassung (§§ SS' und 59).^ Diese Paragraphen waren die 
einzigen Abänderungen, die der Orossherzog Karl seinerzeit 
an dem Nebeniua^sdien Entwurf vorgenommen hatte; das 
Schicksal der Mediatisierten war ihm noch in frischer Er- 
innerung, et wollte sein Haus ffir ahnliche Fälle, die die 
Zukunft bringen konnte, sicherstellen. Für den Orossherzog 
von Hess^en, der zu Beginn der napoleonischen Herrschaft 
wegen seiner Österreich- und preussenfreundlichen Haltung 
nur. mit knapper Not dem Schicksal des kurhessischen Vetters 
entgangen war, mochten wohl ähnliche Erwäguniren aus- 
schlaggebend sein. Wenn auch nicht ausdrücklich in der 
neuen Verfassungsurkunde die Domänen als landesherrliches 
Privateigentum bezeichnet wurden, so steht es doch ausser 
Zweifel, dass sie es nach dem Edikt sind. Denn einmal 
redet der Artikel 19 von „Unseren Domänen", und dann 
sind keine Bestimmungen über die Zivilliste, die in erster 
Linie von den Domänen zu bestreiten ist, wie in den süd- 
deutschen Verfassungen aufgenommen, der Orossherzog 
wollte also die Ausgaben der Hofhaltung und seiner Familie 
aus seinem Privatvermögen bestreiten und sich hier nicht von 
den Ständen hineinreden lassen. Aber der Abs. 2 des Artikels 
19 geht noch weiter als die entsprechende Bestimmung der 
badischen V.-Urk. (§ 58). Denn in dieser ist ausdrücklich 
gesagt, dass keine Domäne ohne Zustimmung der Stände 
veräussert werden darf — abgesehen von den durch eine 
sachgemässe Verwaltung bedingten Verkäufen, bei denen 
aber immer wieder der Erlös zu Neuerwerbungen angelegt 
oder der Schuldentilgungskasse zugeführt werden musste. 
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Das hessische Edikt enthält dagegen keine derartige ße- 
stimmufig über das landesherrliche Verfügungsrecht, die • 
IDomänen können schlechthin ohne ständische Oenehmigung 
von dem Grossherzog veräussert werden. 

Nicht minder ängstlich lals beim Budgetrecht war die 
Regierung in der Gewährung eines Mitwirkungsrechts bei 
der Gesetzgebung. Hier blieb sie merkwürdigerweise 
wesentlich hinter allen süddeutschen Verfassungen zurück, 
obwohl weder in Karlsbad — sogar Gentz hatte für seine 
mittelalterlichen Stände ein Zustimmungsrecht bei der Ge- 
setzgebung' bewilligt — noch in Wien ein besonderer Anhss 
dazu gegeben worden war. Dass der Orossherzog bei Ver- 
ordnungen eine ständische Mitwirkung nicht anerkennen 
konnte, ergab sich aus seinem Vcrwaltungsrecht, aber er 
behielt sich auch ein unbedingtes G e s e t z g e b u n g s - 
recht auf dem Gebiete des Polizeiwesens vor. Wie der 
Begriff der Pohzei missbrruicht worden war, hatte das Volk 
seither nur zu bitter erfahren, ^a-rade dieser Umstand hatte die 
Verfassungsbewegung in Fluss gebracht und ihr immer neue 
Nahrung zugefülirt und jetzt war hier, wo der Landtag in 
erster Linie Abhilfe schaffen sollte, dessen Mitwirkung über- 
haupt vollständig ausgeschaltet! Aber auch bei anderen 
Gesetzen stand dem Landtag kein unbedingtes Zustimmungs- 
recht zu, da die Krone nur sein Gutachten*' einholen wollte. 
In ganz unverbindlicher Weise versprach sie allerdings, „der 
Vollziehung Anstand" zu geben, ,,wenn auch nur eine 
Kammer gegen das Gesetz stimmte." Jedoch glaubte sie da- 
mit schon wieder zu Viel gewährt zu haben. „Wenn wir aber 
fortdauernd von seiner Notwendigkeit oder Nützlichkeit über- 
zeugt bleiben, so behalten Wir uns vor, es vollziehen zu 
lassen, wenn bei einer weiteren Ständeversammlung, welcher 
Wir es vorlegen lassen, auch nur eine der beiden Kammern 
sich beifällig für dasselbe erklärt." Da die erste Kammer 
fast durchweg auf der Seite der Regierung stehen würde, 
hatte diese leichtes Spiel. Wenn die zweite Kammer ein 
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Gesetz ablehnte, musste sie nur aufgelöst und der neuen 
Kammer das Gesetz abermals vorgelegt werden; nahm sie 
es wieder nicht an, so brauchte die Regierung keine ver- 
fassungsmässigen Bedenken mehr zu haben und konnte es 
ruhig verkünden. Bei einer derartigen Beschränkung der 
ständischen Tätigkeit auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
war auch keine ausdrückliche Bestimmung über das aus- 
schliessliche Initiativrecht der Krone erforderlich, da dies 
sich von selbst verstand. 

Was wollte es gegenüber dieser stiefmütterlichen Be- 
handlung in den Punkten, die die Bedeutung der Volks- 
vertretung ausmachen, bedeuten, dass den Ständen ein 
brauchbares Petitionsrecht gewährt wurde, wenn auch dieses 
wegen des mangelnden Initiitivrechts von grösserer Be- 
deutung war als heute. Das Edikt lehnte sich hier an den 
§ 67 der badischen Verfassung an, die Regierung hielt es 
nicht für zweckmässig, jeder enizelnen Kammer wie in 
Württemberg das Petitionsrecht zu gewähren, sondern ver- 
langte übereinstimmenden Beschluss beider Kammern. Ein- 
zelnen und Korporationen wurde ein Beschwerderecht bei 
dem Landtag nur dann bewilligt, wenn sie zuvor vergebens 
die Verwaltungsbehörden um Abhilfe ihrer Beschwerden an- 
gegangen hatten. Dass Einzelne und Korporationen ,,in Hin- 
sicht allgemeiner politischer Interessen" kein Petitionsrecht 
bei dem Landesherrn hatten, war selbstverständlich und des- 
halb auch niciit in den süddeutschen Verfassungen besonders 
hervorgehoben. 

Merkwürdig ist, dass nicht in dem Edikt die in Wien 
beschlossene Betonung des monarchischen Prinzips zu 
finden ist, wo doch die Verfassungsurkunde sonst alle 
Aengstlichkeiten der Karlsbader und Wiener Verhandlungen 
zeigt. Aber nichts charakterisiert das Edikt besser als gerade 
dieser Umstand. Der Grossherzog war vor wie nach der 
absolute Herr geblieben, das Schattendasein des Landtags 
konnte nicht über diese Tatsache hinwegtäuschen. Die Volks- 
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Vertretung wiar eine Belidide, die den Landesherm bei seinen 
Regierungsmassregeln durdi ihr Gutachten zu unterstfitzen 
hatte, nichts aber verpflichtete diesen, nachf den V/ünsdien des 
Landtags sich zu richten. Der Grossherzog war nn Recht, 
wenn er eines Tages die Stande wieder ,yaus eigener JMadit- 
voHkiomnienheit" aufhob. Denn eine „Gewähr der Ver- 
fassung" wie bei aßen sonstigen Konstitutionen gab es nicht 
Eine Beschwörung der Verfassung durch' den Monarchen 
Icannte das Edikt nichts der Oroslsherzog war heiEg und un- 
\ter|etzlich, seine JMinister nur ihm verantwortlich. Wie 
himmelweit war diese Verfassung nodi von dem Iconstitutio- 
neften System entfernt! Die Ansdikuungen des wohl- 
woBenden Absolutismus waren Ludwig I. während seiner 
langen Regierungstatigkeit in Fleisch und Bhit fibergejgangen, 
er konnte sidi nicht an den Gedanken gewohnen, nur ein 
verfassungsmässig wirkendes Organ des Staates zu werden. 
Es fehlen deslialb auch in dem Edikt die zu einer Ver- 
fassungsurkunde gehörenden Bestimmungen über die staats- 
rechtliche Stellung des Monarchen, die Th'roalotge und die 
Regentschaft, dies hielt der Grossherzog für Priviatangelegen- 
heiten. Ein ]>esonderes^ dem Staate gehörendes Gut er- 
kannte er nicht an, noch weniger wollte er sich verfassungs- 
mässig von dem Landtag die Ausgaben ffif seine Hofhaltung 
vorschreiben lassen. Aengstlich wurde selbst in der äusseren 
Form die Dreiteilung der Gewalten vermieden, von der 
Justiz, wie in anderen Konstitutionen, war in dem Edikt 
ebensowenig wie von der Exekutive die Rede. Vergebens 
suchte das Volk nach den üblichen Freih'eitsrechten und der 
neuen, verheiss'enen Gemeindeordnung, welcfae die Be- 
seitigung des behördlichen Bevormundungssystems ge- 
bracht hätte. Nur zu deutlich atmet die neue Verfassungs- 
urkunde den Geist der zOmenden Bundes^reaktion trotz der 
verzeihenden väteriichen Sprache des Eingangs;. Das Wort 
„ungesetzlich'', welches die süddeutschen Verfassungen ge- 
brauchen für die willkürliche Vereinigung der Stände und 
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die BeCassung mit Gegenstanden, die nicht zu ihrem Wir- 
kungskreis; gehören (cf. Art 11 und 14), hielt die Regierung 
fär zu matt und mafte in krassen Farben das eingebildete 
Verbrechen. Die fanatlsdnten Absohitisten hatten in Kails- 
bad nicht an eine derartige Beschrankung der ständischen 
Rechte Im Ernste zu denken gewagt, wie sie jetzt in Hessen 
durchgeführt war. Die Angst ist ein übler Berater und 
brachte die hessische Regierung auf die merkwürdigsten 
Ideen, um dem Votk gegenüber konstitutionell zu sfcheinen, 
ohne es zu sein. Aus den drei süddeutschen Verfassungen 
lutte sie findig ulle jene Kautelen, welche zur Festigung des 
„monarchischen Prinzips!" geeignet wtaren, zusammengefesen 
und sich ein Werk daraus gezimmert; dessen Aeusseres 
zwar mit den Prunkbauten jener Konstitutionen überein- 
stimmen sonte, dessen innere Ausstattung man sich aber 
selbst besorgen und dem eigenen Oesdimacke anpassen 
wottte. 

Es ist klar, dass eine derartige Verfiassiuigsurkunde, die das Volk 
um alle seine Wünsche und Hoffnungen betrog, die öffentliche Kritik 
herausforderte, wenn auch diese durch die strenge Zensur noch so 
sehr erschwert wurde. Es erschien in Stuttgart eine aus dem Kreise 
der „Schwarzen" stammende Broschüre, Lieber Landständische Repräsen- 
tation Im Qrossberzogflium Hessen'^o — entschieden das Beste, was fll>er 
das Edikt geschrieben wurde. Audi die hessische Regierung verkannte 
nicht die Gründlichkeit der Abhnndlung sowie die sachkundige Bearbeitung 
der Verfassuiigsfrnge und übersandte deshalb anfangs Juli beiden 
Kammern verchiedene Exemplare, um zu zeigen, dass sie „eine prüfende 
Erörterung des befragten Gegenstandes nicht scheue.* In der Sduift 
stellt der Verfesser jene bekannten naturrechtlichen Thesen der 
jfSchwarzen" auf und weist zutreffend an der Hand dieser Normen nach, 
wie wenig das Edikt mit dem vom Volk geforderten Repräsentativsystem 
harmonierte. Die Beweisführung ist sachlich und nüchtern, nur einmal 
versteigt sich der Verfasser zu der utopistischen Frage: »Sollte der 
BOi^er in Sachen des I&ieges kdne Stimme haben, da es doch das 



10. Verfasser ist wohl F. Th. Schulz; irrtümlich wurde früher all- 
gemein — so auch Treitschke III S. Ol — der in der Reaktionszeit zu 
Anfang der 30er Jahre berühmt gewordene E. E. Hoffmann in Darra- 
stadt als Verfasser bezeichnet 
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Blut seiner Söhne ist, welches dort für die Sache des Vaterlandes ver- 
spritzt wird?* Wenn er audi btA dem Wahlrecht den .blossen Steiier- 
massstab* für verfehlt hält und den «VermOgensmassstab mit tiniger, 

nicht ausschliesslicher Rücksicht auf Ofundeigentum" bevorzugt, so 
betont er doch, dass „der Besitz eines gewissen Vermögens und zwar 
Grundvermögens conditio sine qua non der Wahlfälligkeit und Wählbar- 
keit überhaupt sein müsse, um der Gefahr des Pöbeleinflusses vor- 
zubeugen.* Aufgabe des Landtages sei es, auf die Beseitigung der 
Mängel des Ediicts hinzuarbeiten. Die Abhandlung ist stark t>eeinflusst 
von Montesquieu'ächcn Ideen, besonders gilt dies von dem zweiten, 
erst nach dem I I. Oktober erschienenen Hefte, in dem ganze Stellen 
aus dem „esprit des lois" wörtlich zitiert werden. Die Broschüre ist 
geistreich — wie das Naturrecht selbst — geschrieben und wurde viel 
gelesen. 

Nach einem andern Gesichtspunkt behandelte denselben Gegenstand 
eine zweite, in Frankfurt a. M. anonym erschienene Schrift: „Bemerkungen 
über das Edikt die landsländische Verfassung des Grossherzogthums Hessen 
betreffend ; in Vergleicliung mit den früher in andern deutschen Bundes- 
staaten erschienenen Verfassungsurkunden. " Wie schon der Titel sagt, 
sucht diese Broschtlre zu bewdsen. wie sehr das Edikt hhiter den 
bereits frilher in Deutschland erschienenen Konstitutionen zurflckbleibt. 
Da, wie bereits oben auseinandergesetzt, die neue Verfassungsurkunde 
überhaupt nicht das Repräsentativsystem in Hessen einführte, so hatte 
der Verfasser leichtes Spiel. Die Abhandlung ist rein wissenschaftlich 
gehalten und — abgesehen von einigen Unrichtigkeiten — gut, wenn sie 
auch liinter der zuvor genannten zurflckbleibt. 

Die Regierung schwieg diesmal zu jenen Angriffen, obschon ^e 
doch bei allen früheren Gelegenheiten amtlich oder halbamtlich Stellung 
zu kritischen Abhandlun^^en aus dem Publikum genommen hatte; der 
Oberappelationsgerichtsrat und Landtagsabgeordnete Floret dagegen 
hielt sich verpflichtet, eine Lanze für sie zu brechen. In einer in Heidel- 
beig anonym erschienenen Schrift »Erörterungen Aber landständische Ver- 
fassung in Deutschland, namentlich in Beziehung auf das Grossherzogthum 
Hessen" bekämpfte er die Stuttgarter Broschüre. Durch eine absurde 
Redseligkeit sucht er seine Abhandlung für ihre Gebrechen schadlos 
zu halten, sein politischer Freimut reicht nur bis zu den von der 
Regierung gezogenen Schranken. Zwar erklärt er pathetisch, dass er 
auf dem Standpunkte stehe, »nur auf gesetzmässigem Wege Fortschritte 
zu machen und nur das zu nehmen, was der Fürst gebe," er sucht 
aber im Folgenden darzutun, wie vortrefflich das Edikt sei, so dass 
nichts mehr von einer Reformbedürftigkeit zu merken ist. Für den 
Artikel 16 ist er voll des Lobes, »er ist eine Bestimmung, die gleich 
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geeignet ist, den Standpunkt der Sünde und den der Regierung 
zu sicbem. Es genOgt voHsflndig, wenn dem Regenten durch die 

Volicsvertretung die Lage und die Ansichten des Volkes belcannt ge- 
macht werden, der Regent wird dann schon von selbst tun, was seinem 
Lande nützlich ist." Von sämtlichen Bestimmungen des Edikts hält er 
allein das Beschwerderecht der Stände nach Artikel 22 nicht für aus- 
reichend, aber nur deshalb nich^ weil mittlerweile die Regierung dem 
Landtag ein AUnisterveraniwortlichkeitsgeselz vorgel^ hatte. Diese 
Schrift Florets ist noch abgeschmackter als seine spätere »His- 
torisch-kritische Darstellung der Verhandlungen der Ständeversamm- 
lung des Grossherzogthums Hessen im Jahre 1820 und 1821". Die 
gelegentlichen Auszeichnungen des Grossherzogs hatten ihm sein ge- 
sundes Urteil verdorben und die weitgehendsten Hoffnungen in ihm 
wachgerufen. Seiner „Historisch-kritischen Darstellung" ward nur des- 
halb die Ehre zu Teil, viel gelesen zu werden, weil Floret bis jetzt 
leider der einzige Kommentator der hessischen Verfassungsurkunde ist, 
keineswegs aber, weil das Buch vieleicht ein bedeutendes wissenschaft- 
liches Werk wflre. Floret gebSrdete sich freilich, als habe er etwas 
Epochemachendes geschaffen, Obersandte In selbs^fefUliger Aufdring- 
lich kcit den deutschen Fürsten sein Prachtwerk und heimste dafür die 
goldene Verdienstmedaille von König Max von Baiern und die »ehrenden 
Schreiben" der übrigen Souveräne ein. 

Das Edikt vom 18. März 1820 hatte die im Volk herr- 
schende Bewegung nicht beseitigt, sondern durch die Ent- 
täuschung, die es brachte, noch gesteigert.^^ Immerhin aber 
gab man die Hoffnung noch nicht ganz auf und erwartete 
gespannt die Verhandlungen des zuerst auf den 27. Mai, 
dann, da die Wahlen zu lange Zeit in Anspruch nahmen, auf 
den 17. Juni einberufenen Landtags. An dem letztgenannten 
Tage waren die meisten Abgeordneten nach Darmstadt ge- 
kommen und versammelten sich gegen Abend in dem Hotel 
zur Traube.*- Hier wurde eifrig erörtert, wie man sich dem 
Edikt gegenüber verhalten wolle, und ob man den in diesem 
geforderten Eid leisten könne. Der eine Abgeordnete der 
Stadt Diarmstadt, Überappellationsgerichtsrat Höpfner, ein 

11. cf. auch Murhard, all£j. pol. Annalen a. a. O. 

12. cf. im Folgenden vor allem »Treue Darstellung" etc. Dann 
auch Murhard, Allg. pol. Annalen a. a. O. 



Digitized by Google 



— 171 — 

Feuerkopf, dem der politische Kampf ein Lebensbedürfnis 
war, hatte bereits eine geharnischte Vorstellung an den 
Grossherzog ausgearbeitet, die der Diskussion zugrunde ge- 
legt wurde, Höpfner wollte durch die Verweigerung des 
Eides die Konstituierung des Landtags verhindern und von 
der Regierung zuerst die früher versprochene „um- 
fassende Verfassungsurkunde" verlangen, bevor man die 
Landtagsverhandlungen begann. Ein derartiges Schatten- 
dasein, zu dem das Edikt die Volksvertretung verdammte, 
war seiner graden und ehrlichen Natur zuwider, kurz und 
derb sagte er denn auch in seiner Vorstellung: „Fasst man 
die darin (in dem Edikt) den Ständen verliehenen Rechte mit 
Rücksicht der im Art. 16, Abs. 1 und 2, sodann im Art. 20 
und 21 enthaltenen beschränkenden Bestimmungen in einem 
Satz zusammen, so haben dieselben der Wirkung nach, und 
wenn man von blossen Formen absieht^ keine anderen ver- 
fassungsmässigen Befugnisse als: 

1. über das Finanzgesetz sich gutachtlich zu äussern. 

2. Rechenschaft über die erhobenen Abgaben zu ver- 
langen. 

3. Petitionen an den Regenten gelangen zu lassen, deren 
Willfahrung lediglich seiner Weisheit überlassen ist." 

Das Edikt könne unmöglich die verheissene Verfassungs- 
urkunde sein, sondern „ein blosses Regulativ für 
dieeinzuberufendeStändeversamniiun g." Denn 
einmal hätten wenigstens die Rheinhessen auf ürund 
des Art. 55 der Wiener Schlussakte, wonach der Landtag 
„mit Berücksichtigung der früher gesetzlich bestandenen 
ständischen Rechte" auszustatten sei, „auf eine Konstitution 
im Wesentlichen Ans'pruch zu machen, wie jene war, die vor 
ihrer Vereinigung mit dem deutschen Bunde daselbst be- 
standen, wonach die Wirldsiamkeit der Stände als gesetz- 
gebender Körper bei allen Gegenständen der Gesetzgebung 
ohfl-e Ausnahme eintritt." Dann habe der Grossherzog 
so oft sldnem .Volke eine wahrhafte Verfassung versprochen 
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und vor aTIem in Wien am 16. November 1814 alle die Rechte 
namhaft gemacht, welche er der Volksvertretung einräumen 
wolle. Sarkastisch hält er dem Qrossherzog seine reaktionäre 
Schwenkung in den letzten Monaten vor: „Die Vermutung, 
düss Ew. Königliche Hoheit noch jetzt die nämlichen An- 
sichten hinsichtlich der wesentlichen Bestandteile einer 
ständischen Verfassung haben, welche Allerhöchstdieselben 
damals zu Wien öffentlich und feierlich proklamierten, ist 
wohl nicht zu gewaoi:." fir verlangt deshalb, dass „der Er- 
öffnung des Landtags eine umfassende KonstitutionsurkTjnde 
vorangehen** müsse, „wodurch zugleich die Lücken des Edikts 
vom 18. Miärz d. J. in LJebereinstimmung mit den von Ew. 
Königlichen Hoheit auf dem Kongress zu Wien am 16. No- 
vember 1814 feierlich proklamierten Grundsätzen ergänzt 
werden/' Wenn dies nicht geschehe, könne er es mit seinem 
Gewissen nicht vereinbaren, den durch das Edikt vorge- 
schriebenen Eid zu leisten, weil dieser von ihm die „genaue 
Beobachtung der Verfassung" verlange und „in der Stände- 
versammlung nur das allgemeine Wohl, nach bester, eigener, 
durch keinen Auftrag bestimmter LJeberzeugung" zu beraten. 
Höpfner hatte die Mehrzahl der anwesenden Abgeordneten 
auf seiner Seite, die Regierung hatte eine starke Opposition 
zu erwarten. Am anderen Tag kam nun auch die andere 
Partei zu Wort. Hans von Gagern, der nach seiner wechsel- 
vollen politischen Tätigkeit in nassauischen und nieder- 
ländischen Diensten sich auf seine Güter in Rheiiihcssen 
zurückgezogen hatte und für den neuen Landtag zum Abge- 
ordneten des Kantons Pfeddersheim gewählt worden war, 
trug seine Auffassung vor und riet „auf jeden Fall zu den 
glimpflichsten Wegen und Ausdrücken" und warnte „vor 
Faktionen und Leidenschaften". Obwohl er während seiner 
früheren politischen Tätigkeit, insbesondere auf dem Wiener 
Kongress und arn Bundestag, immer warm für das Repräsen- 
tativsysteni eingetreten war und immer auf der Seite des 
Uberalismus gestanden hatte, bekundete er hier eine hocii- 
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konservative Haltung, die er der tuigrestihneii Art Höpfhers 
gegenüber für angezeigt hielt: „Es* ist Tatsache/' sagte er 
in seiner gewählten Oelefartenspradie, „dass die Rhieinhessen 
« mit ihrem Landesherm, mit der bisherigen Einrichtung und 
Regierungsweiste zufrieden, eine neue Konstitution nicht ge- 
wünscht haben. Ungesn haben sie gewählt Aber die Ge- 
wählten sind in der Abeidit anhero geklommen, den Eid, wie 
er in dem Edikte enthaften ist, zu leisten . . . Die V/orte 
der VerfasSiung begreifen nicht bloss diese Urkunde, sondern 
ihre Vervollstäiidigung. Oenn sie hat offenbare Auslassun- 
gen, die ihre Vervollständigung unterstelle ... Sie ist also 
anerkanntermassien mehr Skizze — primae lineae, wie man 
siagt,* als umfassendes Verfassungsgesetz." Den Inhalt des 
Edikts, insbesondere die ständischen Rechte, beurteilt er, 
„wenn auch zu sehr stylo ferreo nach den Besorgnissen der 
Zeit abgefasist", günstiger als Hoipfner. Er kann deshalb 
dessen Vorstellung nicht unterschreiben, noch weniger „gut 
heism, was darin von Rheinhessen in 'Beziehling auf 
Napoleons obere Staatseinrichtung oder seine Klonstitution 
gesagt" ist Vor allem veriangt er, dass die bisher nicht 
erschienenen, in E>armJ5tadt wohnenden Abgeordneten, deren 
Gesinnung notorisch konservativ war, zu den Verhandhingen 
hinzugezogen werden, aber die andere Partei entgegnet ihm, 
„dass man diese Staatsbeamten aus Delikjatesse zu dieser 
Versamtoilung nicht wohl einladen könne." Hopfher blieb 
Sieger, und am 18. Juni wurde seine Vorstellung, von 
32 Abgeordneten unterschrieben, eingereicht; aber schon am 
nächsten Tag hatte er sie wieder mit einem Begleitschreiben 
des Kabinettsekretärs Schl'eierm'acher, „dass S, K. H. die- 
selbe gestern bei anderen Papieren auf dem Tische gefunden, 
daher für eine gewöhnliche Bittschrift gehalten und erbrochen 
haben, welches nicht ge$ch)ehen sein würde, wenn Aller- 
höchstdieselben die Verfasser und den Inhalt geahhet hätten, 
indem S. K. H. von den Ständen, solange dieselben noch nicht 
geschworen haben und nicht konstituiert sind, weder eine 
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Deputation noch eine Bittschrift annehmen können, dass 
Allerhöchstdieselben aber nach der Konstituierung- jede 
Petition, welche in legalem Wege an ÄllerhÖchstdieselben 
gelanget, sehr gerne gewähren werden, da es S. K, H. jeder- • 
zeit zum wahrsten und reinsten Vergnügen gereicht, das 
(jjück der Orossherzoglichen Lande und einzelner Bewohner 
zu befördern." Die herausfordernde Sprache Hopfners war 
dem Cirossherzog mit Recht zu arg, auf eine solche Vor^ 
Stellung gab er keine Antwort. Daraufhin erklärten 27 Ab- 
geordnete in einer neuen, in der Sprache eines leidenden 
Märtyrers von Htipfiier abgefassten Vorstellung, dass sie 
den Eid nicht leisten könnten, und dass ihnen „unter diesen 
Voraussetzungen kein anderer als der schmerzliche Schritt 
zu tun übrig bleibe, ihr Mandat in die Hände ihrer Man- 
danten zumckzugeben." Er konnte es sich nicht versagen, 
am Schhisse noch einmal mit bissiger Ironie zu bemerken: 
„Von dem innigsten Dankgefühl durchdrungen, wünschen 
wir uns Glück, ihnen (den Mandanten) die Beruhigung mit- 
bringen zu können, dass S, K. H. in den huldvollsten Aus- 
drücken sie noch jener väterlichen Gesinnungen zu ver- 
sichern geruhte, welche Allerhöchstdieselben stets für die 
Wohlfahrt ihrer Völker allergnädigst hegten." Die Eid- 
verweigerer verliessen daraufhin grösstenteils Darmstadt, 
wohl im Geheimen auf eine gänzliche Aufhebung der Ver- 
fassting und eine Revolution hoffend. Fünf Abgeordnete: 
der Rittmeister von Buseck in Alten-Buseck, der Fabrikant 
iVlayer aus Grünberg, die Grossbauem Reuter in Haarhauseil 
und Prinz aus Nieder-Orke, sowie der frühere katholische 
Geistliche und jetzige Bürgermeister Neeb aus" Nieder- 
Saufheim, die die erste Vorstelhing mit unterzeiditiet hatten, 
zogen jedoch nicht die darin angegebene Konsequenz, 
sondern erklärten sich' zur Eidesleistung bereit, ja drei Niit- 
iaufer brachten es %ogar fertig, beklen Eiklärungen Höpfners 
zuzustimmen und zugleich auch derjenigen der Abgeordneten, 
welche zur Eidesleistung bereit waren, beizutreten. 
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Die Gagernsche Partei hatte noch an demselben Tag, an 
dem die Eidverweigerer die Niederlegung ihres Mandats 
anzeigten, ebenfalls in einer Eingabe an das Staatsministerium 
nicht weniger bestimmt ihren Standpunkt dargelegt, aber 
in ganz anderer Form. Ueberall feilte der geschäftige üagern 
die Kanten ab, bei allen entschiedenen Forderungen machte 
er abschwächende Zusätze,^-^ um die Hand zur Versöhnung zu 
reichen. Und doch präzisierte diese Vorstellung nicht minder 
.den Wunsch nach einer umfassenden Verfassungsurkunde 
wie die Höpfnersche. Scharf betonten die regierungstreuen 
Abgeordneten, dass sie „das Edikt vom 18. März d. J. und 
die übrigen, dessen Ausführung näher bestimmenden Ver- 
ordnungen bloss als den Inbegriff der Vorschriften ansehen, 
welche S. K. H. der Grossherzog zur Begründung einer 
gesetzlichen Wirksamkeit der Landstände zu erteilen für an- 
gemessen geachtet haben, und dass sie fol|glich weit ent- 
fernt sind anzunehmen, dass dieses Edikt und die übrigen 
aBerhödisten Verordnungen als das vollendete Verfassungs- 
werk zu betrachten seien, und daSs sie femer die lieber- 
Zeugung haben, wie S. K. H. nicht allein demnächst Ihren 
treugehorsamsten Ständen diejenigen Oesetzesentwürf^ 
welche AUerhöchstdiesdben zur voHslindigen Ausbildung 
und voflkommenen Sicherung der Verfassung notwendig 
hatten, gnädigst werden vorlegen lassen, sondern auch die 
ehrerbietigen Anträge, welche die Stände sich in diesier Be- 
ziehung untertänigst vorzutragen veranlasst finden könnten, 
mit landesväterlich^ Huk! aufnehmen und berfickisichtigen 
werden." Die Regierung war peinlich iUierrascht durch die 
letzten Vorgänge, auf eine Eidverweigerung und derartige 
Schwierigkeiten bei der Eröffnung des Landtags war sie nicht 
gefasst und 'doch fand sich Grotoian sehr schnell in die Lage. 
Er sah jetzt seinen Fefa^ff klar vor Augen und wusste, 
dasis er ohne Zugeständnisse ^uf loyalem Wiege nicht weiter 



18. cf. das Or^nal In den Akten des sttndiscben Archivs. 
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HotHmta konnte; ein Gewaltakt aber lagf seiner Natur fern. 
Er gab deshalb sfeinen früheren Standpunkt, mit den Abge- 
ordneten' vor der Eidesleistung nicht verhandeln zu wollen, 
auf und bestimmte seinen Herrn, dessen volles Vertrauen 
er genoss, zum 'Nachgeben. Er erteilte daraufhin der Oagem- 
sehen Partei am 22. Juni eine recht vorsichtig und allgemein 
gehaltene Antwort, „dass die Regierung in der Revision und 
Besserung des ganzen Rechtszustandes und seiner Grundlage 
mit Ruhe fortfahren werde." Den Abgeordneten KerteY von 
Mainz,^^ der eine fMsitive Zusage einem Lesen zwischen 
den Zeilen vorzog, befriedigte diese Mitteilung nicht voll- 
ständig; er erbat sich eine Antwort, die „jeder Bürger und 
Landmiann begreifen kann." Auch darauf ging die Regie- 
rung ein und wiederholte „mit Vergnügen" die Zusicherung, 
dass sie alle von den Abgeordneten vörgebrachten „Anstände 
und Zweifel ganz im Sinne und nach der Ansicht der Herrn 
Petenten zu erläutern beabsichtigt" habe. Kaum merkten 
die Rheinbess'en, dass ein günstiger Wind wehte, so waren 
sie schon wieder ^uf ihre Sonderinteressen bedacht, obwoht 
in dem Eid, über den man die ganze Zeit haderte und so 
starke Gewissensbisse empfand, das Gegenteil stand, und 
fingen sdion jetzt an über eine Sache zu verhandefn, die zum 
wenigsten in den Landtag gehörte. In einer von den fünf 
rheinhessischen Abjgeordneten (darunter auch' Gagem) unter- 
zeichneten Eingabe drückten sie ihre Besorgnis wegen der 
rh'einhessischen Institutionen aus, da das Edikt nichts darüber 
enthalte, und baten, keine Aenderungen an dem alten Rechts- 
zustande vorzunehmen. Sowohf von dem Gifossherzog selbst 
in einer Audienz wie von dem Ministerium erhielten sie 
eine beruhigende Zusage und die Versicherung, in der Thron- 
rede werde ihnen ihr Wiinsfch offentiichf garantiert werden. 

14. Offenbar der Verfasser der Schrift: „Treue Darstellung der 
Verhandlungen, welche der P>öfinung der Landstände des Grossherzog- 
thums Hessen voran giengen (cf. Landtagsverhandlungen, II. Kammer 
ProtokoU VII, 1. Heft S. 86.) 
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Auf die Einlenkung der Regierung hin eri<lärten sich 
nunmehr auch drei Mitglieder der Höpfnerschen Partei zur 
Leistung des Eides bereit. Da sich mittlerweile im ganzen 
zwei Drittel der Abgeordneten bei der Einweisungskom- 
mission gemeldet hatten, wurde zur \x)rläufigen Prüfung der 
Wahlen gemäss Art. 4 der Geschäftsordnung geschritten, 
und am 27. Juni konnte der Landtag in feierlicher Sitzung vx>n 
dem Grossherzog persönlich eröffnet werden. 

Ebenso störrisch wie' die zw^eite Kammer zeigte sich auch 
die erste. Abgesehen von dem Grafen Ernst-Casimir zu 
Yscnburg-Büdingen waren die Standesherren, die doch mehr 
als die Hälfte der ersten Kammer ausmachten, nicht er- 
schienen. Noch immer grollten sie, obwohl ihnen das neue 
Edikt vom 27. März 1820 mehr Rechte gewährte, als sie 
nach der Bundesakte beanspruchen konnten. Nach Jahre 
langem Handeln war es endlich Jaup^^ gelungen, eine Eini- 
gung zustande zu bringen. Aber die Hessen-Darmstädter 
Pairie war ihnen zu unbedeutend und die Rechte des Land- 
tags zu gering, um ihre Zeit oder ihre Ruhe dafür zu opfern. 
Zum Präsidenten der ersten Kammer war der tüchtige Graf 
Sol'ms-Laubach — sicher auch der bedeutendste unter den 
hessischen Standesherrn — ernannt worden, da dieser aber 
während der ganzen Session nicht erschien, wurden die 
Präsidialgeschäfte von dem Freiherrn Jeannot von Riedesel 
besorgt. Weil die der Regierung opponierenden Standesr 
herrn nicht erschienen waren, bestand die erste Kammer aus 
hochkonservativen Herren, die fast afle das Repräsentativ- 
system bestenfoOs als ein notwendiges Ud>el betraditeten. 
Es waren nur erschienen: der Erbprinz Ludwig, der Prinz 
Emif, die Landgrafen Christian und Ludwig, der Standesherr 
Qraf Emst-Casimir zu Ysenburg-Büdingen und von der ersten 
Sitzung ab auch der Oral August zu Stolbeig-Rosla-Orten« 



15. cf. Staats-Lexikon Rotteck- Weicker. Bd. 8 S. 638 ff. ArtUcel 
•Jaup". 
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berg, Freiherr Jeannot von Riedesel z.u Eisenbach, der Ge- 
heime Staatsrat von Wredcn als Stellvertreter des katho- 
lischen Landesbischofs, der protestantische Prälat Cieheirnrat 
Schmidt, der OberappcUationsgerichtsrat Arens, der Schwag-er 
ürolmans, den wir von seiner Deinaoogrenriecherei in Glessen 
her kennen, als Stellvertreter des Kanzlers der Landes- 
univcrsität,^' die drei auf Lcbcns/cit ernannten Mitglieder: 
der Geheimrat und Hofmarschall Karl du Bos Freiherr 
du Thil, der Geheimrat und Gesandte bei den Höfen von 
Kussel und Biebrich und bei der freien Stadt Frankfurt Franz 
Wilhelm Freiherr von Wiesenhütten und der Baron Heinrich 
Mappes. An einer derartig besetzten ersten Kammer hatte 
die Regierung einen starken Rückhalt, hier konnte sie immer 
Schutz finden gegen die Freiheitsgelüste der Volkskammer. 



16. Formell war noch Grolman Kanzler der Universität cf.Esselbom» 
Orolman a. a. O. S. 469, 
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Die Entstehung der Verfassungsurkunde vom 
17. Dezember 1820. 

Nachdem nun einmaf die Krisis vor der Eröffnung des 
Landtags überstanden war, hatte die Regierung einen mäch- 
tigen Vorteil erlangt Denn jetzt braudite sie nicht mehr 
einen löbertriebenen Radikalismus; zu fürchten, da die ent- 
schiedene Opposition es beharrlich ablehnte^ an den Kamnter- 
verhandhingen teilzunehmen, und die zumckgebliebenen Ab- 
geordneten, die nunmehr die dgentifdie zweite Kammer « 
bildeten, wäreii durchweg Leute, mit denen sich eine Ver- 
ständigung fmdeh lieSS. Gerade die intelligentesten waren 
es, die die Hand zur Veisöhhung gereicht hätten, bei einer 
nur einigermassen geschickten Behandlung musste die R-^e- 
rung sich aus der Verlegenheit ziehen können, in die sie das 
fehlgeschlagene Edikt gebracht hatte. Die neun adligen 
Herren und die fünf liöheren Beamten hatten schon numerisch 
das Uebergewicht; das sie durch ihre geistige Ueberliegenbeit 
naturgemäss noch verstärkten, die sechs Orosskaufleute 
waren zur Hälfte gefügige Rheinhessen und auch die anderen 
hatten sich als besonnene Leute gezeigt, die fünf Bauern 
hatten zwar anfangs mit der Opposition gestimmt, hatten sich 
aber bald von der Oagernschen Partei überreden lassen, diese 
würden also schon mit dem Strom schwimtoien. Nicht minder 
zuversichtlich wie die Regierung gingen auch die Abgeord- 
neten an die Arbeit heran, da sie sich ihres Sieges freuten, 
den sie schon errungen hatten, bevor überhaupt der Landtag 
eröffnet worden war, und sie auf Grund der jüngsten Zusagen 
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hofften, sich Schritt für Sch>iitt Hne den süddeutschen Ver- 
' fassungen ebenbürtige Konstitutionsiurkunde zu erobern. In 
ihren Erwartungen wurden sie durch die freundliche An- 
sprache und das Entgegenkommen des Orossherzogs bd der 
Eröffnung des Landtags bestärkt ,,Die Propositionen, so 
hatte er gesagt, welche ich Ihnen machen lasse, werden; 
hoff entiich zu Ihrer Befriedigung gereichen. Ihre gegründeten 
Wunsche und Vorschlage werde ich mit Veignügen hören 
und überall gerne helfen, wo zu helfen ist Ich habe meinen 
Behörden befohlen, dassl sie Ihnen mit Vertrauen und Offen- 
heit entgegenkommen sollen. Tun Sie das; Gleiclie. Dann 
werden wir alle gUickUch und vielen ein Muster sein/' und 
dann: „Entsprechen Sie meinen Erwartungen! Auf mich 
können Sie stets redinen!"^ Die zweite Kammer hielt sich 
deshalb verpflichtet, in einer innigfen, aber alle Wünsche 
klar zum Ausdruck bringenden Adresse, die sich vorteilhaft 
von derjenigen der ersten Kammer imterschied, dem Landes- 
herrn für die Versprechungen und die freundlichen Worte zu 
danken.- Es galt nun durch zielbewusste Beharrlichkeit und 
musterhaftes Betragen die offensichtliche Gewogenheit der 
Regierung zu erhalten und für eine umfassende, moderne 
Kodifizierung des Verfassungsrechts zu gewinnen. Be- 
sonders der von dem Grossherzog zum Präsidenten der 
zweiten Kammer ernannte Oberforstrat Eigenbrodt hat in 
dieser Beziehung der Verfassungsbestrebung gute Dienste 
getan. Er leistete gleich Bedeutendes als Jurist, der er ur- 
sprünglich war, wie als Forstmann und genoss auch bei 
der Regierung wegen seiner vorzüglichen Kenntnisse grosses 
Ansehen. Seiner besonnenen, zielbewussten Leitung ist vor- 
zugsweise der Erfolg vom 14. Oktober zu verdanken. Mit 
Hilfe des Artikels 21 des Edikts wusste die zweite Kammer 
immer und immer wieder die Verfassungsfrage zum Gegen- 



1. cf. L. V.. II. Kammer, Beilagen 1 S. 98194. 

2. cf. Murhard a. a. O. 
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stand ihrer Beratungen zu machen, während die Regierung 
eifrig bemüht war, durch Vorlage anderer Oesetzentwürfe 
das Interesse der Vollcskammer von der heiklen Angelegen- 
heit abzulenken. Die erste Kammer vegetierte in phlegma- 
tischem Behagen dahin und beschrankte sich darauf, den 
Beschlüssen der zw eiten Kammer gegenüber ihren, von 
du Thil mit so viel Pathos her\'orgehobenen „wbhltätigen 
Einfluss als Mittelbehörde zwischen Regierung und Volks- 
repräsentation"^ zur Geltung zu bringen. Die un\x)llständig 
besetzte Volkskammer hatte also nicht bloss den Kampf 
gegen die Regierung, sondern auch geg'en die noch reak- 
tionärere erste Kammer zu bestdien, aber beide konnten 
ihr die Anerkennung nicht versagen und fanden sich schliess- 
lich in das Unvermeidliche. 

indessen musste die Kammer zunädist Stellung nehmen 
zu der durch die Abreise der Eidverweigerer geschaffenen 
Lage. Einige Abgeordnete bezu^eifelten die Beschlussfähig- 
keit der Kammer,^ da nach Artikel 21 der Geschäftsordnung 
zu einem gültigen Beschluss „die Abstimmung von zwei 
Drittel der auf dem Landtag erschienenen Mitglieder und 
Stimmenmehrheit" erforderlich sei; nach Artikel 4 der Ge- 
schäftsordnung seien schon zur Bildung der Kammer zwei 
Drittel sämtlicher Abgeordneten der zweiten Kammer nötig, 
und diese Mehrheit müsse auch während der Session 
des Landtags vorhanden sein, wie aus dem Artikel 21 hervor- 
gehe. Der Ausschuss beruhigte sich damit, dass die Rei^ie- 
rung durch die Eröffnung dis' Kammer für bcschlussfähi^:^ er- 
klärt habe, und dieser Auffassung müsse schon um deswillen 
beig'etreten werden, da anderenfalls jene „Partei, welche den 
Plan haben könnte, das Orossherzogium um die Wohltat 
einer ständischen Verfassung zu bringen, in ihrem Vorsatz 
begünstigt" werde. Der Minister von Grolm^n iiob eben- 

3. cf. L. V., I. Kammer, Beilagen I S. 188. 

4. Cf. L. V., 11. Kammer, Prot, i S. 10 ff., S. 32, 37 ff. u. 11 S. 2. 
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falls hervor» dass die MeKrzahl nicht von Ider Minderzahl ver- 
gewaltigt werden könne; das Edikt erfordere für die Be- 
sdihissfahigkeit nur zwei E)nttei der bei der Einweisungs- 
komttiission erschienenen zwei Drittel. Die Mehrheit der 
Kammer pflichtete den Ausführungen des Sekreürs Knapp 
bei, dass die Artikel 4 und 21 in gar keinem Verhältnis 
zueinander ständen, und dass unter „erschienenen Mit- 
gliedern'' nur diejenigen zu verstehen seien, welche den Eid 
geleistet hätten. Obwohl diese Gefahr glüddidf überstanden 
war, musste der Kammer doch ausserordentlich viel daran 
liegen, eine vollständige Besetzung herbeizuführen. Die Eid- 
verweigerer waren wiederholt zur Mitarbeit aufgefordert 
worden, aber nur sieben kamen ; noch einmal rief der wackere 
Qagern die Grollenden^ und forderte sie auf, mitzuhelfen, 
auf gesetzlichem Wege, d. h. mit Hilfe der Mittel, die das 
Edikt gewähre^ eine umfassende Verfasstmgsurkunde zu- 
stande zu bringen und sich nicht daran zu stossen, dass das 
Edikt einseitig von dem Landesherm verkündet wurde; denn 
es sei gleichgültig, ob die Verfassung oktroyiert oder ver- 
einbart werde, da „das Geben an sich, und in Deutschland 
insbesondere, wo Wort, Gesetz und Herkommen gelten, 
unterstellt, dass das Gegebene annehmbar sei." Aber er 
redete tauben Ohren, so dass nichts anderes übrig blieb, als 
neue Wahlen vorzunehmen, bei denen natürlich die Eid- 
verweigerer nicht wiedergewählt werden durften. So wurde 
denn bald die Kammer nahezu vollständig besetzt, nur Fried- 
berg, das sich, als der an Stelle des Geheimen Regierungs- 
rats Siegfrieden gewählte Apotheker Girsch in Darmstadt 
das Mandat ebenfalls ablehnte, beharrlich weigerte, eine aber- 
malige Wahl vorzunehmen, und Darmstadt, wo gesetzwidrig 
Höpfner zum zweiten Mal gewählt wurde, machten Schwierig- 
keiten.^ DsL die Gagemsche Partei sich mittlerweile eine 



5. cf. L. V., II. Kammer, Prot. I S. 49 ff. 
0. cf. Murhard, AUg. pol. Annalen a. a. 0. 
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gesicherte Position in der Kammer und das Ansehen des 
ganzen Landes errungen hatte, konnte eine neue entschiedene 
Opposition nicht aufkommen, zumal die neuen Abgeordneten 
grösstenteils die politische Ucberzeugung der Kammermehr- 
heit teilten. Auch der Freiherr vom Stein beglückwünschte 
im Interesse der gesamten deutschen Verfassungsbewegung 
Gagern zu dem Erfolge seiner vermittelnden Tätigkeit' 

Die Kammer begann ihre Verfassungsarbeit da, wo es 
am leichtesten war und sie am ehesten ein Nachgeben der 
Regierung erwartete, mit der Geschäftsordnung, und erst als 
über eine Anzahl minder wichtiger Punkte eine Einigung 
zustande gekommen war, griff sie die Grundfesten des ver- 
hassten 'Märzediktes an. Es wurde deshalb zur Revision der 
— von Jaup verfassten — Oesdiäftsordnuiig eine besondere 
Kommission niedergesetzt^ die sich afsbald mit dem von 
Schenk und Neeb eingebrachten Antrag auf Oeffenflichkdt 
der Verhandlungen zu beschäftigen hatte. Wir haben bereitsf 
gesehen, wie urS|>rQng!ich in Wien die Oeffentlichkeit der 
Landtags verhandhingen ganz ausgeschlossen werden sollte 
und wie man schliesslich auf die Opposition Bayerns hin 
sich mit dem Artikel 59 der Schlussakte begnügte. Die 
hessische Regierung hätte unter dem Drucke jener Karts- 
bader und Wiener Aengstiidikeiten die Oeffentlichkeit des^ 
halb nicht gestattet, der Landtag legte sich aber seinem 
Wunsche gemäss das Schweigen der Geschäftsordnung über 
diesen Punkt dahin aus^ dass die Regierung zuerst die An- 
sicht der Kamimer habe hdren wollen und fand darin einen 
„Beweis der Achtung für die Ansicht der Kammer" und die 
Versicherung, „daS!s der Realisierung dieser Ansicht von 
Seiten der Staatsregierung keine Schwierigkeiten entgegen- 
gestellt'' würden. Einstimmig wurde trotz der ablehnenden 
Haltung des Staatsministers von Otolmah die Oeffentlichkeit 



7. cf. Briefe des Frhrn. v. Stein an den Frhrn. v. Gagern IV S. 93, 
Brief vom 9. Se.ptbr. 1830. 
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der Landtagsverh'anidfÜfigfeiL b^eddossiefis und die Kdmlnissioii 
mit der Ausiarbeitung von Massregdn gegen den Missbrauch 
der Oeffentfidikeit betraut Bei der DiskuäiBion kam es auch 
zu ein«r imergdtzlichen Auseinandersetzung^ zwischen 
einigen Kammermitgliedeni, namentlich deim Präsidenten 
Eigenbrodt, und den Regierungsfvertreiem. Wer Itonnte es der 
zweiten Kamtaier verargen, dassf sie äng:stlich die wenigen ' 
Rechte, die ihr die neue Veifessung gewährte, wie einen 
Icostharen Schatz gegen die Angriffe des übermächtigtn 
Gegners hütete? Freilich hatten die Vertreter der Regierung 
zu der Befiirchtung, man woHe die Redefreiheit der Abge- 
ordneten beeinträchtigen, Iceinen Anllass geboten und ver- 
ständig sprach der Staatsrat Hofmann den sich Ereifernden 
zu, ,^te Kammer müsse sidh nicht der R^erung gegenüber- 
stellen, sondern man solle suchen, durch wechselseitige Be- 
fehrung die Wahrheit zu bef&rdem", aber 8eU)st ein so 
nüchterner JMann wie der zweite Präsident von Breidenstein 
behauptete, „in dem Begriff einer tandstandisdien Verfassung 
scheine ihm schon die Natur einer Opposition zu liegen'' 
— so sehr atmete man noch den Geist der mittelalterlichen 
Landstände. — In der Sitzung vom 10. August referierte 
der Abgeordnete Schenk über die „in Hinsicht der Oeffent- 
Udikeit der Sitzungen zu machenden Ausnahmen und Modi- 
fikationen" namens der zur Revision der Geschäftsordnung 
niedergesetzten Kommission. Diesen Vorschlagen stimmte 
die Kammer fast durchweg zu und beschloss nur folgende 
Ausnahmen von dem Grundsiatz der Oeffentlichkeit: 

„1. Bei Abstimmungen durch ja und nein. 

2. Wenn von Mitgliedern des Geheimen Staatsministe- 
riums oder von Landtagskommissarien zum Behufe irgend- 
einer der Kamtaer zu machenden Mitteihmg eme geheim« 
Sitzung verlangt wird. 



8. cf. insb. L. V., II. Kamroer, Prot I S. 53 ff., 74 ff., II S. 12. 
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3. >X^enn entweder ein Mitglied der Kammer, unterstützt 
von zwei anderen Mitgliedern, oder wenn der einschlägige 
Ausschuss eine geheime Sitzung verlangt, und sich, nötigen- 
falls nach vorausgegangener, in Abwes'jnheit der Zuhörer 
vorzunehmenden Beratung hierüber die Stimmenmehrheit 
dafür erklärt." 

Die zweite Kammer übersandte ihre Beschlüsse sofort 
der Regierung, ohne zuvor die Zustimmung der ersten 
Kammer einzuholen, weil es sich im vorliegenden Fall um 
eine lediglich die zweite Kammer angehende Angelegenheit 
handelte, aber die Regierung hörte vor ihrer Entschliessung 
auch die Adelskammer. Diese erklärte sich /war grund- 
sätzlich gegen die Oeffentlichkeit der Verhandlungen, riet aber 
doch davon ab,dcr zweiten Kammer ihren Wunsch vor- 
zuenthalten, da „der Nachteil der aus einer solchen Nicht- 
achtung oder Verletzung der nun einmal begründeten all- 
gemeinen Opinion hervorgehen könnte, den Nachteil, welcher 
aus der gedachten Oeffentlichkeit hervorgeben könne, bei 
weitem übersteigen werde.^^ Mit den von der ersten Kammer 
beschlossenen geringfügigen Modifikationen wurde der 
zweiten Kammer Von der Regierung, wenn auch nur ungern, 
die Oeffentlichkeit ihrer Verhandlungen gestattet, und am 
3. Oktober fand bereits die erste öffentliche Sitzung statt. 
Um die Im Verordnungswege vom Grossherzog bewilligte 
Oeffentlichkeit für aUe Zeiten zu sichern und zu einem „Teil 
der VerCassfung'' zu machen, stellte der Abgeordnete Kertel 
aus Mainz den Antrag, die Regierung „um ein Oesetz zu 
bitten, in welchem die Oeffentlichkeit der Verhandtungen 
der zweiten Kammer als ein konstitutioneUes Gesetz aus- 
gesproci^ und sanktioniert werde."^^ Dieser Antrag 
wurde später bei der Aufstellung der ständischen Desiderien 
nach der Aufforderung vom 14. Oktober ber&cksichtigt und 



10. cf. L. V.. 1. Kammer, Beilagen I S. 101 ff. 

11. cf. L. V., 11. Kammer, V. S. 14u u. Beil. C ^6. 22). 



Digltized by Google 



— 186 - 



I 



in Vorschlag gebracht:^* „Die Sitzungen der zweiten 
Kammer sind öffentlich, auch hat sie ihre Verhandlungen 
durch den Druck bekannt zu machen. Von der ersten 
Kammer muss wenigstens das Letzte geschehen. Die 
weiteren Bestimmungen enthält die Geschäftsordnung." 
Nach dem Protokoll vom 10. Dezember, also als den Aus- 
schüsf^en bereits der Verfassungsentwurf Grol'mans mit- 
geteilt worden war, desiderierten die Stände endgültig: 
„Beide Kammern sind verpflichtet, ihre Verhandlungen, in- 
sofern sie nicht vertrauliche Eröffnungen der Regierung oder • 
<fer anderen Kammer odervertrauficbeiVlitteilungen an solche 
betreffen, durch den Druck bekannt zu m.achen. Die Oeffent«; 
Hchkeit ihrer Sitzungen hangt von dem Beschlüsse einer 
jeden Kammer ab. Die Sitzungen sind, unabhängig von dem 
Beschlüsse der Kammer, geheim: 

1. Bei Abstimmung durch „Ja" oder „Nein". 

2. Wenn von Mitgliedern des Geheimen Staatsüministe- 
riums oder von Landtagskommissarien zum Behufe irgend- 
einer der Kammer zu machenden Mitteihing oder der Be- 
ratung darüber eine geheime Sitzung verlangt wird.'' 

Die Regierung, die ursprünglich — noch in dem Orol- 
manschen Entwurf — Icdne Verbindlichkeit des Drucks für 
beide Kammern in der Verfassungsurkunde statuieren wollte, 
gab schliesslich nach, fasste aber die ständischen Desiderien 
in die kürzere Form der Artikel 99 und 100 der Verfassungs- 
Urlninde. 

In der Sitzung vom 3J. August erstattete der zweite 
Präsident von Breidenstein namens der zur Revision der 
Geschäftsordnung niedergesetzten Kommission Bericht über 
die sonstigen Abänderungsvorschläge und „doktrin|lle Inter- 
pretationen", die aber ]um deswillen ohne Interesse sind, 
weil sie nur den inneren Geschäftsgang der Kammer be- 
treffen, und soweit sie verfassungsrechtlich wirklich von Be- 
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deutunp: sind, nicht auf die spätere Verfassungsurkunde 
(Artikel 85 ff.) eingewirkt haben. 

WesentHch einschneidender waren die Anträge ver- 
schiedener Abgeordneten, die auf eine Besserung des Wahl- 
rechts abzielten. Schon Mitte Juli hatte der Abgeordnete 
Heyerl-' beantragt, den nach Artikel 8 der Wahlordnung er- 
forderlichen Steuersatz auf 40 •oder höchstens 50 fl. zu er- 
niedrigen, da der Betrag von 100 fl. vor allem für die 
beiden Provinzen Oberhessen und Starkenburg zu hoch ge- 
griffen sei. Der Ausschuss schloss sich diesem Antrag an 
und betonte, dass die Benachteiligung der rechtsrheinischen 
Provinzen gegenüber Rheinhessen vornehmlich in der Be- 
lastung des Grund und Bodens mit Zehnten und ähnlichen 
Abgaben sowie auch darin liege, dass durch die grossen 
Domanial- und adligen Besitzungen das Repräsentationsrecht 
des Volkes geschmälert werde. Bei der Beratung machte des- 
halb der zweite Präsident den Vorschlag, ebenso wie „die 
Wahlmänner aus den 60 Höchstbesteuerten des Wahldistrikts 
genommen werden, auch der Abgeordnete selbst aus einer 
gewissen Anzahl dieser Höchstbesteuerten, etwa aus 20 der- 
selben, gewählt werden" könnte. Diese Analogie der Ab- 
geordnetenwahl mit derjenigen der Wahlmänner war offen- 
sichtlich unrichtig, denn die Wahlmänner sollen ja „die 
Staatsbürger*' bei der eigentlichen Wahl vertreten, sie müssen 
also notwendig in demselben Bezirk wohnen wie ihre direkten 
und indirekten Wähler, für die Abgeordneten trifft dies da- 
gegen nicht zu, da sie Vertreter des gesamten Volkes 
sind. Zum Glück kam die Kammer deshalb auch von dieser 
Idee ab, zumal der Vorschlag eine wesentliche Verschlech- 
terung für Rheinhessen bedeutete. So kam man denn wieder 
auf einen bestimmten Steuersatz zurück, und zwar wollte 



13. cf. L. V., II. Kammer. Prot. II S. 4 u. Beil. XXXIII, Prot. III 
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Digitized by Google 



188 — 



man den des Artikels 8 der Wahlordnung beibehalten, nur 
sollte dasselbe Steuerkapital wie in Rheinhessen zugrunde 
gelegt werden. Für die Besteuerung wurde in den rechts- 
rheinischen Provinzen das sogenannte reine oder Pursteuer- 
kapital zugrunde gelegt,'' welches dadurch gefunden wurde, 
dass von dem sogenannten Rauhsteuerkapital die auf dem 
Grundstück ruhenden Lasten, die teils in Geld, wie Zinsen, 
Beeden usw. und teils in Naturalien wie Pachte, Holz- 
abgaben usw. bestanden, - die Zehnten waren schon bei 
der Bildung des Rauhsteuerkapitals berücksichtigt — in Ab- 
zug gebracht wurden. Unter Rauhsteuerkapital wurde der 
Ertrag des Grundstücks abzüglich der Zehnten und Be- 
bauungskosten verstanden. Diese Grundlasten wurden von 
dem Bezugsberechtigten versteuert, die Hypotheken da- 
gegen musste sich, wie schon oben bemerkt wurde, der 
Schuldner in Ansatz bringen lassen. Es lag mithin nahe, für 
die rechtsrheinischen Provinzen die nach Artikel 8 der Wahl- 
ordnung zur Wählbarkeit erforderliche Summe nach dem 
Rauhsteuerkupital zu bestimmen, freilich kamen auch hier 
die Zehnten, die schon bei der Fiildung des Rauhsteuer- 
kapitals in Abzug kamen, nicht in Betracht, aber man hoffte 
auf diese Art wenigstens eine annähernde Gleichheit mit den 
rheinhessischen Verhältnissen zu erzielen. Auch dieser Aus- 
weg war indessen nicht einwandfrei, denn bei einer solchen 
Berechnung mussten die Grundlastcn sow oh! dem Schuldner 
wie dem Berechtigten zu gut kommen und der (iedanke, 
sie allein dem Bcsit/jr des Grundstücks in Rechnung zu 
stellen, war nur mit den allcrgrössten Schwierigkeiten aus- 
führbar. Ca nun der Staatsrat Jaup der Kammer mitteilte, die 
Hofkammern seien beauftragt worden, eine vergleichende 
Berechnung darüber anzustellen, welche Resultate sich er- 
geben, wenn das Rauhsteuerkapital zugrunde gelegt werde, 
so setzte die Kammer ihre Entscheidung über diesen Punkt 
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bis zu der amtlichen Auskunftserteilung aus. Als die Stände 
auf die Aufforderung; vom 14. Oktober hin ihre Desiderien 
zusaninienstcllten, hatte die Regierung sich noch nicht zu 
der Sache geäussert, erst bei der vertraulichen Besprechung 
der Regierungsvertreter mit den Ausschüssen am 3. Dezem- 
ber einigte man sich wieder luf den Vorschlag der ersteren, es 
bei einer bestimmten Steuerquote zu belassen, offenbar weil 
die angestellten Ermittelungen ungünstig ausgefallen waren. 
So kamen — wohl in Anlehnung an Artikel 39 der Charte — 
die Absätze 3 und 4 des Artikels 55 V.-U. zustande; man 
bdiess es also, um das Wahlrecht der Rheinhessen nicht 
zu scMmlalern, bei der alten Bestimtnung des Artikels 8 der 
Wahlordnung vom 22. März und bestimmte lediglich zu- 
gunsten der rechtsrheinischen Provinzen, dass wenigstens 
die 25 Hdchsfbesteuerten eines jeden Bezirks, und zwar 
für das gRnzt Land, wählbar sein sollten, wenn die 
Zahl der 100 fl. entrichtenden Steuerzahler nidft gfrosser sei. 
Der Darmstädter Abgeordnete Zoeppritz, der ursprünglich 
der entschiedenen Opposition angehörte, dann aber auf die 
Aufforderung des Ministeriums hin in den Landtag eintrat, 
beantragte sogar, überhaupt keine Steuerentrichtung zui 
Bedingung der Wählbarkeit zu machen, die Kammer lehnte 
aber diesen Antrag mit grosser Majorität ab, „weil daraus 
leicht die Folge entstehen konnte, dass durch eine Konkurrenz 
zufälliger Umstände nur eine höchst unverhaltnismässige An- 
zahl Von Orundeigentumsl>esitzem in der Kammer erschiene/' 
Ebenso äi>rach sich auch die Kam'mer gegen den anderen 
Antrag des Abgeordneten Zoeppritz, den ersten Satz von 
Absatz 5 des Artikels 6 dahin abzuändern, dass zur Gültig- 
keit der Wahl nur die Abstimmung der absiohiten Mehrheit 
der Stimmfähigen erforderlich sei, entschieden aus, da dies 
„eine Verminderung des Einflusses der Stimmfähigen im 
Volke zu der Wahl des Abgeordneten" bedeute. Bei dieser 
Gelegenheit erklärte zwar Floret namens des' Ausschusses 
sehr sialbungsvoll, dass er ^dte Wahl der Bevoll mäch- 



tigten jlberliaiipft ak eine EinHditung anstehe, die den 
Zweck, von dem hier die Rede ist, auf einem Umweg zu 
erreichen suchi, indem ohne Nachteil für die Sache gleidi 
durch' die erste Wahl die Wahlmänner ernannt werden 
konnten," indessen kam die Kammer bei Aufsteflung der 
Desiderien nicht mehr auf diese Forderung zurück. Dagegen 
nahm sie einstimmig den (Antrag Kertef an, wonach die Artikel 
.7 und 12 der Wahlordnung dahin abgeändert werden sollten, 
dass die auf 10 festgesetzte Anzahl der Wahlmanner auf 
•25 erhöht werde, und zwar einerlei, ob eine Stadt einen 
oder zwei Abgeordnete zu wählen habe. Damit hatte die 
Kamnier auch gleichzeitig über den Antrag des' schon 
■früher genannten Qiessfener Professors Baker entschieden, 
der 50 Abgeordnete für die beiden Städte verlangte, die 
zwei Abgeordnete zu wählen haben. Auf dem Beschhiss über 
den Antrag Kertel beruht der Absatz 4 des? Artikels 57 V.-U. 
Per Abgeordnete von Schenk wünschte eine Abänderung 
des Artikelar 9 der Wahlordnung dergestalt, dass „auch ein 
Nichtadeliger sich durch einen Adeligen repräsentieren 
festen könne" und umgekehrt, d.i aber mit Recht die meisten 
Abgeordneten wegen der streng ständischen Zusammen- 
setzung des Landtags, wobei nicht einem Stand ein doppeltes 
Wahlrecht zugestanden werden konnte, gegen den Antrag 
sprachen, nahm er ihn wieder zurück. Der Abjgeordnete 
i^ppritz trug ferner auf einen Zilsatz zu dem Artikel 7 des 
fandständischen Edikts an, idass die Verbrechen und Vergehen 
„von niederträchtiger Oesinnung zeugen müssten." Die 
Kammer lehnte aber diese Einsichränkung um deswillen ab, 
weil sie „zu schvirankenden, ungleichen Ansichten in der 
Anwendung führen würde", und deshalb die sicherer fest- 
zustellende Bestimmung des Artikels 7 cit. Ges. den Vorzug 
verdiene. Freilich kam man bei Aufstellung der Desiderien 
abermals auf diesen Punkt zurück^^ und wünschte eine andere 
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Fassung, da aber die Regierung diesen V^iinsvii' der S&de 
ablehnte und die Ausschüsse sich beleibren liessen, dass 
„wegen <ier Anstände, die eine jede andere der vofigewhTage- 
nen Fassiungen in noch grösserem Masse habe, die gegen- 
wärtige beizubehalten sein möchte", wurde der Artikel 7 
des Edikts unverändert als Artikel 60 wieder in die neue 
Verfassung aufgenommen; erst im Jahre 1842 fiel diese 
Bestimmung. Ebenso lehnte die Kammer die von den Ab- 
geordneten Kertel und Zoeppritz angeregte Heiabsetzung 
des nach Artikel 6 des landstandischen Edikts erforderlichen 
Alters von 36 Jahren auf 30 Jahre dem Ausschussberichte 
gemäss ab, da „auf Abänderungen bestehender Gesetze nur 
dann angetragen werden soHe, wenn diese sich als Forde- 
rungen der Notwendigkeit oder einer entschiedenen Nützlich- 
keit darstellen", was im vorliegenden Fall aber nicht zu- 
treffe. Nach dem 14. Oktober beantragte aber der Abge^ 
ordnete Lodunann wenigstens eine Herabsetzung auf 32 
Jahre und dieser Antrag wurde dem zur Aufstellung der 
■ Desiderien mit vier Mitgliedem verstärkten zweiten Aus- 
schusS überwiesen. Von diesem wurde daraufhin bei der 
Regierung angetragen „Die Hälfte der bei der gemein- 
schaftlichen Beratung anwesenden AUtglieder des Aus- 
schusses der zweiten Kammer ist der Meinung, dass eine 
Herabsetzung des Alters auf etwa 32 Jahre zu verlangen 
sein möchte. Der Ausschuss der ersten Kammer ist für die 
Beibehaltung des Alters von 36 Jahren. Man vereinigte sich, 
dassi (über diesen Gegenstand eine Abstimmung in der zweiten 
Kammer vorzubehalten sei, wenn nicht etwa durch das Be- 
nehmen mit dem Geheimen Staatsministerium dieser Gegen- 
stand eine Erledigung erhalten werde."^^ Bei der gemein- 
samen Konferenz mit den Regierungsvertretem kam indessen 
eine Einigung noch nicht zustande, vielmehr hielt schliesslich 
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der Aussdiuss der zweiten Kammer die Sache für geeignet, 
dem Orossherzog damit fär sein grosses Entgegenkommen 
in allen widitigen Punicten eine Aufmerlcsamkeit zu erweisen, 
und erMiärte, „es lediglich' S. K. H. dem Orossherzog zur 
allerhöchsten Bestimmung anheimzustellen, wie alt jemand 
sein müsse, um zum Abgeordneten gewählt werden zu 
können/'^s Daraufhin wurde im Artikel 55 V.-U. das Alter 
auf 30 Jahre herabgesetzt. Schliesslich ist noch des Antrags 
des Abgeordneten Schenk zu gedenken, der eine Beseitigung 
des nach Artikel 13 der Wahlordnung den Beamten zustehen- 
den absoluten Ablehnungsrechtes bezweckte. Die Kammer 
biUigte einstimmig diesen Antrag und brachte ihren Beschluss 
auch bei den Desiderien zum Ausdruck, so dass der Artikel 
59, Absatz 2, Z. 2 V.-U. die Ausnahmebestimmung aufhob. 

Richtig erkannte die Kammer, dass „eine freiere kon- 
stitutionelle Verfassung dem Staate wenig nützen würde, 
wenn nicht auch die Bürger des Staatesr in einer solchen sich 
gehörig, d. i. selbständig und tüchtig, zu bewegen ver- 
ständen, wenn sie nicht insonderheit an der Qemeindever- 
fassung einen Typus oder ein Vorbild für die grössere und 
iQnfassendere des ganzen Staates fanden, so dass sie dort 
im Kteinen üben lernten, was sie hier im Grossen als Ver- 
treter des Volkes zu beweisen berufen sind." Wie wir schon 
oben sahen, litt besonders Oberhessen unter dem seitherigen 
System', weshalb denn auch grade die Abgeordneten dieser 
Provinz auf eine neuzeitiiche Ausgestaltung der Gemeinde- 
verwaltung hinarbeiteten. Der Bürgermeister Groth von 
Echzell beantragte daher, die Regierung um Beseitigung der 
Bevormundung in Oemeindeangelegenheiten zu bitten und 
vor allem „die Verwaltung des Oemeindevermögens den 
Gemeindeeingesessenen und deren Vorstanden unter Leitung 
des Justiz- oder Regierungsbeamten einzig und allein zu 
belassen." Diesem Antrag schloss sich der Mainzer Abge- 
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ordnete Lauteren an, da auch bei der rheinhessischen Ge- 
meindeverwaltung durch die zahlreichen Abänderungen unter 
den verschiedenen Landesherm „nichts mehr im Einklang'^ 
sei. Jene beiden Abgeordneten sprachen nur den allgemeinen 
Wunsch der Kammer aus; sogar Floret trat für eine Neu- 
gestaltung des Gemeindewesens ein, zumal man allgemein 
wusste, dass die Regierung bald dem Landtag eine neue 
Qemeindeordnting vorlegen werde, er hielt es aber für ati- 
gmessen, schon jetzt einstweilen die verlangten Onind- 
Uvkn der Regierung an die Hand zu geben: „Die Staats* 
regierung soll sich darauf beschränken, dafür zu sorgen, dass 
kein Nachteil geschehe, sie soll nicht unmittelbar einwirken 
auf die Einzelheiten der Verwaltung, sondern im ganzen nur 
das Recht der Oberaufsicht ausüben. Dieses kann geschehen, 
wenn die Oemeindeangelegenbeiten von einem Vorsteher, 
dem mehrere Mi^lieder der Gemeinde zur Seite g^egcben 
sind, besorgt werden, wenn dem Beamten In den geeigneten 
Fallen die nähere Leitung ubertragen wird, und wenn die 
Tätigi^eit der Provinzialregierung nur in Fällen von höherer 
Wtditigkeit eintritt, übrigens^ aber sich auf die allgemeine 
Uebersicht beschränkt, welche durch den von dem Beamten 
zu erstattenden Jahresbericht gegeben wird/' Die Kammer 
besdiloss deshalb einstimmig die Regierung zu bitten, noch 
während dieses Landtags ihr eine neue Oemeindeordnung 
vorzulegen. Auf die Aufforderung der Regierung vom 14. Ok- 
tober hin desiderierte sie daher nahezu wörtlidr, wie die 
spateren Artikel 45 und 46 V.-U. lauten. Die von Jaup 
verfasste Gemeindeordnung vom 30. Juni 1821, welche den 
Wünschen der Stande ganz und gar entsprach und ausser- 
ordenttidh freiheitlich gehalten war, sollte freilich nodi nicht 
als integrierender Bestandteil der Verfassung betrachtet 
werden, da die zweite Kammer später noch mehr erreichen 
wollte, wozu allerdings eine bessere politische Bildung der 
Landbevölkerung erforderlich war, welche bis zum Erlass 
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einer endgültigen neuzeitlichen Oemeindeordnung erwürben 
werden sollte. 

Zur Ausgestaltung der Verfassung stellte femer von 
Oagem den Antrag, die Regierung um Voifage eines Ent- 
wurfs Uber die Thronfolge und die Regentschaft zu bitten, 
der aber durch die nachfolgenden Ereignisse überholt wurde. 
Erst nachdem die Kammer sicheren Boden unter den Füssen 
fühlte, wagte sie sich an die Beseitigung der Fundamental- . 
Sätze des landständischen Edikts, der Artikel 16 und 20. 
Doch bevor wir hierauf zu sprechen kommen, müssen wir 
Zuerst sehen, mit weldien Vorlagen die Regierung* ihrem Ver- 
sprechen vom 22. Juni nachzukommen suchte. 

Die sämtlichen Oesetzentwürfe, die der Kammer gleich 
zu Beginn ihrer Tätigkeit vorgelegt wurden, bedeuteten einen 
Ausbau der Verfassung, wenigstens ihrem Orundcharakter 
nach, wenn sie auch hinter den damaligen wichtigeren poli- 
tischen Iforderungen zurücktraten. Die Vorlagen über den 
Abkauf der fiskalischen Grundrenten, der an Gemeinden oder 
an Kirchen, Pfarren, Schuten und sonstige öffentliche 
Stiftungen zu entricfhtenden Grundrenten und über die 
Aufhebung des Novalzefahten bedeuteten eine Fort- 
setzung des systematisch von der Regierung be- 
triebenen Reformwerks, das Hessen früher wie allen übrigen 
deutschen Staaten die Befreiung des Grund und Bodens von 
den aus dem Mittelalter überkommenen Belastungen brachte. 
Ebenso waren auch die Gesetzentwürfe über die Auswande- 
rung, über die Abtretung von Privateigentum für öffentliche 
Zwecke und über die Veräusserung der Grossherzoglichen im 
Inland gelegenen Domänen wertvolle Bausteine für die neue 
Verfassung, sie traten aber weit zurück hinter dem Entwurf 
über die Verantwortlichkeit der Minister, des Ministeriums 
und der obersten Stellen, der doch die Garantie der ganzen 
Verfassung bildete. Freilich war auch diese Vorlage ausser- 
ordentlich bescheiden und roadite nur zu dem den Ständen 
nach Artikel 22 des landständischen Edikts zustehenden Be- 
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schHverderecht den Zusatz, dass die höch'sten Staafsbeamten 
und -behörden sich nicht „zur Entschuldig:ung auf angebliche 
Befehle des Regenten berufen konnten, indem deigleichen 
Befehle nur auf Missverständnissen beruhen, welche auf- 
zuklären Pflicht der obersten Stellen gewesen wäre", aber die 
Regierung hatte wenigstens Gelegenheit geboten zur Er- 
örterung des Gegenstandes und man wusste, dass bei 
einigem Geschick sie auch zu weiteren Zugeständnissen, vor 
allem zur Gewährung einer förmlichen Anklage, gewonnen 
werden konnte.^^ Da jdie eigentliche Behandlung der Sache 
erst nach dem 14. Oktober begann und zur Zeit der Ab- 
fassung der Verfassungsurkunde noch nicht zu Ende geführt 
war, so erübrigt es sich; näher auf die Entwicklung des Ent- 
wurfs bis zum Gesetz vom 5. Juli 1821 einzugehen. Die Stände 
hatten unter ihre Desiderien eine mit dem späteren Artikel 
109 V.-U. nahezu gleichlautende Bestimmung aufgenommen. 
Das Gesetz vom 5. Juli 1821 und das bereits von' diesem in 
Aussicht gestellte Gesetz vom 8. Januar 1824 gehören zu 
den wenigen Bestandteilen der Verfassungsurkunde, die die 
Stürme der Zeit, vor allem das Jahr 1848 und die verunglfickte 
Anklage des Ministers von Dalwigk in den 60 er Jahren 
glücklich überstanden haben, ein offenbarer Beweis für die 
Güte dieser Bollwerice. 

Von ungleich grösserer Bedeutung als das Minister- 
verantwortlichkeitsgesetz war für die Verfassungsentwicklung 
der Gesetzentwurf ,^fiber die grössere Sicherung der kon- 
stitutionellen Gesetze und Redit8bestimmungen.''s<> Da hier 
gesichert werden sollte, merkte man besonders .deutlich, 
wie wenig zu sidiem war, und ängstlich' war man 
darauf bedacnt, ja keine Verpflichtungen einzugehen, 
wodurch die Abänderung oder Abschaffung des März- 



19. cf. Brief Gagerns an Stein vom 23. Septbr. 1820. 
ao. cf. Im Folgenden insb. Prof. v. 5. n. 7. Oktbr. sowie Beil. 
XLVII. XLVin IL LXXXVI. 
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ediktes erschwert werden könnte. Zutreffend hob 
der Professor Baiser hervor, „der Gesetzentwurf könne 
und müsse den Schlussstein der Verfassung bilden^', 
und : „eine Bestimmung über die Art und Weise der Siche- 
rung, ehe das zu Sichernde gegeben ist, kann ich nicht als 
notwendig und passend erkennen^', und sprach damit nur 
die allgemeine Befürchtung aus, die Regierung wolle mit der 
Vorlage das Vc^assungswerk schon beschtiessen. Dies er- 
zeugte natfirKch nach Lage der Sache eine Krisis, die erst 
durch die beruhigenden Erklärungen des Staatsrats Hofmann 
vom 7. und vor allem vom 14. Oktober behbben wurden 
Die Regierung sah ein, dass sie mit den seithericrcii Zuge- 
ständnissen diesen Landtag nicht zufriedenstellen könne, es 
blieb ihr also, da sie an einen Oewaltstreich nicht denken 
konnte, nur das verfassungsmässige Mittel; den Landtag aufzu- 
lösen, a,bereine nachgiebigere und besonnenere Vjolkskammer 
wie die jetzige, aus der durch einen glücklichen Zufall die 
entschiedene Opposition ausgeschaltet worden war, würde 
die Regierung jauf keinen Fall durch Neuwahlen sich ver- 
schaffen können, im Oegenteil, sie würde dadurch nur veir-^ 
Heren anstatt gewinnen, da vor allem die Eidverweigerer 
wieder gewählt würden. Es blieb ihr also kein anderes Mittet, 
sich aus der misslichen Lage zu ziehen, als die Kammer durch' 
weitgehende Zugeständnisse zufrieden zu stellen. Um' dem 
vor der Eröffnung des Landtags vorgebrachten Wunsche der 
zweiten Kammer zu entsprechen, beschäftigte sich deshalb 
alsbald das Ministerium damit, eine umfassende Verfassungs- 
urkunde |iach dem Muster der süddeutschen auszuarbeiten.'^ 
jaup fertigte einen vollständigen Verfassungsentwurf in 150 
Artikeln an und bemerkte dazu unter anderem: „Wir sind 
woht sämtlich darin einverstanden, dass eine weniger liberale 
Verfassung 'als in Ansehung der Stände die Wiener Kongress- 
akte von 1814 ausspricht und als im allgemeinen Bayern und 



St. cf. NoeUner, Geschichte der Entstehung s. a. O. 
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Württemberg gegeben haben, dem Zeitgeist und der er- 
forderlichen Politik so schnurstraks zuwider sein würde, 
dass diejenigen, die dazu raten könnten, eine Art von Hoch- 
verrat an dem Grossherzogtum begehen würden. Ich bin 
davon ausgegangen, und es wird nicht leicht eine Haupt- 
bestimmung in diesem Entwurf sein, die nicht hierdurch 
motiviert wäre. Zugleich habe ich stets im Auge gehabt, 
dass die Staatsregierung im Handeln und kräftigen Handeln 
durchaus nicht gelähmt werden darf." Da dieser Entwurf 
nicht gefiel, weil er zu weitschweifig sei und auch andere 
wie rein konstitutioneile Bestimmungen enthalte, verfasste 
Jaup einen zweiten Entwurf, der nur 50 Artikel hatte, aber 
auch dieser kam nicht zur Vorlage an die Stände. Ende Juli 
erstattete Orolman dem Grossherzog Bericht über die Sach- 
lage und verlangte weitere Zugeständnisse bei dem Gesetz- 
gebungsrecht der Stände und der Ministerverantwortlichkeit, 
die sofort von dem Grossherziag genehmigt wurden. Als 
Anfang August der Gesetzentwurf „über die grössere Siche- 
rung der konstitutionellen Gesetze und Rechtsbestimmungen" 
an die Stände gebracht wurde, gab deshalb Grolmaii eine ver- 
söhnliche und beruhigende trklärung über das Edikt vom 
18. März ab: „Das Edikt über die landständische Ver- 
fassung spricht durch seine Bezeichnung vollständig und ge- 
nügend aus, was es sein sollte. Es hatte keine andere Be- 
stimmung, als das Wort des Grossherzogs zu lösen, dem 
13. Artikel der deutschen Bundesakte Genüge zu leisten und 
die heilsame Institution der Landstände, welche in dem 
Wechsel der Zeiten untergegangen war, dem Lande zurück- 
zugeben. Die Basen der gesamten inneren Rechtsverfassung 
auszusprechen, oder gar neue Basen für diese innere Rechts- 
verfassung zu schaffen, war die Bestimmung dieses Edikts 
nicht. Der Orossherzog hat nie versprochen, dass . Er ein 
Edikt in diesem Sinn geben wolle, und Er hat nie die ent- 
fernteste Veranlassung dazu gehabt, ein solches Versprechen 
zu erteilen. Die inneren Rechtsverfassung^ der Staaten 
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bilden sich nach und nach mit den Bedürfnissen und mit dem 
Fortschreiten der Zeiten und der Kulturverhältnisse aus." 
Die Kammer Hess sich diese Ausle^^unjy ^em g;efallen, ob- 
wohl sie wusste, dass der Grossherzog eine „umfassende 
Verfasslingsurkunde" versprochen und nur ein Edikt ge- 
geben hatte, w elches allein einen Landtag ohne Rechte schuf 
und im übrigen alles beim Alten Hess. 

Der Gesetzentwurf wollte konstitutionelle Gesetze in 
der Art sichern,-- dass zu deren Abänderung oie „Zustim- 
mung von zwei Drittel der auf dem Landtage gegenwärtigen 
Mitglieder einer jeden Kammer" nötig sein sollte. Der 
Artikel 2 gab sogar eine Definition der konstitutionellen Ge- 
setze: „Konstitutionelle Gesetze und Rechtsbestimmungen 
sind nicht nur diejenigen, durch welche die Rechte des 
Thrones und die politischen Rechte der Staatsbürger und 
der einzelnen Klassen derselben festgesetzt werden, sondern 
auch alle diejenigen, welche als Grundlagen des inneren 
Rechtszustandes zu betrachten sind.*' Die zweite Kammer 
hob aber mit Recht bei der Beratung hervor, dass diese Be- 
griffsbestimmung zu weit und aHgemein sei, weshalb sie 
auch nicht in die spätere Verfassungsurkunde überging. Der 
Artikel 3 zählte denn auch trotz der Definition zu aller Vor- 
sorge die einzelnen, auf den „inneren Rechtszustand" sich 
beziehenden (jesetze und Rechtsbestimmungen auf und der 
Artikel 5 bestimmte, dass „bei jedem neuen Gesetz ausdrück- 
lich festgesetzt werden solle, wenn es und wiefern es als 
Grundgesetz zu betrachten sei." Namentlich genannt wurden 
folgende sechs, tatsächlich bereits verwirklichte Grundsätze, 
die den höheren Schutz der Verfassung geniessen sollten: 

„a) Dass vor dem Gesetz alle gleich seien. 

b) Dass die Verschiedenheit der christlichen Kon- 
fessionen keine Verschiedenheit der politischen und bürger- 
lichen Rechte zur Folge habe. 



22. ct. Oie oben Note 20 cit. Literatur. 
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c) Dass die Freiheit der Personen und des Eigentums 
keiner Beschränkung^ unterworfen sei, als welche Recht und 
Gesetz bestimmen; dass das Eigentum für öffentliche Zwecke 
nur gegen Entschädigung nach dem Gesetz in Anspruch ge- 
nommen werden könne. 

d) Dass alle, für welche keine verfassungsmässige Aus- 
nahme besteht, an der Kriegsdienstpflicht und an den Staats- 
laisten gleichen Anteil zu nehmen haben. 

e) Dass keiner seinem ordentlichen Richter ausser in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen entzogen werden solle. 

f) Dass das Materielle der Justizerteilung in den ein- 
zelnen Sachen Von allem Einflüsse der Regierung tmabhängig 
sei." — 

Der Artikd 4 enthielt die verhängnisvolle Bestiminung, 
dass >,eine etwaige Vervollständigung des in dem vorher- 
gehenden Artikel attfgestellteii Veneeichnisses weiterer Ver-. 
einigung, veranlasst durch die Propositton der Regierung 
oder die Desiderien der Stände vorbehalten bleibe." Oies 
war der Kammer eine willkommene Aufforderung, ihrem 
fibervoUen Herzen Luft zu schaffen; sie begnügte sich nicht 
mit der Weisung Orohnans, „auch nach diesem Landtag mit 
Ruhe und Mussie darüber nachlzudenken, ob unsere be- 
stehende RechtsVerfassung nicht noch auf Qrundl'agen 
beruhe^ deren Erwähnung in dem Artikel 3 vergessen 
worden sei", sondern sie ging auch daran, neue, auf die 
Freiheit der Person und des Eigentums sich beziehende 
Rechtssatze auf 'diese indirekte Weise wenigstens anzuregen. 
Der Staatsrat Hofmann stichte zwar die Kammer zu be- 
stimmen, diejenigen Zusätze des Ausschusses, die eine Ab- 
änderung des bestehenden Rechts bedeuteten, für jetzt weg- 
zulassfen und für eine gesonderte Beratung vorzubehialten« 
aber der Stein war bereite ins! Rollen gekommen und nicht 
mehr aufzuhalten. Von Oagem hatte ein vorzügliches Referat 
namens des Ausschusses über den Oesetzentwurf erstattet, 
in dem er eine geschichtliche Entwicklung jener Freiheits- 
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rechte gab und die Vbilage nach Gebühr »virfirdigte, aber sell^ 
dieser massvollste aller Abgeordneten begnügte sich nicht 
mit den von der Regierung genannten Grundsätzen, indem 
er „jene Manier der Vergleichung mit Nachbarstaaten ver- 
folgte", in deren Konstitutionen die von ihm beantragten 
Zusätze Aufnahme gefunden hatten. Der Ausschuss w<inschte 
nachfolgende Thesen in das Verzeichnis aufgenommen zu 
haben: 

1. Dass die Geburt keinem Staatsbili^er eine vorzüg- 
liche Berechtigung zu irgendeinem Staatsamte gewähre; 

2. Dass allen christlichen Konfessionen die freie und 
öffentliche Ausübung ihres Rdigionskultus gestattet sei. 

3. Dass unter Voraussetzung der Gleichheit der Rechte 
der christlichen Konfessionen jeder Staatsbürger zu allen 
Aemtern gelangen könne. 

4. I>ass jeder Landeseinwohner voHkomtaene Gewissens- 
freiheit geniesse. 

5. Dass jeder Staatsbürger fÜas Recht der freien Aus- 
w!anderung habe nach den Bestimmungen des darüber er- 
lassenen Gesetzes. 

6. Dass Leibeigenschaft im Grossherzogtum durchaus 
nicht stattfinde. 

7. I>ass persönliche Dienstpflicht von keinem Staats- 
bürger gegen den andern mehr in Anspruch genommen 
werden könne, sondern nur die Entschädigung dafür. 

8. £>ass jeder Staatsbürger mit Vorbehalt der Erfüllung 
seiner Kriegsdienstpflicht völlige Freiheit in der Wahl seines 
Berufes habe und nicht gezwungen werden könne, zu seiner 
AusbiMung inländische Bildungsanstalten zu besuchen. 

9. Dass Konfiskation des Vermögens als Strafe be- 
gangener Verbrechen entweder gar nicht stattfinde, oder 
doch nur mit Vorbehalt der Bestimmungen, welche in dieser 
Beziehung rücksichtlich der gesetzwidrigen Entziehung vom 
Kriegsdienst gegeben sind. 

10. Dass das Kirchengut und das Vermögen der vom 
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Staat anerkannten Stiftungen, Unterricht- und Wohltätigkeits- 
anstalten des besonderen Schutzes des Staates geniesse und 
unter keiner Voraussretzung dem Finanzvermögen einverleibt 
werden könne. 

11. DiBss aus dem Satz: „Dass keiner seinem ordent- 
lidien Richtet ausser in den gesetzlidi vorgeselienen F31len 
entzogen werden könne'' die Worte: „ausser in den ge- 
setzGdi vorgesfehenen Fällen" wegzulassen seien. 

12. Dass niemand anders ah aus den im Oesetz bestimm- 
ten Orfinden und nach den darin festgesetzten Formen ver- 
haftet oder bestraft, auch nicht tinger ate zweimal vierund- 
zwanzig Stunden in Oelangenschaft behalten werden könne, 
ohne fiber die Ursache seiner Verhaftung unterrichtet luid 
wenigstens summarisch' vernommen zu sein. 

13. Dass kein Richter willkürlich vom Dienst entlassen 
werden könne. 

14. Dass die Freiheit der Presse und des Buchhandels 
in ihrem voHen JÜinfange stattfinde; jedoch unter Beobachtung 
der gegen den Mis^rauch bestehenden oder künftig zu er- 
tassendsn Oeset^e. 

15. Dass Einzelnen und Korporationen das Recht der 
Bitte nadi Iden im Artikef 23 des Edikts vom 18. März d. J. 
enthaltenen Bestimmungen zustehe.'' 

Staatsrat Hofmann vertrat die Vortage in der Kammer, 
Oegen die ersten sechs Punkte des Ausschusses fand er nichts 
zu erinnern, obwohl er — zutreffend — mit dem Satz Nr. 4 
„t>ei vorausgesetzter Toleranz mit der Zusicherung einer voll- 
kommenen Gewissensfreiheit keinen bestimmten Begriff zu 
verbinden vermöge, allein, da wohl niemand darunter ver- 
stehen werde, dasis man durch die Behauptung, sein Gewissen 
zu belasten, sich Irgendeiner gesetzlichen Verpflichtung 
sollte entledigen können", so hatte er auch keinen Grund, 
dem Zusatz zu widersiprechen. Bei dem Satz Nr. 7 hob er 
hervor, dass his jetzt nur Staatsfrohnden und Leibeigen- 
schaftsfrohnden aufgdioben worden seien, die gutsherrlichen 
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Frohnden dagegen noch fortbeständen. Wenn auch deren 
Ablösharkeit gesetzhch statuiert werden solle, sei eine be- 
sondere Beratung erforderlich, so dass der Zusatz nicht in 
der vom Ausschuss beantragten Form unter die konstitutio- 
nellen (lesetze aufgenommen werden könne. Dagegen sei 
er mit der Fassung einverstanden: „dass ungemessene 
Frohnden im Umfang des Grossherzogtums nicht existieren 
und unter keinen ITmständeii künftig entstehen sollen." 
Entschieden wehrte er sich bei dem Zusatz Nr. 8 gegen 
eine Aenderung des bestehenden Gesetzes, welches den 
Besuch hessischer Bildungsanstaltcn auf eine gewisse Zeit 
vorschrieb, und setzte die Gründe für eine inländische Aus- 
bildung der Beamten auseinander; die letzten Vorgänge in 
Glessen hatten die Regierung ängstlich gemacht. Der Zu- 
satz zu "9 enthalte ebenfalls eine Abänderung des bestehenden 
Rechtszustandes, der in den links- und rechtsrheinischen 
Provinzen verschieden sei, weshalb darüber besonders be- 
raten werden müsse. Aus dem gleichen Grunde war er auch 
gegen die Abänderung zu Nr. 11, schlug aber die Fassung: 
,,niemand kann seinem gesetzlichen Richter entzogen werden" 
vor, da diese ebenfalls der gesetzlichen Ausnahmen gerecht 
werde. Ebenso müsse der Artikel 13 wegbleiben und ffir 
jetzt könn? nur bei dem Satz c der Vorlage ausgesprochen 
werden: „dass eine Revision der Gesetzgebung über 'die 
Grunde, Bedingungen und Formen der Verhaftungen unver- 
züglich vorgenommen und spätestens auf dem nächsten Land- 
tag beendigt werden solle.*' Bei dem Zusatz Nr. 14 wünschte 
er die Worte Jn ihrem vollen Umfang" mit Rucksicht auf die 
vom Bund auf fünf Jahre beschfossene Zensur gestrichen. 
Ein Landespres'sgesetz sei bereits schon früher verheissen 
worden, und diese Zusage wende jetzt wiederholt Der 
Satz Nr. 15 sei überflüssig, da das Petttionsrecht schon durch 
Artikel 23 des Märzedikts gesichert sei. Gegen die Anträge 
Nr. 10 und 13 fand er nichts zu erinnern, bei letzterem 
wünschte er nur den Zusatz „nach den Bestimmungen des 
Edikts die Verhättnisse der Staatsdiener betreffend.'' 
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Als die Beratung dieses Gegenstandes stattfand, war be- 
reits die Regierung zu weitgehenden Zugeständnissen bereit. 
Denn Hofmann erklärte in der Sitzung vom 5. Oktober: 
„Der Regent hat sich bereit erklärt, Vorschläge gegen das 
Edikt vom 18. März anzuhören und darüber mit den Ständen 
zu beraten'', und vor allem in derjenigen vom 7. Oktober: 
„Es war die Absicht der Staatsregierung, durch das Edikt 
vom 18. März nur denjenigen Teil der Konstitution zu be- 
gründen, welcher die politischen Rechte der Staats- 
bürg-er umfasst, d. h. den Umfang und die Grenzen der Be- 
fugnisse festzustellen, mit welchen das Volk künftig an der 
Staatsverwaltung teilnehmen solle. Dieser Teil der Kon- 
stitution musste seiner Natur nach von einer höheren Macht 
gegeben werden, denn er schuf Rechtsverhältnisse, welche 
früher nicht vorhanden waren; irgendeine andere Entstehung 
desselben war unmöglich, da ein Organ erst vorhanden sein 
muss, bevor es wirken soll. Ich nehme keinen Anstand, 
öffentlich zu erklären, dass ich jeden Tadel dieser Ent- 
stehungsw'eise höchst grundlos halte . . . Endlich und zu- 
letzt hat dieses Edikt der Tadel getroffen, dass es die 
politischen Rechte des Volks und der Landstände zu viel be- 
schränke, und dass grössere Rechte von Seiten der Land- 
stände in Anspruch genommen werden könnten, in dieser 
Beziehung hat die Staatsregierung sich bereit erklärt, ihre 
Anträge und Wunsche anzuhören und im verfassungs- 
mässigen Wege darüber zu entscheiden. An Ihnen liegt es, 
diese Wünsche freimütig und vollständig vorzutragen, der 
Erfolg wird zeigen, dass auch hier das meiste auf Miss- 
verständnissen beruht. Aber die Regierung kann nicht zu- 
geben, dass jeder künftige Landtag der Schauplatz von 
Streitigkeiten über die politischen Rechte des Volkes, und 
dass die Tätigkeit der Stände hierdurch von ihrer eigentlichen 
Bestimmung, zum Wohl des Landes zu wirken, abgelenkt 
w€rde.** Die Kammer war freudig überrascht über diese Er- 
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Öffnung", sie wollte sich die günsti^^e Gelegenheit nicht ent- 
gehen lassen und verwies den Gesetzentwurf nochmals an 
den mit vier Mitgliedern verstärkten Gesetzgebungsausschuss 
zurück, um die Sache wiederholt „in Beziehung auf alle Ge- 
setze und Rechtsbestimmungen, wovon im Artikel 2 des Ge- 
setzentwurfs die Rede ist, insbesondere auch hinsichtlich der 
in Antrag zu bringenden Abänderungen, Erläuterungen und 
Vervollständigungen des Edikts vom 18. März 1820 und der 
sich darauf beziehenden Verordnungen zu bearbeiten und 
Bericht zu erstatten." Mochte Hofmann noch so sehr von 
einer Rückverweisung abraten, da der Gesetzentwurf und die 
At)änderung des Edikts zwei ganz verschiedene Gegenstände 
seien, die Kammer beharrte mit überwältigender Majorität 
auf ihrem Standpunkt, nicht eher zu sichern, als bis das zu 
Sichernde geschaffen sei. Nachdem die Regierung sich nun 
einmal zur Abänderung des Edikts bereit erklärt hatte, so 
dass die mittlerweile eingebrachten Anträge der Abgeordneten 
Prinz und Baiser auf Aufhebung der Artikel lö und 20 ge- 
sichert wareil, war der Schritt zur Vereinbarung einer 
Verfassungsurkundc mit diesem besonnenen Landtag nicht 
mehr gross und gefahrlos. Durch die beiden Gesetzent- 
würfe, welche die Vorgänge vor der Eröffnung des Landtags 
veranlasst hatten, und durch die Petitionen der Volkskammer, 
die man nach Lage der Sache nicht ablehnen konnte, war 
das verhasste Edikt tatsächlich aufgehoben worden, warum 
sollte äich die Regierung sträuben, dies einzugestehen und das 
bereits Zugestandene mit den Ständen gemeinsam in einer 
Verfassungsurkunde, wie sie die süddeutschen Nachbarn 
hatten, zusammenzustellen, wo sie doch damit, ohne irgend- 
wefchen Schaden zu nehmen, den schon tot geglaubten 
Lieblingsgedanken des Volkes verwirfdidite und mit einem 
Zug die verlorene Sympathie wieder gtvrann? Diese Idee 
war zu verlockend, als dass sie von der Hand gewiesen 
werden konnte, obwohl Oentz in Karlsbad für diesen Fall, 
„wo der unsinnige Onuidsiatz der obersten Souveiünetät des 
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Volkes unmittelbar und ausdrücklich anerkannt" werde, 
prophezeit hatte, dass „die Konstitution selbst, da mit diesem 
Grundsatz keine vereinbar sei, schon totgeboren zur Welt 
komme." 

Doch bevor wir zum Abschluss des Verfassungswerks 
kommen, wollen wir den Einfluss des Gesetzentwurfs „über 
die grössere Sicherung der konstitutionellen Gesetze „und 
Rechtsbestimmungen auf die spätere Verfassungsurkunde be- 
trachten."-'* Mit Rücksicht auf die Bedenken, die seinerzeit 
bei Beginn der landständischen Tätigkeit gegen die Be- 
schlüsse der unvollständig besetzten Kammer vorgebracht 
wurden, hielt man die Fassung des Artikels 1 des Entwurfs 
nicht für vorteilhaft, obwohl das Wort „gegenwärtig" schon 
zvveifelsfreier war wie das „erschienen" im Artikel 21 der 
Geschäftsordnung. Es wurde deshalb von dem Ausschuss der 
ZAveiten Kammer folgender Wortlaut vorgeschlagen : „Ab- 
änderungen oder Erläuterungen der Verfassungsurkuiide 
können nie anders als mit Einwilligung beider Kammern ge- 
schehen. In der zweiten Kammer ist hierzu die Zustimmung 
von wenigstens der Hälfte und noch Eines der sämtlichen 
Mitglieder der Kammer, mit Einrechnung auch derjenigen, 
welche abwesend sind, erforderlich. In der ersten Kammer 
ist in jedem Fall bei Stimmenmehrheit die Zustimmung von 
wenigstens 12 Mitgliedern nötig. 

Ist aber die Anzahl der an der Abstimmung wirkJidi 
Anteil nehmenden Mitglieder einer Kammer so gross, dass 
zwei Dritte} davon mehr betragen als jene absolute Mehrheit 
aller Mitglieder der zweiten Kamtner oder in der ersten 
Kanmier mehr jats 12, so ist die Zustim'mung von zwei Drittel 
der wirklich Abstimmend-eii erforderlich^'' 

Diese Fassung, die eine Erschwerung der Ver- 
fassungsänderung gegenüber dem' Oesefzentwuif der 
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Regierung bedeutet, wurde von der Regierung ge- 
nehmigt und in etms vereinfaditer Form als Artilcel 
110 in die Verfasisung^surlcunde aufgenommen.'^ Die 
in dem' Oesetzentwurf .aufgestellten Thesen samt den von 
der Kammer geniachten Zusätzen gaben die Titef III und 
IX V.-U. Die Bestimmungen dieser Titef leiden gegenüber 
den süddeutschen Verfassungen an dem' Fehler, dass sie viel 
zusehr spezialisieren und nicht grosse allgemeine Grundsätze 
aufstellen; es mag dies wohl auf die Vertiältnisse zurück- 
zuführen sein, unier denen die Ausscfaussanträge zustande 
kamen : Die Kammer suchte zu erhasdien, was nur möglich 
war, und ward nicht müde, immer wieder nach neuen Variatio- 
nen der fundamentalen F'reiheitss&tze zu suchen. Nichts ist 
bezeichnender hierfür als die Tatsache, dass man hier noch 
einmafdas Petitionssrecht aufnehbien NiinoUte, obwohl es bereits 
im' landstandischen Edikt stand und deshalb eine erhöhte 
Sicherheit genoss. Die einzelnen Bestimmungen sind zwar 
«imthch, wie aus der oben genannten Bemerkung Oagerns 
hervorgeht, von den süddeutsdien Verfassungen, insbe- 
sondere der württembergischen angieregt, wir finden hier aber 
eine grössere Selbständigkeit in der Formulierung wie sonst 
in der Verfassungsurkunde, weif bei diesen, den inneren 
Rechtszustand betreffenden Sätzen vorzugsweise die bis- 
herige hessische Gesetzgebung zu berücksichtigen war. Der 
einzige von dem Aussdiuss vorgeschlagene Zusatz, der nicht 
in die Desiderien aufgenommen wurde, war der oben unter 
Nr. 3 genannte: „Dnssi unter Voraussetzung der Gleichheit 
der Rechte der christlichen Konfessionen jeder Staatsbüiiger 
zu allen Aemtem gelangen könne", offenbar weil er bereits 
in den späteren Artikeln 19 und 48 V.-U. enthalten war. 
Bei der Beratung .der ersten Position des Entwurf^ dem 

24. Darüber, dass Artikel 94 und 75 VU. keine Anwendung finden 
bei Verfossungsänderangen vgl Floret, histor. krit Darstdl. S. 173 und 
dd »Bemerkungen aber den Artikel 110 der VU." von Weiss. 
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sfkäteren Artikel 18 V.-U., beruhigte der Staatsirat Hofmänn 
den zweiten Präsidenten, dssls hiezdurch nicht die Sonder- 
rechte kies Adels ^aufgehoben seien. Wie in den sfiddeutschen 
Verfassungen stellten deshalb die Ausschüsse der beiden 
KAmtaem ausdrücklich das Edikt vom 17. Februar 1820 
über die Verhältnisse der Standesherm unter den Schutz der 
Verfassung, und die Regierung htdt es für passend, den 
niederen Adel in der gleichen Weise zu behandeln. Nr. 1 
der Aiissdiussanträge wurde unverändert der Art. 19 V.-U. 
Nach w&rttemb'ergischem Muster nahmen die Stande bei der 
Aufstellung ihrer Wün^he die Bestimmungen der Artikel 
47 Abs. 1, 48 und 49 Abs. 1 auf, die zweiten Absätze der 
Artikel 47 und 49 wurden von der Regierung eingeschoben. 
IDiie Grundzüge der Verwattungsorganisatkm und den Ge- 
scfaiaftsgang bei den Behörden wie in Württemberg in die 
Verfassungsurkunde aufzunehlmen, hat man korrekter Weise 
unterlassfen, da die Beamten ihre Funktionen ja alle von dem 
Monarchen herleiten, und das standische Budgetrecht ein 
hinreichendes Mittel bot, allen Mislsstanden in der Ver- 
waltung zu begegnen und auf die Behordenorganisation eine 
Einwirkung auszuüben. Position) 2 (der Vorlage (b) wurde als 
Artikel 20 in die V.-U. aufgenommen, das voo der ersten 
Kammer eingefügte Wort „ausdritddich" vor „anerkannten 
christlichen Konfessionen" wurde bei der Verhandlung mit 
der Regierungskomtaiislsion (am 3. Dezember) gestrichen und 
die ursprungliche Fassung der zweiten Kammer beibehalten. 
Nr. 2 wurde unveiändert Artikel 21 V.-U. Bei Nr. 4 wurde 
im Anschhiss an die Bemerkungen des Staatsrats Hofmahn 
bei den Desiderien der Zusatz gemacht: „ohne jedoch sich 
unter dem Vorwande derseß>'en irgenideiner ihm nach den 
Oesetzen obliegenden Verbindlichkeit entziehen zu können"; 
so entstand Artikel 22 V.-U. Dien Zusatz Nr. 10 nahmen 
die Auss€hfisse«b'enfaHs wieder unter die Desiderien auf und 
fügten nach württembergischem Vorbilde noch die Be^ 
Stimmungen der s^teren Artikel 40, 41 und 44 hüizu, welche 
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einen besonderen Titel in der V.-U. ausmachen sollten. Frei- 
lich nahm an der Fassung- der Stände: „Hie milden Stiftun- 
gen, zur Beförderung der Gottes Verehrung', des Unterrichts, 
der Wohltätigkeit können nur mit Zustimmung der Stände 
und der bekannten Beteiligten veräussert oder ihrer Be- 
stimmung entzogen werden", die Regierung Anstand und 
änderte sie in der im Artikel 44 V.-U. angegebenen Weise 
ab. Die Ausschüsse beantragten ferner wörthch den § 71 
der w ürttcnibergischen Verfassung, nachdem ihnen aber der 
Verfassungsentwurf ürolmans mitgeteilt worden war, 
änderten sie- ' diesen Antrag in der im Artikel 3Q V.-U. 
angegebenen Weise ab. Bei der Verhandlung mit der 
Regierungskomtnission wurde der Artikel 42 eingeschoben 
und sofort dessen Wortlaut gemeinschaftlich festgestellt. Im 
Anschluss an die Bestimmung sub c erster Satz und Nr. 5 
desiderierten die Stände wö tlich die Artikel 23 und 24. 
Obwohl Gagern gegen den Zusatz Nr. 6 sprach, da er „mehr 
die Sprache des freigelassenen als des freien Mannes" sei, 
beantragte doch die zweite Kamtner bei ihren Desiderien, 
„dass die Leibeigenschaft auf immer aufgehoben bldbe." 
Der Zusatz 7 wurde in der von Hofmami gegebenen Fassung 
in die Oesiderien der Stände aufgenommen und wörtlich der 
ArHkel 26 V.-U. Der <zweite Satz der Positio c: „Dass das 
Eigentum für öffentliche Zwecke nur gegen Entschädigung 
nach dem Oesetz in Ans^pruch genommen werden könne" 
wurde Artikel 27 der Verfassungisuilcaiide. Dagegen 
mifde die Fassung des Asisscfausszusatzes Nr. 9 bei den 
Desiderien nicht beibehktten, vielmehr schlechthin beantragt: 
,yDasS keine Vermd^fenskonfisication stattfindet"; der Wort- 
laut des Artikel 105 wurde also eist nachträglich von den 
Standen desideriert, als diesen der Regierungsentwurf bereits 
mitgeteilt worden war. Aus d0r I^tiioi d ides Oesetzentwurls, 
zu welcher der Aussdiuss der zweiten Kammer bei der Be- 



25. Gründe s. Floret, hist krit. Oarstell. S. Iä3,24. 
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riditerstattung kdiie Zusätze gemiadit hatte, wurden bei der 
Vereinbarung der Verfossungsurkunde drei besondere Sätze 
fifefertigt: 

,»1. Dasg in ausserordentÜchen Notfällen alle Inländer 
zur VertHdigung des Vatertandes verpflichtet sind und zu 
diesem Zwecke zu den Waffen gerufen werden können. 

2. Dass alle, für wdche keine verfassungsmässige Aus- 
nahme besteht, an der ordentlichen Kriegsdienstpflicht Anteil 
zu nehmen haben ; dass die Ertiebung durch das Los mit Qe- 
stattung der Stellvertretung geschieht 

3. Dass aHe, für welche keine Ausnahme in der Ver- 
fass'ung besteht, zu gleichen bürgeriichen Pflichten und zu 
gleicher Teilnahme an den Staatslasten verbunden sind." 
Die Artikel 28, 2Q und 30 sind die entsprechenden Be- 
stimmungen der V.-U. Die Abänderung unter Nr. 11 Hess 
man fallen und nahm die von Hofmann vorgeschlagene 
Fassung auf die von diesem geäusserten Bedenken hin an, 
obwohl „ordentlich" und „gesetzlich" gleichbedeutend ist. 
Im Anschluss an den Ausschusszusatz Nr. 12 desiderierten 
die Stände: „Dass niemand anders afs in den gesetzlich be- 
stimmten Fällen und Formen verhaftet oder bestraft werden, 
dass er nicht längfer als 48 Stunden über die Ursache seiner 
Verhaftung in Ungewissheit gelassen werden darf; dass in 
möglichst Icurzer Frist dem ordentlichen Richter von der 
Verhaftung, wenn diese durch eine andere Behörde geSdiiehen 
ist, von dieser Behörde Nachricht gegeben werden muss." 
Während der Kammerverhandlung hatte schon Floret den 
Zusatz „durch Recht und Oesetz" beantragt, und Hof- 
mann hatte diese Aenderung befün\'ortet, da in der frag- 
lichen Materie man zunächst noch auf Ge\NX>hnheitsrecht an- 
gewiesen sei, und positive gesetdiche Bestimmungen erst 
geschaffen werden sollten. Von Oagem hatte denn auch 
mit Rücksicht auf diese Verhältnisse schon in der Sitzung vom 
3. August den Antrag gestellt, „die Regierung zu ersuchen, 
den Kammern über Sicherheit und Freiheit der Personen 
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einen entsprechenden Gesetz^sentwiirf vorzulegen", den die 
zweite Kammer in der Sitzungf vom 31. Oktober einstimmig 
annahm. Bei der Verhandlung der Ausschüsse mit der Regie- 
rungskommission am 3. Dezember uoirde deshalb der Zusatz 
„durch Recht" wieder erneuert. In dieser Fassung wurde die 
Bestimmung der Artikel 33 V.-U. Ha der Satz Nr. 13 zu un- 
bestimmt schien, beantragten die Stände bei Vereinbarung 
der Vertassungsurkunde: „Dass jeder Richter nur durch ge- 
richtHches Erkenntnis von seinem Amt entsetzt, dass er wider 
seinen Willen davon nicht entlassen, auch wider seinen Willen 
nicht anders ah dergestalt versetzt werden darf, dass er 
in seiner Dienstkategorie verbleibt und weder im Gehalt noch 
im Dienstgrade zurückgesetzt werde." Die erste Kammer 
hatte hierbei Bedenken, „ob auf die Direktoren der Justlz- 
koüegien als solche die Bestimmungen der Dienstpragmatik 
anwendbar und ob, wenn dies der Fall sein sollte, der ent- 
lassene Direktor Richter bleiben könne, wenn er will." 
Hierdurch wurde der Abs. 2 des Artikels 34 V.-V. veranlasst. 
Die Bestimmung Nr. 14 wurde ebenfalls von den Ständen 
desideriert, jedoch mit Rücksicht auf die Bemerkungen Hof- 
manns die Worte „in ihrem vollen Umfang" weggelassen. 
Der Ausschuss der ersten Kammer war der Ansicht, ,,dass 
dieser Grundsatz nicht eher ausg^esprochen werden könne, 
bis erst ein Landesgesetz gegen den .Missbrauch wirklich 
erlassen" sei, aber der Ausschuss der zweiten Kammer fand 
hierin „keinen hinreichenden Grund, den Grundsatz selbst, 
den er für einen der wichtigsten für den Menschen hält, auch 
nur vor der Hand aufzugehen." „Als vermittelnde Meinung 
wurde geäussert, ob es nicht etwa tunlich sei, dass noch 
während dieses Landtags die Grundzüge eines solchen Ge- 
setzes vorgelegt würden." Bei der Beratung am 3. Dezember 
mit den Regierungskommissären erklärten diese, „dass die 
Staatsregierung den Antrag einer gleichbaldigen Aufnahme 
der Grundzüge in die Verfassungsurkunde zwar ohne allen 
Anstand gern bewilligen werde, dass dieselbe aber, die 



Digitized by Google 



Richtigkeit der Acusserung des Ausschusses der ersten 
Kammer anerkennend, und bei den Schwierigkeiten, schon 
jetzt ein ganz neues Landesgesetz zur Verhindcrunir des Miss- 
brauchs der Presse mit beiden Kammern zustande zu bringen, 
als Auskunftsmittel proponiere, die Stände möchten ein- 
vvilUgen, dass auf den Fall, wenn bis zum Ablauf der Zeit, 
wofür der bekannte Beschluss des Bundestags über die Presse 
und den Buchhandel erlassen worden, kein Bundesgesetz 
über diese Gegenstände zustande kommen werde, alsdann 
und solange, bis ein solches zustande kommen werde, das 
Königl. bayerische Gesetz vom 26. Mai 1818 als solches 
gelten solle." Noch ahnte niemand, dass der Artikel 35 V.-U. 
auf Jahrzehnte hinaus eine leere Verheissung bleiben sollte. 
Mit Rücksicht auf die Bemerkungen Hofmanns wurde dem 
Zusatz Nr. 8 die Fassung des späteren Artikels 36 der Ver- 
fassungsurkunde gegeben. Unter die ständischen Desiderien 
wurden auch die früher bei der Beratung des Gesetzentwurfs 
nicht erwähnten Bestimmungen der Artikel 102, 103 und 
104 aufgenommen. 

Nicht bewilligte dagegen die Regierung die von den 
Ständen bei Vereinbarung der Verfassungsurkunde bean- 
tragte Erweiterung der letzten Position des Gesetzentwurfs. 
Als Zusatz zu der Bestinunung des späteren Artikels 32 V.-U. 
hatten die Stände desideriert: „also auch keine, die Ein- 
leitung oder den Fortgang des gerichtlichen Verfahrens 
hemmende Verfügung der Staats regierung stattfindet"; die 
zweite Kammer wünschte ausserdem noch als besonderen Ar- 
tikel aufgenommen zu haben : „Das Abolitionsrecht findet 
nicht statt."-'" Die erste Kammer war indessen nur damit 
einverstanden, dass die Abolition bei Dienstvergehen un- 
bedingt wegfallen müsse, für andere Fälle hatte sie dagegen 
Bedenken und wünschte zunächst nochmals eine besondere 
Auskunft der Regierung.^^ Die Regierungskommission ver- 

26. cf. Prot. V. 25. X. 

27. cf. Prot. V. 6. XI. 
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zichtete indessen nur bei Dienstvergehen auf das Recht der 
Abolition, nicht aber auch in anderen Fällen, üleichwohl 
suchte dann der Ausschuss der zweiten Kammer an seiner 
früheren Forderung auch fernerhin festzuhalten, so dass in 
dem den Ausschüssen von Ciroinvin vertraulich mitgeteilten 
Verfassungsentwurf die betreffende Stelle noch oiffen gelassen 
wurde, als aber keine Aussicht für ein Nachgeben der Regie- 
rung bestand, beschloss man genau die von dem Präsidenten 
Eigenbrodt entworfene Fassung des späteren Artikels 50, zu- 
mal ja lauch die „liberalste'' Verfassung, die württem- 
bergische, dem Landesherrn ein Abolitionsrecht zugestand. 
Der von den Ausschüssen beantragte Artikel: „Das Be- 
gnadigungsrecht erstreckt sich nur auf Leben, Freiheit und 
Eigentum" wurde von der Regierungskommission ebenfalls 
gestrichen. 

Zweckmässigerweise hatten die Ausschüsse :mi Anfang 
ihrer Desiderien, die sie hinsichtlich des Gesetzentwurfs „über 
die grössere Sicherung der konstitutionellen (iesetze und 
Rtchtsbestinimungen'* vorzutragen hatten, beantragt: „Die 
Bestimmungen über die Erwerbung, die Rechte und den Ver- 
lust des Indigenats und des Staatsbürgerrechts wären ihrem 
wesentlichen Inhalt nach in die Verfassungsurkimde auf- 
zunehmen, so wie sie im Oesetz vom 18. März 1820 ausge- 
drückt sind. Jedoch würden dabei folgende Erläuterungen 
nötig sein : 

a) Zu Artikel 4: dass bei Verurteilung zu einer pein- 
lichen Strafe der Verlust des Staatsbürgerrechts ausdrück- 
lich im Urteile müsse ausgesprochen werden. 

b) Im Artikel 4 wäre der Ausdruck Hausdienerschaft** 
näher zu erklären. Etwa durch: „Im Lohn und für Kost zur 
Bedienung der Person stehen'*.*' Den Wunsch sub a ge- 
nehmigte die Regierungskommission nicht, die sub b ver- 
langte Definition \vurde sofort in der im späteren Artikel 16, 
Nr. 4 V.-U. angeführten Weise gegeben und bereits im Ent- 
wurf Grohnans war das oben genannte Gesetz vom 18. März 
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1820 mit Ausnabine des nicht hierher gehörenden Artikels 8 
aufgenommen. 

Wie aus klen Erklärungen Hofmanns vom 5. und 7. Ok- 
tober hervorgeht, war sich die Regierung sdibn damals 
schlüssig, die Anträge des Abgeordneten Prinz auf Aufhebung 
des Artikels 16 und des Abgeordneten Baiser auf Auf- 
hebung des Artikels 20 des landstandischen Edikts, mit denen 
die zweite Kammer in den nächsten Tagen sich beschäftigen 
würde, zu genehmigen und damit endgültig das verunglückte 
Märzedikt preiszugeben. In diesen Tagen beschäftigte sich 
das Ministerium dauernd mit der Sachlage, Orolman 
besprach sich insgeheim auch' mit seinem Schwager, 
dem Professor und Oberappellationsgeriditsrat Arens,^^ 
der, obschon ein Gegner des Reprasentativsystems, ein 
Nadigeben für unbedingt erforderlich hielt, um die im 
Landtag und Volk herrschende unjd immer mehr zu- 
nehmende Gährung zu beseitigen. Im Ministerium 
wurde nun die Einreichung eines Vortrags an den Gross- 
herzog beschlossen, der durch ein ausführliches Gutachten 
motiviert wurde,^» und der ehrwürdige alte Herr war sofort 
bereit, „den nicht mehr zweifelhaften Wünschen'^ seiner 
Stände zu entsprechen. Aber kaum war diese Zusage er- 
teilt, so versuchte die reaktionäre Strömung am Hofe, den 
Grossherzog wieder umzustimmen, und es bedurfte wieder- 
holt der üeberredungskunst Grolmans, eine schriftliche Be- 
stätigung des früher nur mündlich Versprochenen zu er- 
halten.-^" Mittlerweile war der schon am 3. August ein- 
gereichte Antrag des Abgeordneten Prinz, der das unbe- 
dingte Steuerbewilligungsrecht für die Stände verlangte, durch 
die seitherigen Kammerverhandlungen zur Beratung reif ge- 

2S. cf. Treitschke III S. (i-J. 

2t). cf. Biographie Grolmans in den „Zeitgenossen" a. a. O. 
aa cf. Murhard, Allg. pol. Annalen a. a. O. 
31. cf. L V., II. Kammer, Prot II S. 53, cf. auch Prot IV S. 19 
V, & Ul u. Beil. C Ci. 
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worden. In der Sitzung vom 5. Oktober erstattete der Abge- 
ordnete Schenk ein aussrerordentUch griuidliches Referat, in 
dem er meisterhaft die Unhaltbarkeit des' Artikels 16 wissen- 
sichaftfich und politisch nadiwies und dringend die Regie- 
rung um Nachgeben bat, „da unverkennbar die ungünstigere 
Auslegungsart der Bestimmung unter 1 im Artikel 16 des 
Edikts vom 18. Marz ganz vorzuglich zu der Unzufriedenheit, 
welche im Lande über dieses Edikt laut geworden is^ bei- 
getragen'' hat. Dieser Vortrag mochte wohl bei der Regie- 
rung das Eis zum Schmelzen gd)Facht haben. Die Beratung 
des Antragar Prinz sollte ursprfinglich am 10. Oktober statt- 
finden, wurde aber wiederholt auf Wunsch des' Staatsrats 
Hofmann ausgesetzt, da er „in Beziehung auf den befragten 
Gegenstand der Kammer eine wichtige Eröffnung zu machen 
habe'S und idie Kammer bereits privatim erfahren hatte, dass 
der Orossherzsog zu weitgehenden Zugestandnissen bereit 
sei.^' Am 14. Oktober gab dann Hof mann namens der Regie- 
rung jene denkwürdige Erklärung ab, die mit wunderbarer 
Zauberkraft die revolutionären Geister beschwor, welche das 
Märzedikt grossgezogen hafte. Sie lautet:'' „Meine Herren! 
Die Staatsregierung hat mich auf Veranlassung des Berichts 
Ihres zweiten Ausschusses, welcher der Gegenstand Ihrer 
heutigen Beratung sein soH, beauftragt, Ihnen nachfolgende 
offizielle Erklärung zu geben: 

Allerdings hat der zweite Aussehuss Recht, wenn er 
anführt, dass nach dem 15. Artikel des Edikts vom 18. März 
den Landständen des Orossher20gtums Hessen das Steuer- 
bcMnlligungsrecht in seinem vollen Umfange zustehe. Es war 
und ist die Absicht unsers geliebten Souveräns, dieses wich- 
tige Recht vertrauensvoll und unbeschränkt in Ihre Hände 
zu legen, und damit zugleich die heilige Pflicht für die 
Deckung aller wirklichen und notwendigen Staatsbedürfnisse 
zu sorgen, auf Sie, meine Herren, zu übertragen. 

33. cf. Murhard, allg. pol. Annalen a. a. O. 
88. L V., n. Kammer, Prot V S. 41ff. 
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Ihr Ausschuss bemerkt daher ganz richtig, dass es die 
Absicht der Staatsregierung nicht gewesen sein könne, den 
Ständen des Grossherzogtums durch den 16. Artikei des 
Edikts dasjenige wieder zu entziehen, was ihnen durch den 

15. Artikel gegeben worden war. 

Wenn die Stellung und Fassung des ersten Punktes im 
Artikel 16 dieser Besorgnis Raum zu t^cben fähig ist, so wird 
diese Besoro-nis verschwinden, in dem ich Ihnen hiermit in 
ausdrücklichem, allerhöchsten Auftrag Seiner Königl. Hoheit 
des Grossherzogs erkläre, dass durch diesen Satz nur hat 
ausgesprochen werden sollen, dass im Falle der Auflösung 
einer Ständeversammlung für den zur Zusammenberufung 
der neuen Ständeversammlung bestimmten Zeitraum die zu- 
letzt bewilligten Steuern fortdauern sollen. 

Ich glaube mit Gewissheit annehmen zu dürfen, dass 
diese offene Erklärung der Staatsregierung Sie beruhigen 
und eine weitere Diskussion überflüssig machen wird. 

Auch hier werden Sie sich daher überzeugen, dass die 
Unzufriedenheit, welche das Edikt vom 18. März veranlasst 
hat, mehr in seiner zufälligen Form und Zusammenstellung 
als in seinen wesentlichen Bestimmungen begründet ist. 

Schon früher hibe ich Sie aufgefordert, alle Ihre Er- 
innerungen gegen den Inhalt dieses Edikts zusammenzufassen 
und die Staatsregierung von denselben bald mögUchst in 
Kenntnis zu setzen. 

Ich wiederhole heute die Aufforderung, indem ich Ihnen 
zugleich eröffne, dass es die Absicht der Staatsregierung 
ist, auf den Fall, dass es ihr - wie sie mit Zuversicht hofft 
— gelingen wird, sich mit den Ständen des Grossherzogtums 
über alle ihre Desiderien in Beziehung auf jenes Edikt zu ver- 
einigen, das Resultat dieser Vereinigung noch vor dem 
Schlüsse dieses Landtags in eine neu redigierte Urkunde, 
welche dann alle vereinbarte Punkte der Verfassung zu- 
sammenstellen v. ird, niederzulegen. Tritt dieser Fall, wie ich 
von ganzem Herzen wünsche und in dem festen Glauben 
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an die Reinheit Ihrer Absichten in der Tat nicht bezweifeln 
kann, wirklich ein, so wird alsdann das Edikt \x)m 18. Marz 
aufhören, in Wirksamkeit zu sein. Es wird eine grosse Be- 
stimmung erfüllt haben, nachdem es das Organ geschaffen 
hat, durch welches eine feste Vereinigung zwischen dem 
Fürsten und seinem Volke möglich geworden ist, und die 
Verfassung, welche aus dieser Vereinigimg hervorgeht, wird 
das gegenseitige Vertrauen fester gründen, als es auf irgend 
einem anderen Wege hatte geschehen können," 

Tief ergriffen sprach hierauf der Präsident Eigenbrodt 
„Als ich zum ersten Male in dieser Kammer sprach, drückte 
meine Rede das feste Vertrauen aus, dass es unserem red- 
lichen Bemühen gelingen werde, das gemeinsame Wohl des 
Vaterlandes auf dem rechtlichsten Wege im grösstmöglichsten 
Umfange zu erstreben. Mein Vertrauen gründete sich auf die 
Ueberzeugung, dass der Orossherzog nur das Gute, Wahre 
und Zeitgeniässe zu erkennen brauche, um es auch zu wollen, 
— eine Ueberzeugiuig, die ein jeder von Ihnen, meine 
Herren Kollegen, mit mir, die jeder Gutgesinnte im Lande 
mit uns teilt Was wir soeben aus dem Munde des Herrn 
Geh. Staatsrats Hofmann vernommen haben, bestätigt aufs 
Neue diese frohe Ueberzeugung. An uns ist es nun, von 
dem, was den Ständen dargeboten wird, einen weisen (je- 
brauch zu machen, immer wie bisher davon ausgehend, dass 
die wahren dauerhaften Interessen des Oberhauptes des 
Staates und des Volkes sich nie widersprechen, dass sie viel- 
mehr ein unzertrennliches (ianzes bilden. Sie beide redlich 
zu beraten und zu (Wahren, hegt in der Bedeutung unsres Eides 
und, was noch mehr sagt, in unsren Gesinnungen, Sie ist 
nun da, die Morgenröte eines schönen Tags, der das Band 
der Liebe und des Zutrauens zwischen einem edlen Fürsten 
und einem biederen Volke befestigen, noch fester knüpfen 
wird. Frohes Gefühl wird sich regen in den Herzen unsrex 
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Nachkommen, wenn sie diesen Tag in den Jahrbüdiern des 
Vaterlandes aufgezeichnet finden. Uns aber, zu denen das 
Wort eines edlen, sein Volk liebenden Fürsten unmittelbar 
kommt, ziemt es wohl, die Freude laut werden zu lassen, 
womit wir dieses Wort vernehmen. Sie spreche ich denn aus, 
diese Freude, durch den lauten Ausdruck dessen, was wir 
unter allen Verhältnissen gewünscht haben, wünschen und 
nie aufhören werden zu wünschen : „Gott erhalte noch lange 
und froh unseren edlen, geliebten Grossherzog. Er lebe 
hoch!" Der Präsident schloss alsbald, um den Tag nicht 
durch andere Geschäfte zu entweihen, di« denjcwürdige 
Sitzung. 

Das Volk, das den Kammerverhandiungen mit dem 
^rössten Interesse gefolgt war, geriet gradezu in Verzückung 
und feierte tage- und wochenlang das grosse Ereignis, wie 
wenn nun alle Not für immer aus Hessen verbannt wäre, und 
ein märchenhaftes ülück seinen Einzug gehalten hätte.'' 
Als am Abend des denkwürdigen Tages der ürossherzog ins 
Theater fuhr, begrüsste ihn eine gewaltige Volksmenge mit 
solch aufrichtiger Begeisterung, dass der alte Herr vor Freude 
zu weinen begann; als er nach der Vorstellung ins Schloss 
zurückkehrte, war die ganze Stadt illuminiert. Im Theater 
selbst fand jene, den Eindruck einer grossen Familienfeier 
machende Ovation statt, wie sie in Darmstadt an üross- 
herzogs Geburtstag üblich ist. Ueberall im Lande feierte 
das Volk den 14. Oktober, besonders prunkvoll war das 
grosse Mainzer Bürgerfest vom 22. Oktober. 

Peinlich überrascht voti dieser Wendung der Dinge war 
allein — die erste Kammer. Die Regierung hatte sie im 
Drang der Ereignisse in den letzten Tagen ganz ignoriert, 
da die zweite Kammer ihre volle Aufmerksamkeit in An- 
spruch nahm — die wohlverdiente Strafe für das seitherige 
antikonstitutionelle Betrageji der ersten Kammer. In einer 

36. cf. Murbard a. a. O. Treitschke III S. 63 u. »Mainzer Zeilung". 



Digitized by Google 



« ' ■ Ii 



— 218 — 

Abschrift war ihr die Erklärung des Staatsrats Hofmann 
in der zweiten Kammer mitgeteih worden, aber ohne irgend- 
welche spezielle Aufforderung zur Mitarbeit bei der Ab- 
fassung der Verfassungsurkunde. Dies wurde erst auf einen 
Antrag des Erb]>rinzen hin in der Sitzung vom 20. Oktober 
nachgeholt. Die Adelskammer war um so mehr erbost fiber 
die Zuffidcsetzung durch die Regierung, alls^ sie nicht im 
geringsten deren Nachgiebigkeit billigte. Am ungehaltensten 
waren die beiden Söhne des Oro^herzogs, der Erbprinz und 
der Prinz Emil, sowie der Freiherr du Thil. Prinz Emil sagte 
verärgert zu dem Oberappdiationsgericli'tsfrat Arens:'^ 
„Wenn Ihr Schwager seinen Frieden mit den Jakobinern 
schBessen will, dann wiH ich' den. Krieg mit ihm. Mag 
Orolntan in den Kot stürzen, das! ist mir sehr gleichgültig ; 
aber dass er mdnen Vaiter mit hineinreiss^ das werde ich 
ihm nie verzeihen.'^ EXi Thil wollte sidi' ja in das; Unver- 
meidHcbe finden, da „Konstitutioatöucht heute Modekrank- 
heit" sei, aber er hielt es für „eine unbegreifliche Unbe- 
sonnenheit, dais furchtbare Beispiel zu geben, dass die Volks- 
vertretung mit der Regierung über die Verfassung unter- 
handelt" für ihn ziemte nicht die herausfordernde Spradie 
des Prinzen Emil, wenn er auchf desIsen Ajisichten teilte. Der 
Erbgrosshersog versuchte sogar die Erklärung vom 14. Ok- 
tober wieder rückgangig zu machen und beantragte unter 
sdiarfer Verurteihing dersidben In der ersten Kammer, die 
Staatsregierung zu ersucht, der Kamtner „auf dem ver- 
fasisungsm'assigen Wege durth' einen Ce- 
setzesvorschlag ihre Absidften wegen des Edikts vom 
18. JMarz" zukominen zu Tassen.^^ Die Kammer machte aber 
gute Miene zum bösen Spiel. Wie Ironie klingen die Worte 
des Freiherrn du Thif, der über den Antrag des Erbprinzen 
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referierte :^ „Was Idas Anerbieten der Staatsregiemng, sich 
mit den Ständen in Unterhiandfting über die Bildung der 
künftigen Verfassung des Qrossherzogtums einlassen zu 
wollen, betrifft ... so können die Stande meines Erachtens 
eine solche Zusich'enmg nur höchist dankbar aufnehmen, und 
ich zweiffe daher nich^ dass IMro Hoheit der Herr Erbprinz 
in der ersten Hälfte Ihrer Motion die Oesinnungen der ge- 
samten Kammer auSIgesprochen haben." Scharf kritisiert er, • 
dass die Regierung versäumt habe, die Kammer zur Mit- 
arbeit einzufoden, da „die Vernachlässigung nicht btoss in 
der Form fiege, sondern auch in die Sache eingreife." I>enn 
„die Staatsregierung hatte sich' selbst die Regel gebiklet, 
solche Entwfide jedesimal an diejenige Kammer zuerst ge^ 
langen zu lassen, deren Interesse sie am wesentlichsten be- 
rührten. Nach dieser Reget sdieint sie also anzunetünen, 
dass die zweite Kalmuier ein lebhafteres und wesentiich'eres 
Interesse an der Verfassung des Qrossherziogtums nehme und 
habe als die erste. Diesesr bestätigt sich noch durch den 
Wortlaut der Rede des Giossh. Komimissärs, welcher die 
Aufforderung, Desiderien hinsichtlich der künftigen Ver- 
fassung des Landes zusammenzustellen, an die zweite 
Kaimmer allein richtet, auf welche die ganze Eröffnung um 
so gewisser ausschliessend berechnet ist, als diese Auf- 
forderung und die eventuelle Zusicherung der Zurücknahme 
des Edikts nur an eine, von der zweiten Kammer provozierte 
Erklärung angereiht und nicht in eine eigene Botschaft ein- 
gekleidet ist In diesem ganzen Verfahren liegt etwas, das die 
zweite Kamtner und das gesamte Land in der Meinung be- 
stätigen muss, dass die erste Kammer das ausserwes entliche 
oder minder bedeutende Glied in dem Verfassungs-Gebäude 
sei; es liegt darin ein Misskennen der konstitutionellen Be- 
deutenheit dieser Kammer, welches zu rügen sie sich sell>st 
schuldig sein dürfte.'' Aber gleichwohl riet er von dem' 
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Antrag des Erbprinzen ab und befürwortete, „in dem vor- 
liegenden Fall aus Liebe zur Sache über das nicht ganz 
Regelmässige des Verfahrens -hinauszugehen", da „erstlich 
jene Forderung die Staatsregierung zu -einer Art von Rück- 
schritt nötigte und zweitens) dieser Schritt von Ununter- 
richteten oder Uebefwollenden als ein Beweise angeseheq 
werde, dass die erste Kammer die weitere Ausbildung der 
Verfassung des Grossherzogtums nicht wolle und wünsche 
und ihr Hindemissie in den Weg lege", «ine Auslegung, zu 
der er, „so ungegnindet und unwahr sie auch wäre, keine 
Veranlassung geben möchte." Diesen Ausführungen du Thils 
trat denn auch die Kammer bei und beteiligte sich an den 
Verfassungsarbetten, zumat mittlerweile die Einladung hierzu 
durch den Staatsrat von Gruben erfolgt war. 

Die beiden Prinzen waren in ihrem Unwillen durch die 
Haltung der auswärtigen Mächte bestärkt worden.*'* Alle 
mischten kein Hehl daraus, wie sehr sie die Nachgiebigkeit 
des Grossherzogs verurteilten. Dass der absolutistische 
Kaiser Franz den Schritt der hessischen Regierung nicht 
billigte, ist selbstverständlich; hatte er doch vor wenigen 
Tagen noch empört gerufen: „Die Welt ist verrückt ge- 
worden in ihrem törichten Streben nach Verfassungen/'^^ 
Metternich sandte eine sehr unfreundliche Note nach Darm- 
stadt,^- der preussische Gesandte Otterstedt, der Freund 
des Prinzen Emil, malte in Sdiwarzen Farben die Darmstädter 
Revolution und teilte seinem Hof mit, dass der Grossherzög 
im tiefsten Vertrauen seinem Sohn Emil versprochen habe, 
Grolman das Ministerium des Aeusseren zu nehmen und es 
du Thil zu geben, wenn die grossen Mächte es verlangten* 
Aber die zweite Kammer strafte die auswärtigen und in- 
ländischen Reaktionäre Lüge durch ihr musterhaftes Betragen 
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und sprach durch eine besondere DeputaikMi dem Staais- 
minister ihren Dank für Isetne Verdienste um das Verfassungs- 
vrtik aus, da man wusste, dass seine SteHung erschüttert war. 
Arens und Oagem beruhigten den preussischen Gesandten 
und dessen Regierung, Otterstedt half dann den öster- 
reichischen Gesandten N'on Handel und die beiden hessischen 
Prinzen gewinnen ; die letzteren gaben ihren Groll voll- 
ständig auf, ats sie ihr Vater in das Ministerium berief und 
ihnen so ihren Einfhiss auf die neue Verfassung sicherte. 
Schon bei der Beratung des erbprinzlichen Antrags war der 
Prinz Emil versöhnlicher^^ .und stimmte den Ausführungen 
du Thüs zu; er sagte sogar, er habe in dem Edikt „mit 
Kummer manche Bestimmungen über die wichtigsten Rechte, 
die die fortschreitende Bildung dem Menschen teuer mache, 
vermisst. Es sei seinen Begriffen entgangen, warum das, was 
den Bayern, den Badenern und andren Nachbarstämmen zu 
Teil geworden, nicht auch dem Hessen werden sollte.'^ Aber 
er kann der Regierung nicht verzeihen, dassi sie ganz ver- 
fassungswidrig mit dem Landtag eine Verfassungsurkimde 
abfassen und das Märzedikt, „das einzige Paladium der 
ständischen Rechte", aufgeben wolle. Seien darin auch „be- 
deutende Punkte, über welche verschiedene Ansichten 
herrschten, wie der Steuerpunkt, Gesetzgebung und sogar 
über der: Namen Edikt usw.** vorhanden gewesen, „so 
würden aufrichtige, deutliche Erklärungen über den reinen 
Sinn und Willen der Staatsregierung hinreichend gewesen 
sein, allen Anstand verschwinden zu machen, ohne die Form 
zu beleidigen. Wie hätte man erwarten können, die Staats- 
regierung werde durch Zurücknahme des bedeutendsten aller 
Gesetze der Vermutung Raum geben wollen, als habe sie ' 
die Fassung vorher nicht überlegt. Der ersten K immer des 
Grossheizogtums sei von diesem wichtigen Schritt, welcher 
die notwendige Achtung für das, was vom Throne ausgehe 

48. €f. L. V.» I. Kammer. Prot 1 S. lOBft 
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» und die Rechte der Kammer zugleich zu bedrohen schieine, 

vermitteist einer Abschrift Kenntnis gegeben, und nach 
acht Tagen, nachdem der Erlass der zweiten Kammer eröffnet 
worden, erinnere tnan sich, dass eine erste Kammer bestehe. 
Wer werde es ihr verargen, wenn sie in diesem Falle mit 
Recht bcsorjTf über die Folgen einer so piötzUchen un- 
motivierten Sinnesänderung, ihren Pflichten getreu, die zwrar 
schwierige, aber ehrenvolle Stellung des Ministeriums ein- 
nähme und mit den Rechten der Kammer zugleich die Rechte 
des Thrones zu verteidigen suchte! Nichts würde ihn ab- 
halten, die Kammer hierzu dringend aufzufordern, wenn nicht 
die üeberzeugim^ fest in ihm begründet wäre, dass der reine, 
treue Sinn, der die zweite Kammer beseele, die Gefahren 
nicht erwachsen lassen werde, die durch die angekündigte 
neue noch zu schaffende Verfassungsurkunde den Rechten 
der Regierung und den durch das Edikt verfas'sungsmissigen 
Rechten der Kammer drohen könnten." 

Der auf Grund des Beschlusses vom 10, Oktober mit 
vier Mitgliedern verstärkte Gesetzgebungsausschuss der 
zweiten Kammer nahm sofort die Verfassungsarbeit auf, 
einigte sich in den beiden ersten Sitzungen über den 
einzuhaltenden Plan und hatte bereits am 25. Oktober 
seine Desiderien, die von dem Präsidenten Eigenbrodt 
formuliert wurden, in einem Protokoll zusammengestellt.** 
Nicht eine cinziirc radikale Uebertreibung ist darin 
zu finden, man merkt deutlich, dass der Aus- 
schuss — wie der Präsident Eigenbrodt dem Freiherrn 
du Thil schrieb*' - „es als eine heilige Pflicht betrachtete, 
nichts zu desiderieren, wodurch die Staatsregienin^ nur 
irgend kompromittiert werden kchinte." Hie erste Kammer 
vergeudete ihre Zeit durch Hadern über die Nachgiebigkeit 
der Regierung und schenkte sich die Mühe, ihre Wünsche 



44. cf. Akten des ständischen Archivs. 3. act. 
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für die neue Verfassfungsurkunde ebrenfallsr zu fixieren; sie 
beschränkte sich darauf, diejenigen Anträge der zweiten 
Kammer« die ihr zu freiheitlich schienen, zu streichen und ihre 
Sonderinteressfen zu wahren. Das Resultat der Verhand- 
lungen zwischen den zweiten Auälschfissen der beiden 
Kammern ist idais Protoldoll Vom 5. N|ov«mber.^^ Dieses wurde 
der zweiten Kamtoier in vertrauficher Sitzung und dann der 
Regierung mitgeteilt, worauf es dem Qpos^Kerzog zur Ent- 
Schliessung vorgdegt wurde. Alsdann fand eine Beratung 
des Ministers von Oiohnlan und des Staatsrats Hofmann mit 
den beiden Ajussdiiissen der Kammern am 3. Dezember 
statt, bei der nahezu alle von den Ständen au^festelfteni 
Desiderien bewilligt wurden. Wirkliche Differenzen be- 
standen nur nodi hinsichtlichf der Domänen, des Abolitions- 
rechtes und des Militärstrafgesetd)uchs, doch diese wurden 
auch bald durch gegenseitiges Nachgeben beseitigt. Bereits 
kurz ^nach dem 3. Dezember^^ hatte Grolman den Ausschüssen 
einen von ihm verfassten Entu^rf der künftigen Verfassungs- 
urkunde vertraulich mitgeteilt, der die Desiderien der Stände 
lediglich systematisch ordnete, meistens ohne an dem Wort- 
laut entwas zu ändern. 

Der von Grolman angefertigte Verfassungsentwurf**' stimmt nahezu 
wörtlich mit der späteren Verlassungsurkunde ttberein und iiat nur 



46. No. 4 in den angef. Akt. 

47. Nicht schon in der Sitzung vom 3. Dezember selbst, wie 
Floret (Hist. krit. Darstelluni; S. 77) und Noeilner, (Gesch. der 
Entstehung etc. a. a. O.) annehmen, wenn auch der Staatsminister 
auf Grund des von ihm verfassten Entwurfs mit den Ständen verhandelte, 
cf. hierttber die Akten des ständischen. Archivs. FOr die hier angegebene 
Auffassung spricht vor allem die chronologische Numerierung der 
Aktenstücke durch den Präsidenten Eigenbrodt sowie der Umstand, 
dass Eigenbrodt die Erklärungen der Regierungsvertreter in der Sitzung 
vom 3. Dezbr. mit Bleistift neben die einzelnen Desiderien im Protokoll 
vom 5. Ncvbr. schrieb» was dn Nonsens wäre» wenn damals den 
Attsschttssen schon der Entwurf nligeteilt worden wäre. 

48. Von dem eine Abschrift sich bei den AIcten des ständischen 
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folgende Abweichungen von dieser: Der Alt 106 V.-U. steht in dem 
Entwurf hinter Art. 27. Bei Art. 30 hiess es ursprünglich nur: „Zu 
gleichen bürgerlichen Verbindlichkeiten", die Ausschüsse fügten in dem 
Entwurf^etn: ,zu gleichen staatsbürgerlichen Verbindlichkeiten''. Der 
Abs. 9 des Artikels 49 fdilt in dem Entwurf mid In dem e»ien Alisntz 
ist vor dem Wort »bestellenden* einsefOgt: «aus dem für dieselben 
bestehenden". . . Der Artikel 50 V.-U. fehlt ebenfalls noch in dem 
Entwurf. Bei Art. 'yJ lit. 3 heisst es wie in dem landständischen Edikt. 
„Freiherr v. Riedesel, welcher bisher durch die ehrenvolle Würde des 
Erbmarschallamts von Hessen geziert war". Bei Art. öö Abs. l V.-U. 
ist in dem Entwurf das Jahr noch nicht ausgefOUt. Im Art 63 V.-U. 
ist im Attschluss an die ständischen Desiderien und die unergOtzlichen 
Kammerverhandlungen nodi ein Abs. 2 eingefügt: „Dieses Recht steht 
denselben auch dann zu, wenn nicht über Propositionen der Ret^ierung 
verhandelt wird, damit sie entweder faktische Erläuterungen erteilen, 
oder sich offiziell über die Ansicht der Regierung erklären können". 
Dem Art 65 V.-U. fehlt fai dem Entwurf der letzte Satz. FIhr den 
Art 71 V.-U. ist zwar In dem Entwurf Platz gelassen, er tot aber nodi 
nicht formuliert: aus einer Notiz der Ausschüsse geht indessen hervor, 
dass an die betreffende Stelle eine Bestimmung über ausserordentliche 
Anleihen in Notfällen soll. Im Art. 73 V.-U. ist bei dem Entwurf noch, 
wie Grolman bei der Beratung am 3. Dezember verlangte, eingefügt: 
«Die aus dem Aufsichts- und Verwaltungsrecht und der Gewalt 
aber das Militär ausfliessenden Verordnungen* usw. Art 74 steht 
deshalb nicht in dem Entwurf. Der Artikel 85 hat zu Anfang im Ent- 
wurf folgende Einfügung, die aber offenbar schon von Grolman selbst 
eingeklammert ist: „Wenn ein Landtag ausgeschrieben worden ist, so 
haben sich die erschienenen Mitglieder der ersten Kammer bei dem 
von dem Grossherzog dazu ernannten KommissSr zu melden, die Ver- 
hinderten aber bd demselben sich schriftlich zu entschuldigen.* 

„Der Grossherzog ernennt" usw. Der Art. 86 beginnt im Entwurf: 
„Die Mitglieder der zweiten Kammer melden sich bei der von dem 
Grossherzog ernannten Einweisungskommission oder entschuldigen bei 
derselben ihr Nichterscheinen. 

Sobald 37 Mitglieder erschienen sfaid, deren Zulassung keinem 
Zweifel unterworfen zu sein scheint kann dIelCammer vorläufig* usw. 
Der erste Absatz dieses Artikels ist aber, wohl von Grolman selbst, 
durchstrichen. Im Entwurf haben die Stände nur das Recht, ihre Ver- 
handlungen bekannt zu machen, während im Art. 99 V.-U. ihnen dies 



Archivs befindet <ne, wie Eichrodt bemerkt allerdings »zum Tdl 
fehlerhaft" sd.- 
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zur Pflicht gemacht ist. Numeriert sind die Artikel im Entwurf nur bis 
ztt der Bestfuunung des Art 104 V.-U.; glekhwold atwr ^id ammme- 
rieft auch sdion die Bestimmtingeii Ober die Gewähr der Verfassmig 
aufgenommen und nach Art. 104 V.-U. ist Raum frei gelassen ffir das 
noch streitige Abolitionsrecht der Krone. 

Im Anscliluss an die Beratung vom 3. Dezember hielten 
die beiden Aussdiüsse, da mittlerweile alle Differenzen er- 
ledigt worden waren, eine ftbemiialige Sitzung am 10, Dezem- 
ber,^^ in der sie die Fassung ihrer Wünsche nach dem Ent- 
wurf Grolmans, soweit Abweichungen bestanden, modi- 
fizierten. 

Um die reaktionäre Opposition gänzlich zu entwaffnen, 
beschloss die Regierung, der Verfassungsurkunde äusserlich 
nicht die Form einer mit den Ständen vereinbarten, sondern 
einer oktroyierten Verfassung zu geben, was der Landtag sich 
auch gern gefallen lies^ d,a er seine Wünsche ja erreicht hatte; 
die Verfassungsurkunde sollte den Ständen in einer feierlichen 
Sitzung- als Geschenk des Grossherzogs verliehen werden 
und in ihrem Eingang das „monarchische Prinzip" zum Aus- 
druck bringen. In einem Schreiben'^^ an den Staatsminister 
von Grolman bat der Präsident Eigenbrodt um Mitteilung 
des Eingangs der Verfassungsurkunde und jener kam diesem 
Wunsche auch nach. Ursprünglich war folgende Fassung 
von der Regierung projektiert: „Nachdem Wir die in Ge- 
mässheit des Artikels 21 Unseres Edikts vom 18. März d. J. 
geäusserten Wünsche Unserer getreuen Stände über die 
konstitutionellen Bestimmungen v^ernommen, und, zu Unsrem 
Vergnügen, Uns in dem Stand gesehen haben, dieselben 
grösstenteils zu gewähren, so finden Wir Uns nunmehr be- 
wogen, zur Erleichterung der Uebersicht alle zerstreuten ver- 
fassungsmässigen Bestimmungen, namentlich die Unsers 
Edikts vom 18. März d. J. über die landständische Verfassung, 
wie auch aus dem Wahlgesetze, der Geschäftsordnimg, den 
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Edikten über das Staat^^bürixer recht und den Staatsdienst in 
Eine Urkunde /.usammenzutassen und Wir verordnen daher 
Folgendes ,als die 

Verfassung;s-Urkunde' des ürossherzogtums."^* 
Der Ausschuss der zw.iten Kammer war mit dieser 
Fassung nicht einverstanden ; Eigenbrodt wandte sich deshalb 
in einem Schreiben vom 10. Dezember an den Freiherm 
du ThiP- und bat um dessen Vermittelung-, da er einen mass- 
gebenden Einfluss auf die beiden Prinzen ausübte. Der von 
der Regierung vorgeschlagene Eingang bringe nicht zum 
Ausdruck, dass mit dem Inkrafttreten der Verfassungsurkunde 
das landständische Edikt seine Gültigkeit verliere. „Mit 
diesen klaren Rechtsverhältnissen ist es nun nicht überein- 
stimmend, wenn es in dem Entwurf heisst: „Dass alle 
verfassungsmässigen Bestimmungen, namentlich die des 
Edikts vom 18. März d. J. in die neue Verfassungsurkunde 
zusammengefasst seien." Denn das Edikt vom 18. März d. J. 
enthält ja lauter konstitutionelle Bestimmungen; es müsste 
also hiernach ganz in der neuen Verfassungsurkunde wr- 
kommcn, d i in dem Entw urf nicht gesagt ist, dass a us jenem 
Edikt nur dasjenige aufgeiioiiinieii sei, was durch Gewährung 
der ständischen Desiderien keine Abänderung erhalten habe. 
Die Fassung widerspricht also dem Wesen der Sache.** Denn 
die neue Verfassungsurkunde wird Bestimmungen enthalten, 
die zum Teil denjenigen des Märzediktes und der übrigen 
organischen Gesetze widersprechen und zum Teil ganz neu 
sind. „Es kann lalso nicht gesagt werden, dass die neue Ver- 
fasstingsurkunde nur eine zur Erleichterung der 
Ueb ersieht veranstaltete Zusammenfassung der schon in 
andern Edikten zerstreut enthaltenen staatsrechtlichen Be^ 
Stimmungen sfei/' Eigenbrodt hält deshalb etwa folgende, 
von ihm entworfene Fassung für sachentsprechend : ,,Nach^ 

51. cf. Anlage in No. 7 der cit. Akten. 
ö2. cf. No. 10 der cit. Akten. 
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dem Wir die in Oemässlieit des Artikel 21 Unseres Edikte 
vom' 18. Marz d. J. geäusserten Wunsche Unserer jfetreueni 
Stände £ber die konstitutionenen Bestimmungen vernommen 
und in Beziehung darauf Unsere Entsddiessungen gefasst 
hallen, so finden Wir Unsi nunmehr bewogen, diese Ent- 
schliessungen in eine .Urkunde zusammenzufassen, und Wir 
verordnen daher hierdurch folgendes siUsg die 

Verfetssungs-Urkunde des Orossherzogtums." 
„Auch in dieser Fassung' ^ fährt der Präsident fort^ „«rird dem 
monarchischen Prinzip, das uns allen heilig und teuer ist, ge- 
huldigt; der Orossherzog ist es, der die Verfassung gibt'' 
Du Thit antwortete schon am folgenden Tag,^ war aber nicht 
mit der Fassung Eigenbrodte einverstanden, da man dagegen 
erinnern musste, ,/lass man durch sie zu der J\^euiung ge- 
führt werden würde, dassl die ganze Verfassungsurkunde nur 
autf neuen, auf die Desiderien der Stände gefassten 
EntschUessungen bestehe; dieses ist historisch' 4mrichtig, 
denn in jene Urkunde werden sehr viele Stellen der 
früheren Edikte wörtlich übergehen; diese Edikte sind 
dermalen noch Gesetze^ und insofern sie in die neue 
Urkunde übergehen, bleiben sie Oesetäe, - ich kann 
daher der Staateregierung um so weniger (wenigstens 
gewiss nicht mit Erfolg) zumuten, aller dieser Ge- 
setze nicht ausdrücklich Erwähnung zu tun, als man ihr 
von vielen Seiten «her gerade die eventuelle Zurücknahme 
dieser Gesetze zum Vonvurf gemacht hat Dieser Umstand 
mag auch hauptsächtichi die projektierte Fassung motiviert 
haben." Du TMI schlug falsidann die Fassung vor, die wdrtüdil 
später der Eingang der Verfassungsurkunde virurde. Er teilte 
sie auch iden beiden Prinzen und dem Staatalminister von Grof- 
nüan mit und setzte dem letzteren auseinander, dass sich die 
Ausschüsse „zwar aus Ehreibietung für die Staateregierung 
jene (ursprüns^die) Fasisung ohiie Widerrede gefallen liessen, 
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aber doch dne kteüie Umänderung wünschten." Bei dem 
Einflüsse du Thils auf die beiden Prinzen war es nicht 
zweifelhaft, dass die Regierung den von ilim entworfenen Ein- 
gang annehmen weide. Auch die Ausschüsse Itessen gern 
sich diesen Worttaut gelallen, da er ihren Wünschen gerecht 
wurde und ihre Bedenken beseitigte. Du Thil sielbst führte 
zur Rechtfertigung seiner Fassung in dem Schreiben an den 
Präsidenten Eigenbrodt folgendes an: 

„1. beachtet sie die von mir im Eingang erwähnte, von 
der Regierung zu nehmende Rüdesicht; 

Z beseitigt sie die beiden Stellen, welthe mehreren 
Mitgliedern der AusschiJsse anstöesig schienen; 

3. beseitigt ^e durcji die Worte ,^und;die durdh dieselben 
nicht abgeänderten verfassungsmässigen Bestimmungen'' den 
gegiündeten Einwand des Schreibens^ (Eigenbrodts), dass 
ja nicht alle konstitutionellen Bestimmungen des Edikts 
in die neue Urkunde übeigingen, man also auch nicht von 
einer blossen Zusammenstellung reden könne; 

4. ist «de der Wahrheit angemessen, indem sie bestimmt 
angiebt, dass die neue Urkunde sich aus Stetten der alten 
Gesetze und aus Entsdifiessungen, welche auf die Wünsche 
der Stände gefassit wurden, bilde." 

In dem Eingang der Verfassungsurkunde ist also die 
Fassung des Präsidenten Eigenbrodt enthaften und nur mit 
Rucksicht auf die durchaus richtigen, auch! von den Aus- 
schüssen gebilligten Ausfuhrungen du Thils von diesem er- 
weitert, es steht mithin zweifetsfrd fest, dass mit dem In- 
krafttreten der Verfassungsurkunde alle früheren, in der Ek 
lettun^ genannten Verfassungsgesetze ausser Kraft traten, 
da ja hierüber keine Meinungsverschiedenheit bestand, wenn 
auch noch so sehr von der Regierung und du Thil aus den 
bekannten Gründen vermieden wurden dies öffentlich zu- 
zugeben, und wenn auch die Regierung noch nach dem 
Erlass der Verfassungsurkunde die alten Gesetze, 
insbesondere die Wahl- und Geschaftsonlnung, zur An- 
wendung brachte. 
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Nactklein auf diese Weise auch das letzte Hindernis be- 
seitigt war, erstatteten bereits am 11. Dezember die Aus- 
schüsse in ihren Kammern Bericht über das Ergebnis der 
Verhandlungen. In der zweiten Kamtaier referierte der Präsi- 
dent selbst auf Ersuchen des Ausschusses, erläuterte in einem 
mündlichen Vortrag die einzelnen Bestimmungen der neuen 
Verfassungsurknnde und verlas schliesslich den Antrag des 
Ausschusses: „Dass die Desiderien in Betreff des Ver- 
fassungswerkes auf die in dieses Protoicoll (vom 10. Dezem- 
ber) aufgenommenen zu beschränken, auch die in diesem 
Protokoll enthaltenen Propositionen der hohen Staatsregie- 
rung" anzunehmen seien.*' Die Beratung der Sache wurde 
.nach gesetzlicher Vorschrift auf den 14. ausgesetzt. Aber als 
der Präsident in dieser Sitzung fragte, ob eine weitere Be- 
ratung des Verfassungswerks gewünscht werde, erhoben 
sich sämtliche jWitgheder von ihren Sitzen und „erklärten mit 
allgemeiner und lebhafter Akklamation, dass sie den sämt- 
hchen in dem Protokoll der vereinifj^ten beiden Ausschüsse 
vom 10. d. M. enthaltenen Desiderien und Propositionen un- 
bedingt und mit Freude und Dank beistimmten." Ebenso 
referierte am 11. Dezember in der ersten Kammer der Frei- 
herr du Thil über die neue Verfassungsurkunde, welche so- 
fort angenommen wurde, da man „es für durchaus über- 
flüssig hielt, einen Vorschlag noch weiter zu diskutieren, der 
nach der einstininiigen Ueberzeugung der sämtlichen Mit- 
glieder der Kammer dem Interesse des hessischen Volkes voll- 
kommen entspricht." Als die Kammern in dieser Weise 
ihre unbedingte Zustimmung zum Ausdruck gebracht und der 
Regierung mitgeteilt hatten, wurde am 17. Dezember von 
dem Grossherzog die Verfassungsurkunde unterzeichnet. Am 
folgenden Tag wurden die beiden Kamtnern zu gemeinsamer 
Sitzung auf „künftigen Donnerstag, den 21. Dezember, vorm. 
11 Uhr" eingeladen, in der die Verkündigung der Verfassung 
erfolgen sollte. An diesem Tag wurde den Ständen mit 
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grosser Feierlichkeit die auf Pergament geschriebene Ver- 
fassUngsurkunde überreicht, zur Aufbewahrung im ständi- 
schen Archiv. GroUnan hielt dabei eine Rede, in der er den 
hohen Wert und die Bedeutung der neuen Verfassung her\'or- 
hob, die in gleicher Weise den Bedürfnissen des Thrones und 
des Volkes gerecht werde. „Der Grossherzog hat mir auf- 
getragen/* so fuhr er fort, „Ihnen allen, meine Herren, Seinen 
Dank dafür zu verkündigen, dass Sie den Erwartungen so 
ganz entsprochen haben, mit welchen Er Sie von dem Throne 
herab begrüsste. Er ist gewiss, dass die Geschäfte dieses 
Landtags nun in dem Geiste werden beendigt werden, in 
welchem sie bisher geführt wurden. Dann wird sich be- 
währen, was der edle Fürst Ihnen sagte: „Wir alle werden 
glücklich und Vielen ein Muster sein." Empfangen Sie nun 
aus meinen Händen das köstlichste Kleinod, welches Fürsten- 
treue der Treue des Volkes widmet. Bewahren Sie es in 
Ihrem Archive als das Heiligtum der Hessen. Unter seinem 
Schutze entwickele sich freudig bis in die fernsten Zeiten hin 
dieses edle Volk, wachsend in allen Tugenden und, g^etrcu 
seiner Geschichte, in sich bewahrend die Tapferkeit und die 
Treue. Unter seinem Schutze sei gesegnet das erhabene 
Haus der Fürsten, die, stolz darauf, an dieses Volkes Spitze 
zu stehen, von diesem Volke mit Stolz als seine Fürsten be- 
grüsst werden.** Der stellvertretende Präsident der ersten 
Kammer brachte alsdann ein dreifaches Hoch auf den Gross- 
herzog aus und Eigenbrodt sprach mit berechtigtem Stolz 
und aufrichtiger Dankbarkeit: „Der Grossherzog hat in der 
eben verlesenen Urkunde dem Land eine Verfassung ge- 
geben, welche den Verhältnissen Deutschlands, den Be- 
dürfnissen des Volkes und den Forderungen der Zeit eben so 
vollkommen entspridit, alsi sie die geheiligten Rechte des 
Thrones und iseine Würde für alle Verhältnisse und für alle 
Zeiten sichert. Beide Kammern werden den Ausdruck der 
Freude und des Oankesi, womit sie dieses grosse Geschenk 
empfangen haben, dem Grossherzog noch durch eigne Depu- 
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tationcn darbring;en. Herzerhebend ist für uns alle das Be- 
wusstsein, dass während des Zeitraums, in welchem unsre 
Verfassung sich zu ihrem jetzigen Inhalte entwickelte, beide 
Kammern sich immer ohne Schwierigkeit in redUcher Ein- 
tracht zu allem dem vereinigt haben, wodurch das Gelingen 
des wichtigen Werks mit Beobachtung aller erforderlidien 
Rücksichten konnte herbeigeführt werden. So wie hfeute 
beide Kammern sich in e i n e r Versiammlung mit Hochgefühl 
vereinigt haben, so wird auch — diesl sagt uns allen ein 
frohes Vorgefühl — sich fernerhin Herz und Sinn aller jetzigen 
und künftigen Mitglieder derselben in treuer Eintracht an- 
einander schües'sen zu allem, wodurch' der Thron in seinen ■ 
Rediten und In isieiner Wfijtie gesichert» die Rechte des Volkes 
eiiialten und das gemeins^ame Wohl des Vaterlandes be^ 
fördert wird." Noch' an demselben Tag* überreichten die 
beiden Kamtaem durch' Deputationen dem OiossHerzog be- 
sondere Daukesladressen. 

Die Ovationen und Hutdigiungen des Volkes! wollten 
kein Ende nehmen, so daäs der Grossh'eraoi; diesen Tag als 
den glücklichsten sieines Lebens bezeichnete. Auch die Eid- 
verwdgerer waren seit dem' 14. Oktober atisfgesöhnt; der 
Regierungsrat Siegfrieden hatte alsbald eine Brosdiüre ver- 
öffentlicht,^ in der er seine Wjß|i$ch'e für Idie neue Verfassung 
vortrug und !zu^eich den Landt'^g zu sieinem Erfolg beglück- 
wünschte. „Heil Euch, rief er den Abgeordneten zu, die 
Ihr den Segen der Kindeskin:der verdienen werdet!" JVlit 
Recht gedachte er auch derer, die durch die Eidverweigerung 
die Regierung zum Nachgeben gezwungen hatten: „Und 
wenn wir derer zuförderst gedenken, die nicfhfc durch die 
Enge des Beginns , sich haben abschrecken lassen, wirläam 
und förderlich zu sdn, wie est in Ider formalen Beschranlding 
ihnen vergönnt wa|-, und die angelehnt an die VäteiUchkeit 



54 Die Landstände des Grossh. Hessen seit dem 14. Oktober. 
Was wir hoffenl 
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des. Fünften alles endlich' zum Outen geführt; so dürfen wir 
attdi die Anderen nicht undankbar vergessen, deren rascher 
Bfidc zunächst auf das' Mangielhafte hingewiesen, und deren 
feste Entschiedenheit dem gemütloseren, nun vergoltenen 
Zutrauen jener einen starken Rückhalt gegeben/' 

Jetzt; da durch das musterhafte Betragen der zweiten 
Kammer das Verfassungswerk so glücklich zum Abschluss 
gebracht und „das monarchische Prinzip" nicht zu Fall ge- 
gekommen war, hielten es selbst die auswärtigen Staaten, 
denen über die Verfassungsurkunde <Noten zugefertigt worden 
waren, für angezeigt, Ludwig I. zu der wunderbaren Lösung 
des Knotens zu begjludcwfinschen.^^ Ein Opfer forderte frei- 
lidi die neue Verfassung.^* Die Oesterreidier konnten dem 
Staatsrat Jaup bieine liberalen Oesinnungen immer noch nicht 
verzeihen, Metternich sorgte bei Seiner Anwesenheit in Dann- 
stadt dafür, dass er aus dem' Ministerimn entfernt wurde. 
Im Jahre 1824 wurde er deshalb von den Ministerialarbeiten 
dispensiert und an die Spitze der Oesetzgebungskommission 
gestellt Da Jaup aber merkte^ wie der Wind wehte, bewarb 
er sich um das Präsidium des in Darmstadt befind- 
lichen provisorischen Kassations- und Revisionsgericfatallofes 
für Rheinhessen. Dieser wurde 1832 ganz unerwartet auf- 
getost, was den tatsächlichen Austritt Jaups aus dem Staats- 
dienste zur Folge hatte. Er wurde nun Abgeordneter der 
Stadt Friedberg und von der Kammer auch mit fünf anderen 
Mitgliedern zum Präsidenten vorgeschlagen. Als der Land- 
tag von dem Orossherzoge Ludwig II. aufgelöst wurde, 
wurde Jaup zwangsweise pensioniert und ihm der Urfaub f&r 
den neuen Landtag, zu dem er wieder gewählt war, nicht 
erteilt Erst die Unruhen desi Jahres 1848 holten den ge- 
sinnungstfichtigen und treuen Patrioten ;aus der Vergessenheit 
wieder hervor, um ihn, freilich nur iür kurze Zeil; an die 



56. cf. Treitschke III S. 67. 

Sft. cf. Staats-Lexikon v. Rotteck- Welcker, Art. »Jaup* a. a. O. 
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Spitze des Ministeriums zu berufen. Die hessische Geschichte 
wird, wenn sie der Besten und Wackersten des Volkes ge- 
denkt, Jaup nicht vergessen, obwohl er nicht das Glück hatte, 
durch äussere Erfolge sein Andenken für alle Zeiten zu 
sichern. — Aber noch glaubte an dem glücklichen Weihnachts!- 
feste des Jahres 1820 niemand daran, dass auch wieder ein- 
mal reaktionäre Zeiten kommen könnten, jeder fühlte die 
beglückende Wirkung des Friedens und der Eintracht. Diese 
wurde auch während des Restes der Session, die bis zimi 
8- Jum i621 dauerte, nicht mehr gestört, so dass man jene 
Zeit aie konstitutionellen Flitterwochen des Grossherzogtums 
Hessen genannt hat. 
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Die VerfassHiigsvrkunde vom 17. Dezember 1820. 

Wie* bereite im vorhergehenden Paragraphen bemerkt 
wurde, ist die Verfasssun^rlounde vorzugsweise das Werk 
des Oesetzgebungsaussdmsses der zweiten Kammer, wenn 
dieser auch die bereits geltenden Verfassungsedikte aus dem 
M&TZ zur Onindkge naHhr; die Aenderungen der ersten 
Ka'mmer ^an dem Protokoll vom 25. Oktober waren gering- 
fügig und unbedeutend, und der Entwurf OroHmans war im 
Grunde genommen nur eine systematische Gruppierung der 
siandisdien Desiderien. Gemäss der Regierungserkförung 
vom 14. Oktober hatte der verstärkte Ausischuss der zweiten 
Kammer seine Wimsdile »n die bestehenden Verfassungs- 
gesetze angeknüpft, bei diesien paragraphenweise angegeben, 
welche Bestimmungen in die neue Verfasisungsurkunde Auf- 
nahme finden, welche weggelassen werden und welche ab- 
geändert werden sollten, und dabei folgende Ordnung ein- 
gehalten:: 

A. Das Edikt über die landstandische Verfassung vom 
18. März d. J. betreffend. 

B. Die Geschäftsbrdnung vom 25. März 1820. 
C Die Wahlordnung vom 22. JVIiä<rz 1820. 

D. Der Oesetzentwurf iuiber die Stcherung der kon- 
stitutionellen Gesetze und Rechtebestimlmungen : 

I. Von den allgemeinen Rechten und Pflichten. 
Ii. Von besonderen Rechten. 
1. Des Adel?. 
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2. Der Kirchen, der Unterrichts- uad Wohltätigkeits- 
anstalten. 

3. Der Gemeinden. 

4. Des Staatsdienstes und der Staatsbeamten. • 

III. Rechtsverhaftnisse des Thrones und des Gross- 
herzogtums im Allsfemeinen. 

IV. Gewähr der Verfassung. 

V. Besondre Verhältnisse der Provinz Rheinhessen. 

Die Stande benutzen als Muster bei der Formu- 
lierung ihrer Wünsche fast durchweg die württembergische 
Verfas«ungsurkunde, da diese damals nun einmal den Ruf 
genoss, die freiste deutsche Verfassung zu sein, sie ent- 
hielten sich aber zum Gluck der redseligen Ausführlichkeit 
dieses Grundgesetzes; immerhin wurden lauch' Bestimmungen 
aus den beiden andren süddeutsdien Verfassungen übier- 
nommen, die weimarische Stack noch zu sehr in den Kinder- 
schuhen und war infolge des Einkammersystems zu wenig 
mit den hessischen Verhältnissen im Einklang, als dass sie 
• vorbildlich hätte wirken können. Die hesisiische Verfassungs- 
urkunde ist mithin in allen wichtigen Punkten der württem- 
bergischen nachgebildet.^ 

Es liegt ausserhalb des Rahmens dieser Arbeit, auf die 
einzelnen Bestimmungen der Verfas!sungsurkunde und deren 
Würdigung naher einzugehen, wir werden im folgenden nur 
die historiäthe Entstehung der einzelnen Artikel geben, so 
weit dies mit Hilfe des wenigen noch' vorhandenen, bisher 
nicht veröffentlichen Materials möglich ist Im übrigen 
müssen virir leider auf die dürftige Kommentierung der Ver- 



1. Richtig der Verfasser des »suspensiven Vetos* und wohl auch 
FiOf^i der immer nur Vergleiche mit der württembergischen Ver- 

fassunf^surkunde anstellt und nachdrücklich die wenigen Abweichungen 
der hessischen VU. von Ihrem Vorbilde hervorhebt, unrichtig Treitschke 
Bd. a S. 66. 
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fassungsurkunde und ihrer organischen Nebengesetze durch 
Floret sowie im „Beobachter in Hessen**- verweisen. 

Naturgeniäss redet die hessische Verfassungsurkunde 
zuerst von dem Staate in seiner üesamtheit und van der 
Stellung des Monarchen in ihm. Die beiden ersten Artikel 
der Verfassungsurkunde, welche das Verhältnis des Gross- 
herzogtums zum deutschen Bunde regeln, wurden von 
den Ständen nahezu wörtlich übereinstimmend mit dem 
§ 3 der vvürttembergischcn Verfassungsurkundc formuliert. 
Den unkorrekten Zusatz: „bilden einen Teil des hessischen 
Staatsrechts" fügte die Regierung — offenbar aus dem § 2 
der badischen Verfassungsurkunde — in dem vertraulich mit- 
geteilten Verfassungsentwurf ein, und im Anschluss hieran 
änderten die Ausschüsse die Bestimmung entsprechend 
ab. Die Angst vor der „Willkür der Stände", die in Wien 
grossgezogen worden war, hatte die Regierung durch 
die mit dem Landtag gemachten Erfahrungen verloren ; 
sie erkannte nunmehr ein Mitwirkungsrecht der Stände 
in Ansehung der Mittel zur Erfüllung der Bundes- 
v'erbindlichkciten an das Einzige, was eine einzel- 
staatliche deutsche Volksvertretung ansprechen konnte. 
Der Bund, der nach seiner Verfassung den deutschen 
Untertanen gar keine Rechte gewährte, blieb freilich 
der gefährlichste Feind der neuen Konstitution, denn, 
wie die Vergangenheit gelehrt hatte, bot er imm^r die Hand 
zu reaktionären Gewaltstreichen und niemand verteidigte bei 
ihm die Rechte des Volkes. Was nützte es, wenn in der 
Verfassung die Pressfreiheit garantiert war und der Bund 
führte die Zensur ein ! Und wie oft >vurden doch gierade unter 
dem Deckmantel des Bundes Verfassungsbrüche begangen 
und wie Vide waren mit Hilfe des Bundes? beabsichtigt, ohne 
dass die leitenden Minister hätten zur Rechenschaft gezogen 



S: lieber die Bemerktiiigen im »Beobadifer" siehe auch die atale 
bei van Calieer, Hess. Verf.-Gesetze. Auf Ideinere^ nur SpeziaUragen 
erdrtemde Abhandlungen ist im Folgenden verwiesen. 
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werden können! Man denke nur an Berstett und Marschall. 
Wer wollte es dem Volk verargen, dass es partikularistisch 
und misstrauisch gegen die fortschrittsfeindlichen üross- 
staaten gesinnt war? — Um die Unteilbarkeit und Einheitlich- 
keit des Grossherzogtums, wie bei den süddeutschen Staaten, 
vierfassungsmässig zu garantieren, desiderierten die Aus- 
schüsse den Artikel 3 der Verf.-Urk. Zur Präzisierung 
des monarchischeii Prinzips hielten sie den § 1 des zweiten 
Titels der bayerisdien Verfassungsurkunde für am ge^ 
eignetsten. Die genaue Fixierung der Thronfolge im Ar- 
tikels der Verfassungsurkunde nahm erst Grolman in seinem 
Entwurf vor; die Ausschüsse hatten, obwoh} sie ursprünglich 
schon der ErbmhrQderungsVerträge gedadiiten, sdiliesslicb' 
nur langcmein beantragt: „Die Regierun;gf des Landes ist 
erblich in der Orosslherzoglichen Familie nach' dem Redite 
der Erstgeburt und der agnaiischen Uneaf-Eibfolge mit Vor- 
zug des A^nnsistamuis. Die diesem Grundsatz gemassen 
näheren Bestimmungen sowie die Ubier Regentsdiiaft während 
der MindeT>ähngkeit oder andrer Verhinderung des Oross^ 
herzogs waren in einem eignen Hausgesetz auszuspredien, 
wekhes einen Bestandteil der Verfassung ausmachen wird.'' 
Die grössten Schwierigkeiten machte die Domänenfrage. Die 
zweite Kammer beabsichtigte ursprikigüch gar nicht, diese 
schwierige Materie aufzuroHen, nahm aber stillschweigend 
an, dass ein grosser Teil der Domänen Staatsgut sei, die 
erste Kammer dagegen hielt, wie aus einem Hin- 
weis auf den § 59 der badisdien Veifassiuigisurkunde hervor- 
geht, die Domänen auf Orund des Mäizedflctes! für Privat- 
eigentum des Oiosisiherziogi. Hauses. Die zweite Kammer 
hatte in dem Protokoll vom 25. Oktober zu dem Artikel 19 
des landstandisdi'en Edikts nur beantragt: „Hinsichtlich 
der Orossh'erzOgl. DomiEuien wäre nodi auszudrucken, dass 
in jedem' Fall der Erlöse aus der Veräusserung, das Domanial- 
vermogen mag im Inliand oder Ausland liegen, zur Ti^ung 
der Staatsschulden soll verwendet werden." Die erste 
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Kammer wünschte aber eine ausdrückliche Feststellung" des 
„Eigentums, der Natur und Zweckbestimmung" der 
Domänen, erst dann wollte sie den Artikel „zugeben". Da 
die zweite Kammer aber nicht schlechthin mit der Erklärung 
der Domänen zu grossherzoglichem Privateigentum einver- 
standen war, „vereinigte man sich dahin, dass zu einer 
Scheidung dessen, was von den Domänen Staatsgut und was 
bloss Eigentum der regierenden Familie ist, vorerst die 
Proposition des Sta.atsministeritiins zu erwarten sein möchte/' 
Bei der Verhiandfungf ^tn 3. Diezember bot die Regierung 
vergleichsweisie den Ausschüssen an, ein Drittel solle Staats- 
gut luid zwei Drittd Privatgut dergestalt werden, dasis dessen 
„Etnlcaiifte in dem Budgiet aufgeführt und ausser der Zivil>^ 
Hste aiidi zu anderen Staatsausgaben verwendet werden 
sollten/' Die AuätsdiQjSse waren aber danrit nicht einvei> 
standen und tres^chfossfen lauf die Vergleidüsoffeite der Regie- 
rung hin: „Da den Auäschüsscn noch zurzeit die erforder- 
fichen vollstfindigen Nachriditen iabgeh'en, um' mit voller 
Ueberzeugung dasjenige beurteifen zu können, was' m Be- 
ziehung auf das offerierte ein Drittet der Domänen in Be- 
tracht konümen mussf, so muasen sie PfHchten halber auf 
das Desiderium lantragen, dassr dies ein Drittel! nur unter der 
Voraussetzung angenommen werden könne, dassr sein Weit 
wirklich dem ganzen Betrag sämtlicher Staatäbchulden gleicU- 
komme, und dasd, wenn und soweit diese Voraussetzung! 
altenfalls nicht eintreffen sbllte, das Fehlende aus den 
übrigen zwei Bdttdlen der Domänen durch Verkauf des dazu 
Erforderlithen werde zugesetzt werden, um' auf dies^e Art 
die ganzie Staatssdiiild zu tilgen/' Eigenbrodt schrieb darauf- 
hin am 7. Dezember an Orohnan: „Es ist gewiss in dem 
gerechten Willen S. IC H. des Qrossherzogs enthalten, dass 
das Land Uurch die Ausfwahf der ein Drittel der Domänen in 
dem Wert nicht verkürzt "werden soll. Dietf würde aber in der 
Tat geschehen, wenn der Ertrag der in FrAchten be- 
stehenden Renten und anderer Einkünfte, insioweit solche 
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dem Lande überlassen werden, nach denjenigen Frucht- 
preisen in Anschlag gebracht würde, die in dem Finanz- 
voranschlag für die Jahre 1821, 1822 und 1823 angenommen 
sind. Die Ausschüsse müssen daher wünschen, die Ver- 
sicherung zu erhalten, dass die Fruchtpreise in dieser Be- 
ziehung nur diejenigen geringeren sein sollen, welche nach 
§ 528 der hierbei in Frage kommenden Zusammenstellung 
der Verordnung aus dem Jahre 1818 für die Steuerregulierung 
in der Pro\inz Starkenburg angenomtnen sind, und ungefähr 
wohl mit denjenigen zusammentreffen, die man als wahr- 
scheinliche Durchschnittspreise für die nächsten 10 Jahre 
annehmen kann.** Grolman antwortete am folgenden Tag: 
„Ich bin autorisiert, hierdurch die Versicherung zu erteilen, 
dass von den Fruchtrenten und Gefällen auf keinen Fall 
tn€hr als die Hälfte auf das dem Staate zufallende Los ge- 
gelegt werden solle, eine Versicherung, welche gewiss voll- 
ständig genügen dürfte, um jede Besorgnis zu entfernen/' 
Als man %ich auf diese Weise von den reellen Absichten der 
Regierung überzeugt hatte, ging der Aussthuss der zweiten 
Kammer den ungewissen Vergleidi eüi. In dem vertraulich 
mitgetdHen Regierungsentwurf waren bereits; die Artikel 
6^11 wdrtfich «nthialteii. Die neue Regelung der Domänen- 
frage bedeutete ja einen weaenfifcii^n Fortsthritt gegenüber 
dem' Marzedikt, da wenigsten^ audi' Staatsgut geathaffen und 
die Weiterbildung desS'dben anerkannt wurde; femer wurde 
der Artikd 19 des Ediktsf nadiden Wünschen der Ausschüsse 
in der VerfassungsurUunde (Artikel 9 und 11) in einer Weise 
abgeändert, die dem Steuerrecfat der Stände gerecht wurde, 
ohne das Verwaftungsrecht der Kione m hindern. Die Unter- 
sdieidung von Hof- und StaAtsdomäu'en hatte, abgesehen 
von dem kaum praktisdi' weidenden Falle einesf Wechsels 
des hndesfierrlicben Hauses, gar keine Bedeutung, nachdem 
der Volksvertretung ein massgebender EinflusS auf die Er<> 
hattung des Guts eingeräumt worden war, die Ausschüsse 
hatten also keinen Orund, den Vergleich abzulehnen. Immer- 
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hin erklärten sie asaigh'aft genug ihr Einversitändnis und 
fixierten genau die OnQiide, die sie zum Nachgeben be- 
stimmten : 

„h Die Ausscheidung dessen, was von den Dominen 
Staatsgut und was Familieneigentum des Orossheraoglichen 
Hauses ist, erscheint ak eine Aufgabe, zu deren mögtichen 
Auflösung es vor der Hand lan den erforderlichen Datis fehlt 
und (auch in der Folge fehlen wind. 

2. Dem Land entsteht dadurch der gewisse Vorteil, 
vor der Hand zur allm^lidien Zuruckzahhing des Kapitals! 
von Staatsschulden keine Steuern aufbringen zu mibsen; ein 
Vorteil, der bei den ökonomischen Verhältnissen, worin die 
grösste Mehrheit der Untertanen sich gegenwärtig befindet 
und voraussichtlich sich nocU eine Zeitiang befinden wird, 
weit hober anzuschlagen ist, als der möglichle Nachteil, dass 
etwa das angebotene eine Drittef nicht zur Tilgung der 
sämtlichen Staatsschulden hinreichend wäre. 

3. Ein gewissier Teif der von der Regierung im ver- 
gelten Verzeichnis sfpezifizierten Schulden ist unbezweifelt 
Staatsschuld, von dem Rest aber, wenigstens zum grossen 
Teil, wird sidh ischwerlich ausmitteln lassen, in wieweit er die 
Eigenschaft einer eigentfichen S^tsischuld oder einer auf dem 
Qrossherzogl. Hausvennogen allein haftenden Schuld hat 

4. Auch nach der Abteilung sollen die EinJdinfte der 
dem Orossherzogf. Hause als Familieneigentum bleibenden 
zwei Dritte) fernerhin durch das Budget laufen, und zu 
Staatsausgaben verwendet werden. 

5. Wurde die Zusicherung von der Staaislregierung ge- 
geben, dass auf den Anteil des Staates nicht mehr als die 
Hälfte des in Fr&chten bestehenden Domanialeinkommens 
abgegeben werden soll" 

Den wichtigsten Fortsdi'ritt, den die Verfassungsurlounde 
g^enüber den früheren Verfassungsedikten bradit^ bildete 
naifirlich der Titel VIII, weicher die Aufhebung des laod- 
ständischen Edikts vom 18. März bedeutete. Auf eine Ab- 
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änderung der Zusammensetzung des Landtags Hess sich 
freilich die Regierung nicht ein; sie wies ohne weiteres auch 
die wenigen Wünsche der Ausschüsse hier zurück. Die ein- 
zige Abänderung, der Abs. 4 des Artikels 35 V.-U., bedeutete 
in dieser Form keine eigentliche Verbesserung des Wahl- 
rechts, sondern nur eine üleichstellung der rechtsrheinischen 
Provinzen mit Rheinhessen. Weil der Ausschuss offenbar 
gerade hier bei dem Wahlrecht die Opposition der Regie- 
rung vermutete und mit Rücksicht auf die gefährdete Stellung 
Orolmans ängstlich jegliche überspannten Forderungen ver- 
meiden wollte, kam er bei Aufstelluni^ seiner Desiderien auch 
nicht mehr darauf zurück, die dreifache Wahl bei Bestimmung 
der Abgeordneten durch eine zweifache wie in Württemberg 
und Baden zu ersetzen, obwohl er wenige Wochen zuvor 
noch diese Verbesserung für wünschenswert erklärt hatte. 
Einige Mitglieder des Ausschusses der zweiten Kammer 
wünschten, dass wie in Bayern und Baden der Vertreter der 
Landesuniversität durch freie Wahl sämtlicher ordentlicher 
Professoren bestinunt werde, dies wies aber die Regierung 
ohne weiteres zurück, wahrscheinlich um kein Präjudiz für die 
Geistlichkeit zu schaffen; die erste Kammer sollte kein ge- 
wähltes Mitglied haben und der Regierung hier soweit wie 
möglich der Einfluss auf die Zusammensetzung gesichert 
sein. Ebenso wurde auch de- Antrag des Ausschusses der 
ersten Kammer abgeschlagen : „Üass dem Bischof im Falle 
einer Verhinderung freistehe, sein Stimmrecht durch ein 
qualifiziertes Mitglied des Domkapitals ausüben zu lassen." 
Dem Wunsche der Stände gef Liss wurden die Bestimmungen 
der Wahlordnung über das iktive und passive Wahlrecht 
in die Verfassungsurk-unde aufgenommen und nicht mehr in 
ein besonderc*s „Wahlgesetz" verwiesen. Der Ausschuss 
der zweiten Kammer regte an, den für die Wahlen des Adels 
erforderlichen Steuerbetrag von 300 fl. auf 200 fl. herab- 
zusetzen, aber bereits der Ausschuss der ersten Kammer 
sprach sich dagegen aus, so dass diese Aenden'nq fallen ge- 
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lassen wurde. Abändernd oder zusammenfassend wurden 
von den Ständen ausdrücklich desideriert: Abs. 2 des Ar- 
tikels 56, Abs. 1, 2 und 4 des Art. 57, sowie der letzte 
Absatz des Art. 59 V.-U. Im übrigen ist von dem aktiven 
und passiven Wahlrecht bereits oben gesprochen worden. 
Aus dem Märzedikt war in die Desiderien aufgenommen 
worden, dass niemand sein Stimmrecht durch einen Stell- 
vertreter Ausüben lassen könne. Hierzu hatte in der ersten 
Kammer am 13. Oktober der (jraf von Ysenburg-Büdingen 
einen Antrag auf Zulassung einer Substitution der Standes- 
herrn zur Ausübung ihres landständischen Rechtes ein- 
gereicht, — die einzige Abänderung des Märzediktes, die 
von der ersten Kammer angeregt wurde. Obwohl die nam- 
haftesteTi Leute gegen den Antrag sprachen, wurde er doch 
an den zweiten Ausschuss zurückverwiesen, um bei Auf- 
stellung der Desiderien berücksichtigt zu werden. Der 
Ausschuss der ersten Kammer beantragte deshalb in An- 
lehnung an den § 156 der württembergischen Verfassungs- 
urkunde, dass: 

„a) Im Falle, wenn ein Standesherr durch Minderjährig- 
keit, Kuratel, gleichzeitige Landtage in verschieden en Ländern 
oder durch andere Hindernisse, über deren Zulänglichkeit 
die erste Kammer zu entscheiden habe, abgehalten sei, dem 
Landtage beizuwohnen, er sich durch den nächsten quali- 
fizierten Agnaten oder in deren Ermangelung durch ein quali- 
fiziertes inländisches Mitglied einer änderen standesherrlichen 
Familie für die Diauer des Landtags könne vertreten lassen. 

b) Das^ dem Senior d-er Familie der Freiherrn vx>n 
Rtedesef ein gleiches Substitutionsrecht aus qualifizierten in- 
luidischen Mitgliedern der Familie zustehe; 
wobei aber m bestimmen wäre: 

1. dass derjenige, \treldier das Stimmrecht für einen 
anderen ausübt, von demsielben Ikeine Instruktionen annehmen 
darf und 

2. dass in keinem Falle irgendein Mitglied der Kammer, 
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ohne Unterschied, ob es darin aus eijfenem' Recht oder ver- 
möge einer Vertretung sitzt, zwei Stimmen führen darf/' 
Bei der Beratung der Ausschüsse mit den Regierangs- 
vertretern am 3. Dezember wurde daraufhin gemeinsam der 
Wortlaut der Abs. 2, 3 und 4 des Art 61 Vertassungsitrkunde 
festgestellt. 

Wir haben bereits oben der unerfreulichen Auseinander- 
setzung des Präsidenten Eigenbrodt mit den Regierungs- 
vertretern über deren Mitwirkungsrecht bei Beratung von 
Gegenständen gedacht, die von der Kammer, nicht der Regie- 
rung ausgehen. I>ieser ZwischenfaH gab dem Ausschuss 
der zweiten Kamtner Veranlassung, eine besondere Rege- 
lung dieser Frage in der Verfassungsurkunde zu wünschen. 
Wenn überhaupt hier den Regierungsv^ertretern eine Teil- 
nahme an der Beratung gestattet werden sollte, müsste wenig- 
stens: bestimmt werden: 

„a) Dass dasjenige, was die Mitglieder des Geh. Staats- 
ministeriums oder Landtagskommissarien in den Beratungen 
äussern, immer nur als offizielle Aeussening der Regierung, 
nicht aber als Aeusserung von Privatansichten gelten könne. 

b) Dass es ihnen nie freistehen könne, ein Mitglied der 
Kammer in seiner Aeusserung zu unterbrechen. 

c) Dass sie in keinem Fall verlangen können, gerade 
das letzte Wort zu halfen." 

Der Satz sub .a wurde von der Regierung bewilligt, 
aber in die Geschäftsordnung verwiesen, an demjenigen sub 
b und c nahm sie zwar „keinen Anstand", erklärte aber, 
dass der peinliche Gegenstand „sich nicht zur ausdrücklichen 
Bestimmung eigne.** I>agcgcn hatte der Verfassungsentwurf 
Grolmans ausser dem Artikel 4 des landständischen Edikts 
noch einen Abs. 2, der ausdrücklich das Recht der Teilnahme 
an der Beratung fiir die Regierungsvertreter statuierte: 
„Dieseis Rocht (des Abs. 1) steht denselben auch dann zu, 
wenn nicht über Propositionen der Regierung verhandelt 
wird, damit sie entweder faktische Erläuterungen erteilen 
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oder sich offiziell über die Ansicht der Regierungf erklären 
können.^' Die VerfassUngsurkunde hat diesen Zusatz nicht 
mehr, sondern nahm im Artikel 62 lediglich wieder die Be- 
stimmung des Märzedikts auf. Auch die Artikel 63 bis 66 
der Verfas^ungsurkunde sind von dem landständischen Edikt 
übernommen. (Art. 11, 12, 13 und 14.) Bei Art. 63 und 66 der 
Verfassungfsurkunde hatten die Stände, w elche die zürnende 
Sprache des Edikts mit Recht verletzte, den Wegfall der 
zweiten Absätze gewünscht, „obgleich sie gar nichts un- 
richtiges enthielten", oder esl sollte wenigstens nur einfach 
gesagt werden „ist untersagt", „ist gesetzwidrig" ; Orohnan 
schlug vor: „ist gesetzwidrig und strafbar". Bei dem Art. 64 
der Verfassungsurkunde wünschten die Ausschüsse, dass die 
Stände wenigstens alle zwei Jahre versammelt werden 
müssten und bei einer Auflösung binnen sechs Moniten 
ein neuer Landtag berufen werden sollte. Die Regierung 
genehmigte aber nur das letztere, das erstere lehnte' sie 
dagegen ab mit Rücksicht auf das Finan/.geset/, w elches nach 
wie vor immer auf drei Jahre gegeben werden sollte. Der 
zw eite Satz des Art. 65 V.-U. stand weder in dem Märzedikt, 
noch bei den Desiderien der Stän|de, noch in dem Verfassungs- 
entwurf Grolmans, wurde daim aber von Eigenbrodt verlangt 
und von Grolman, da das Fehlen dieser Bestimmung ledig- 
lich ein „Omissionsfehler" gewesen sei, bewilligt. 

Naturgemäss w^urden vor allem die Rechte der Volks- 
vertretung neu geregelt; dies gilt besonders von den Art. 15 
und lö des Alärzediktes. Die Ausschüsse hatten auf den 
Antrag des Abgeordneten Prinz hin bei Aufstellung der 
Desiderien wörtlich den späteren Abs. 1 des Art. 67 V.-U. 
aufgenommen, der offensichtHch der' badischen, Verfassung 
(§ 53) entlehnt ist. Am 19. Oktober hatte der Abgeordnete 
Kertel den Antrag bei der zweiten Kammer eingereicht, „dass 
es dem Ermessen der Stände überlassen werden möge,, das 
Budget nach Massgabe der jedesmaligen Umstände auf 
1, 2 und 3 Jahre zu bewilligen. Der verstärkte zweite Aus- 



Digitized by Google 



— 245 — 

schuss desiderierte aber schlechthin, dass der Etat immer 
auf zwei Jahre festgesetzt werde. Im übrigen sollte der 
Art. 15 des Edikts aufrecht erhalten werden. Der Ausschuss 
der ersten Kammer wünschte iber, dass dieser „das Recht 
möge zugestanden werden, d'^s Finanzgesetz ebenfalls so 
wie der zweiten Kammer zugestanden ist, im einzelnen an- 
zunehmen oder zu verwerfen." Die Regierung war indessen 
damit nicht einverstanden und bestimmte, dass es so „ge- 
macht werden solle, wie in Württemberg § 181." Es wurde 
deshalb auch die dreijährige Budgetperiode und der erste 
Satz des Art. 12 des Edikts beibehalten. Der Art. 16 sollte 
dagegen ganz wegfallen; statt dessen desiderierten aber die 
Stände in Anlehnung an § 62 der badischen Verfassungs- 
urkunde: ,,Die Auflagen, insofern sie nicht bloss für einen 
vorübergehenden und bereits erreichten Zweck bestimmt 
waren, dürfen nach Ablauf der Verwilligungszeit auf Ab- 
rechnung der neuen Bewilligung noch sechs Monate fort- 
erhoben werden, wenn die Ständeversamrnlung aufgelöst 
wird, ehe ein neues Finanzgesetz zustande kommt oder wenn 
die ständischen Beratungen sich verzögern.*' Grolman machte 
aus den Worten „auf Abrechnung der neuen Bewilhgung** 
einen besonderen Satz, den Abs. 2 des Art. 6Q V.-U. Zur 
Auslegung dieses zweiten Absatzes fügten die Ausschüsse 
im Anschluss an die Bedenken des Ausschusses der ersten 
Kammer in dem Protokoll vom 10, Dezember die Bemerkung 
hinzu: „Dieser letzte Absatz ist so zu verstehen: dass das 
neue Finanzgesetz in einem solchen Fall mit Ausschluss 
jener sechs Monate nicht ,auf drei, sondern nur auf 2^1 2 Jahr 
gegeben werden soll.** Der Art. 68 V.-U. ist beinahe wörtlich' 
der Abs. 3 des Art. 1 5. Eine Bestimmung über die Zivilliste 
hatten die Aussfchüsse, da sie in dem Edikt nicht erwäümt war, 
wohl vergessen, erst Orolman nahm eine solche in den Ver- 
fassungsentwurf auf, womit die Stände einverstanden waren. 
Nach dem Antrag der Stände soHte der Art. 18 desi Edikts 
eine andere Fassung erhalten und der erste Satz des Art 19 
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dazugezogen werden. Bei der Beratung am 3. Dezember 
wurde sogleich die Fassung des Art. 78 V.-U. gemeinsam 
festgesetzt. Bei derselben Gelegenheit hatte Grolman den 
ständischen Ausschüssen gegenüber den Wunsch aus- 
gesprochen, eine Sonderbestininiung für „Geldaufnahmen in 
ausserordentlichen Fällen einer schleuFiigen Ausrüstung" 
ähnlich derjenigen des § 63 der badischen Verfassung in die 
Verfassungsurkunde aufzunehmen, so dass die Ausschüsse 
in dem Protok )ll vom 10. Dezember wörthch den späteren 
Art. 71 V.-U. beantragten. Ebenso wie Art. 16 des land- 
ständischen Edikts musste die Verklausuherung des Rechts 
der Stände bei der Gesetzgebung nach Art. 20 fallen. Bereits 
Anfang September hatte der Abgeordnete Baiser einen An- 
trag auf Abänderung dieser Bestimmung eingereicht, der 
ebenso wie der Antrag Prinz die Regierung schliesslich zu 
dem entscheidenden Schritt vom 14. Oktober nötigte. Bei 
Aufstellung der Desiderien nahmen die Ausschüsse nahezu 
wörtlich die §§ 88, 89, 90 und den Anfang des § 172 der 
württembergiscihen V.-U. auf, so dass also die wichtigsten 
Bestimmungen des Oesetzgebungs- und Verordnungsrech'tes 
diesem Grundgesetz entnommen sind. Grolman hatte zwar 
nichts dagegen einzuwenden, dass die Ausschüsse auch ein 
Mitwirkungsrecht bei denjenigen Gesetzen, welche nicht „die 
Freiheit der Person oder das Eigfentum der Stiats- 
ikngebörigen" betreffen (cf. Art. 20, Abs. 4 des Jand- 
siändisdien Edikts), beanspruchten, und sich nicht mit dem 
§ 2, Tit. VII der bayerischen ^wie § 65 der badischen V.-U. 
begnügten, wohl ,aber wollte er mit Recht keine authentisch^ 
Interpretation der Gesetze durdi einen Alct des^ gesetzgeben- 
den Körpers und sdihig deshalb die Fassui^ des Art. 72 
Verfassungsurkunde vor, mit der auch die Ausschüsse sich 
einverstanden erkürten und dementsprechend ihre Wfinsche 
in dem Protokoll vom 10. Dezember modifizierten. Aus dem 
Art 20 des Märzedikts, der, wie oben gezeigt, den ganzen 
Einfhiss der zweiten ICaimtner lauf die Gesetzgebung illusorisch' 
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machen konnte, entwarf deren Ausschuss den Art. 75 der 

Verfassungsurkiinde, der eine gewisse Aehnlichkeit mit der 
Sonderbesfiinmunp des Art. 67 hat, weshalb auch der Aus- 
schuss analo^{ dem Absatz 3 des Artikels 67 der Ver- 
fassungsurkunde beantrafxtc, in beiden Kammern „über 
gleiche Fragen abzustimnun und bei verschiedenen 
Ansichten beider Kammern hierüber ein Zusammentreten 
beider Kammern" stattfinden zu lassen. Dieser Zusatz wurde 
aber in die Geschäftsordnung verwiesen. Auffallend und 
unerkllärlich ist, dass die erste Kammer sich diese Um- 
wandlung ihres „absoluten Vetos" in ein „suspensives" von 
der zweite»! Kammer ohne die geringste Erinnerung gefallen 
liess, während sie doch sonst so ängstlich auf die Er- 
haltung ihrer Rechte bedacht war; vielleicht glaubte sie hin- 
länglich dadurch gesichert zu sein, dass die Anwendung der 
Bestimmung von dem Belieben der Regierung abhängig 
gemacht wurde.-* Das Verordnungsrecht des Monarchen 
formulierten die Stände in dem Wortlaut des Artikels 
73 der Verfassungsurkunde, die Wendung „die aus 
dem Aufsichts- und Verwaltungsrecht ausfliessenden Ver- 
ordnungen" ist wohl dem § 66 der badischen V.-IJ. entlehnt* 
Den besonderen Artikel : „Eben idiese Bestimmungen (Art. 72 
und 73) finden auch bei Gesetzen, Verordnungen und An- 
stalten im Landespolizeiwesen statt" strich Grolman und er- 
setzte ihn durcii die Einschiebung im Art. 72: „Auch in Be- 
ziehung auf das Landes - I^olizeiwesen." Die Fassung 
des Initiativrechts bei Gesetzentwürfen im Art. 76 V.-U. 
fertigte der Ausschuss der zweiten Kammer. Bei der Ver- 
handlung am 3. Drzember hatte Grolman im Art. 73 V.-U. 
hinter den Worten: „Die aus dem Aufsichts- und Vcr- 
waltungsrecht . . eingeschoben: „und die Gewalt über 

3. lieber die Bedeutung des sonst in keiner anderen VU. wieder- 
Iceiirenden Art.'76 VU. vergl.' die anonyme Sclirift: «Das suspensive 
Veto der hessisclien Landstände. " 

4. cf. dagegen van Calker, Hess. Verf.-Ges. S. 134|35 Anm. 4. 
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das Militär abfliessenden" . . . Die Ausschüsse waren aber 
mit diesem Zusatz deshalb iiiclit einverstanden, weil die Krone 
auf Grund jener Bestimmung ohne ständische ücnehmigung 
das neue A\ilitarstrafgesetzbuch verkünden wollte, sie er- 
klärten sich indessen bereit, dass „in dem Falle, wenn von 
dieser Ausnahme (der Einschicbung) abstrahiert werden wolle, 
dahin \verdc angetragen werden, dass das jetzt in Bearbeitung 
stehende Strafgesct/ in Betreff der Offiziere ohne Zu- 
stimmung der Staude möge gegeben werden — wie w ohl mit 
Wahrung der Formen. Es werde übrigens nichts dabei zu 
erinnern sein, wenn anstatt der oben bemerkten Worte etwa 
gesetzt werde: „und der Disziplinargewalt über das 
Militär und dem Recht der Formation und Verwendung des- 
selben."^ Eigenbrodt bat deshalb in dem Schreiben \om 
7. IDezember*' um eine amtliche Erklärung über den Sinn 
der zugesetzten Worte, „dass die Meinung (der Regierung) 
dahin gehe, dass der Grossher2)og in Beziehungf auf Straf- 
bestimmungen über Dienstverbrechen des Militärs nur die- 
jenigen Rechte ausüben woll^ welche in diesier Beziehung 
den Souveräns von Bayern und Biaden nach- den dortigen 
Verfasstingen zustehen." Schliesslich wollten die Ausschüsse 
in den Zusatz der Regierung einwilligen, wenn folgender be- 
sondere Artikel eingefügt werde :7 „Dasl über die Dienst- 
verbredien der Unteroffiziere und Qetn'eiften bereits er- 
lassene und das iijber die Dienstverbredien: der Offiziere 
bereits verfasste und von dem Oiossherzog zu erlassende 
Oesetz madten einen Teil der .allgemeinen Oesetzgebung 
aus." Mittlerweile hatte audi du Thil privatim' einen Vor- 
schlag bei der Regierung eingereicht, der den besonderen 
OefaBen des Orossherzogs fand; es ist dies wdrilich der 
Art 74 V.-U. Im AnsdriUSis an Art 20 des landständischen 



5. cf. Prot. V. t. XII. 

6. cf. No. H der cit. Akten. 

7. cf. Akten, daselbst a. a. O. 
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Edikts wünschten die Ausschüsse tdie Bestimmung", „dass ohne 
Einwilligung der Stände nicht mehr Truppen sollen aus- 
gehoben werden, als die Bundespflicht zu halten gebietet; 
sowie: Anwerbungen im Lande über diese Anzahl erfordert 
Zustimmung der Stände." Grolman war hiermit einver- 
standen, wünschte aber einen Zusatz für „dringende Fälle" 
wie im Art. 73 V.-U. Die Fassung des Art. 78 V.-U. w^urde 
erst in dem vertraulich mitgeteilten Entwurf festgesetzt. 

Das Petitionsrecht des Märzediktes w'ar gut und wurde 
nach dem Wunsche der Stände nahezu wörthch in den Ar- 
tikeln 79 bis 81 V.-U. aufrecht erhalten. Nur wünschte 
der Aussehuss der zweiten Kammer die Erweiterung der 
württembergischen Verfassung, „dass zur Ausübung des 
Rechts der f^etitionen und Beschwerden jede Kammer auch 
einzeln alsdann berechtigt sei, wenn die andere Kammer, 
auf die vorgängige Mitteilung an dieselbe, ihre Zustimmung 
zu einer gemeinschaftlichen Petition oder Beschwerde nicht 
gebe." In der Konferenz niit den Regierungsvertretern wurde 
die Fassung des Art. 82 V.-U. festgestellt. Ebenso wurde 
auch die Unabhängigkeit der Volksvertreter in der gleichen 
Weise wie im landständischen Edikt garantiert; nach dem 
Antrag der AusskMsse wurde aber statt des Hofgerichts 
in Darmstadt allgemein das ,,Provinzial-Justiz-Col!eg der- 
jenigen Provinz" für Anklagen gegen Abgeordnete filr zu- 
ständig erklärt, „in welcher der Landtag gehalten wird."^ 
Aus der Oesdiäftsordnung «ind dem Üandsiändiscfaen Edikt 
desiderierten die Stande xaAktu w^riüch die Art 85 bis? 
Q2, 95 bis 98 und 101 V.-U. — Die Juden, gegen die wm 
die Abneigung noch nicht überwunden hatte, wünschten die 
Aussdifisse aus dem Landtag iausziischfieäSten und suchten 
auf indirektem Wege dies dadurch zu erreichen, dass „wie 
in Bayern der Eidesformel im Art 26 desi Edikts noch zu- 

«. Lieber die Redeutung^der Art. 83 und 84 vergl. Noellner, „Die 
Garantien der deutschen Ständekammern" usw. 
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gfcseizt wurde: ,,So wahr mir Gott helfe und sein 
heiliges Evangelium." Grolman aber schrieb am 
8. Dezember dem Präsidenten Eigenbrodt: „Dem Ständeeide 
die gewünschten Worte beizufügen, würde man keinen An- 
stand nehmen, wenn man nicht glaubte, den gegenwärtig hier 
versammelten Ständen schuldig zu sein, den Eid so bestehen 
zu lassen, wie s i c ihn geschworen haben. Offenherzig ge- 
stehe ich hierbei Eurer Hochwohlgeboren, dass, wenn bei 
diesem Wunsche die Absicht unterliegen sollte, bestimmte 
Staatsbürger von den ständischen Versammhingen mittelbar 
auszusthliessen, die Regierung nicht glaubt, in dieser Art 
dazu die Hände bieten zu dürfen, weil Einzelne doch wohl 
mit Billigkeit fordern können, dass die ihnen zustehenden 
konstitutionellen Rechte ihnen, wenigstens nicht ohne voll- 
ständige Diskussion der Gründe pro und contra, entzogen 

An^fesichts der Tatsache, dass die erste KamUier damafs; 
äh'nlich wie kurz vorher nodi die zweite, nur sichWch besetzt 
war, glaubte der Ausisdiiiss der zweiten Kamkner, wie bei 
den sflddeutsdien Verfassungen, besondere Bestimtnungen 
in die Verfas8ung$urkunde aufnehmen zu müssen, wann eine 
Kammer als voUstäindig besetzt und beschhissföhig gelten 
solle. Cr desiderierte deshalb im Anschhiss an die wärttem- 
bergische Verfassungsurkuiide:^*^ 

1. „Die erste Kammer wird durch die Anwesenheit der 
Hälfte ihrer Glieder als voltstandig besetzt angesehen. 

2. Sollte bei Einberufung eines Landtags eine der beiden 
Kammern nicht in der erforderlichen Anzahl zusammen- 
kommen, oder soHte sich während eines Landtags eine der 
beiden Kärntnern unter diese Anzahl vermindern, so wird die 
unvollständig besetzte KamUier als einwilligend in die Be- 
schlüsse der vollständig besetzten angesehen. 

y. cf. aber Art. IJ u. lö VU. 
10. cf. Prot, vom 25. X. 1820. 



Digitized by Google 



Es steht jedoch in solchen Fällen den Mitg"liedern der 
unvollständig beset/ton Kammer frei, den Sitzungen der 
andern vollständig besetzten. Kammer mit Stimmrecht bei- 
zuwohnen." 

Die nach Artikef 4 der Geschäftsordnung für die 
zweite Kammer /ur Konstituierung erforderliche Mehrheit 
von zwei Drittel sämtlicher Abgeordneten wurde herabgesetzt 
auf 27 Mitglieder. Dieselben Zahlen wie für die Bildung! 
der Kammern \vurde auch für die Beschlussfähigkeit verlangt. 
D«r Ausschuss der ersten Kanuner setzte statt der Hälfte 
die feste Zahl 13 und verwahrte sich gegen den zweiten 
Satz von Nr. 2, da „dieser Passus es in die Hand des Präsi- 
denten der zweiten Kammer gäbe, die erste Kammer als 
solche aufzuheben." Dementsprechend wurden die Desi- 
derien in dem Protokoll \om 5. November abgeändert. Der 
Regierung waren mit Recht diese engherzigen Bestimmungen 
der Stände nicht sympathisch, sie gab aber schliesslich nach, 
nur reduzierte sie wenigstens bei der ersten Kammer, mit 
der man besonders schlechte Erfahrungen gemacht hatte, 
die beantragte Anzahl luf ein Drittel sämtlicher Mitglieder. 
In dieser Oestalt wurden die ständischen Desiderien in die 
Verfassungsurkunde aufgenommen (cf. Art. 85, 86, 93 und 
94). Im Anschluss an den Antrag des Abgeordneten Kertel 
gedachte ursprünglich der Ausschuss der zweiten Kammer, 
einen Zwang auf den zum Abgeordneten Gewählten, der 
nicht in die Kammer eintreten will, durch Androhung des 
Verlusts der „aktiven und passiven Wahlfähigkeit als Be- 
vollmächtigter, Wahlmann und Abgeordneter" auszuüben; 
da aber der Ausschuss der ersten Kammer dagegen war, 
wurde dieser Antrag fallen gelassen. 

Auch den „SchTussstein" der Ycrfassungsurkünde, die 
Gewähr der Verfassung, hatten die ständischen Ausschüsse 
läÜiezu in gleichem Worflaut bei ihren Antvag^n aufge- 
nommen ; bei den beiden Eiden in den -Alt 107 und 108 V.<U. 
nAh'men sie sdilechtlUn Bezug auf die entsjMrechenden Be- 
fifiimnungen der bjayeristii'en Verfassungsurkiunde (Tit II, 
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§ 16 und Tit. X, § 3). — Nicht in die Verfassung-surkundc auf- 
genommen wurde die ausdrückliche Garantie der rhein- 
hessischen Sonderrechte. In dem Protokoll vom 5. Novem- 
ber heisst es: „Es wurde vom Ausschuss der zweiten 
Kammer gewünscht, dass etwa auf die Art, wie es in Bayern 
geschehen ist, den Rheinhessen die gewünschte beruhigende 
Versicherung gegeben würde, dass durch dasjenige, was die 
Verfassung in Beziehung auf solche Einrichtungen in den 
übrigen beiden Provinzen enthält, die mit den wesentlichen 
Institutionen in Rheinhessen nicht harmonieren, diese In- 
stitutionen nicht als aufgehoben betrachtet werden sollen. 
Auf die Erinnerung des Ausschusses der ersten Kammer, dass 
eine solche unbestimmte Zusicherung leicht zu weit führen 
könne, wenn man auch allenfalls darüber hinausgehen wolle, 
ob besondere Institutionen einer Provinz in einer Ver- 
fassungsurkuiide zu garantieren seien, wurde von den Mit- 
gliedern aus Rheinhessen bemerkt, dass es ihnen vorzüglich 
darum zu thun sei, die Geschworenengerichte und die Oeffent- 
lichkeit der Rechtspflege in peinlichen Fallen als konstitu- 
tionelle Rechte gesichert zu erhalten.** Die Regierung, die 
offenbar jetzt die ewige Angst der Rheinhessen verletzte, liess 
sich aber nicht darauf ein. In der Sitzung der zweiten 
Kammer vom 11. He/ember sprach indessen noch einmal der 
Abgeordnete Lauteren als der älteste der rhein hessischen 
Deputierten die Erwartung aus, dass durch die neue Ver- 
fassungsurkunde die Institutionen seiner Heimat nicht be- 
einträchtigt würden, und ihm schlössen sich die übrigen 
Rheinhessen an ; der Präsident Eigenbrodt beruhigte sie und 
zerstreute ihre Bedenken. 

Die hessische Verfassungsurkunde verdient den Vorzug 
vor den süddeutschen Mustern. Sie ist nicht überladen mit 
Einzelbestimmungen und bringt lakonisch die Fundamental- 
satze des Repräsentativsystems zum Ausdruck. Die Zu- 
sammensetzung der Volicsvertretung war noch mittelalterlich, 
da die Gliederung des VoIIksi nach Ständen rechtlich zwar 
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beseitigt war, aber tatsächlich noch bestand. Durcfi' das 
beschränkte und verklausuUerte Wahlrecht war die Herr- 
schaft der besitzenden, vorzugsweise gnindbesitzenden 
Klassen über Gebühr garantiert worden. Indessen waren 
auch die übrigen deutschen Landtage ein derartiges Mittef> 
ding zwischen einer feudalen, altständischen und einer 
modernen V'cylk'svertretung. Die Umbildung der mittelalter- 
lichen Institutionen zu neuzeitiichen musiste allmählich' mit 
der geistigen Erhebung des Vofkes fortschreiten. Aber die 
Volksvertretung hatte tnan glückUch in den Staatsorganismus 
eingefügt. Vor allem begeisterte zum Glückt die zweite 
Kammer sich nicht für den der duaHsItischen Idee des Mütd- 
afters eirisipruiigenen siSiidisdten Aiisschüsis der württem- 
bergisdien Verfassung', selbst nicüvtfn der bescheidenen Form 
der badisdien Verfassung, obwohl auch die Hessische Qe- 
schichte einen SKrfbhen AussdAiss Ibuuite. Die Hessische Ver- 
fasstugsurkunde entsiprach den Beditifhissien des Landes, 
sowohl des fortgeschrittenen Rbeinl^essen wie des eben erst 
aus dem Wintersdilaf erwiachenden Aithessen, und Ivatte 
die Wirkung, die man von ihr erwartete: Sie beseitigte die 
Qährung im Volke und bahnte eine neue friedliche Ent- 
widdungian. 
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Schlussbemerkung. 



§ 12. 

Bald sind 100 Jahre verflosssn seit jenen denbvürdigen 
Tagen, die Hessen eine Verfasstmgsurkunde gebracht haben, 
und noch besteht das Grundgesetz in verjüngter Kraft fort, 
wenn es auch im Laufe der Zeiten einschneidende Abände- 
rungen erfahren hat Naturgemiass* musste die Entwickhmg 
vor aHem eine freiere Ausgestaltung des Wahlrechts und 
-Systems bringen Und gerade in den jüngsten Tagen ist diese 
Frage wie im Vibrigen Deutschland so auch in Hessen wieder 
aktuell geworden. Die bedeutendste Verbesserung erfuhr 
freiKch' das hessische Grundgesetz durdil den Sturz seines 
schlimmsten Feindes, des deutschen Bundes, und durch die 
Aufrichtung des Deutschen Reiches mit seinem Reichstag. 
Die Verfassüngsurlcunde vom 17. Dezember 1820 hatte den 
grossen Vorzug, dass sie sich nicht auf Einzelheiten einliess, 
sondern nur Grundsätze auss'prach', die ebenso sehr der Ver- 
gangenheit und Gegenwart gerecht wurden, wie für die 
Zukunft programmatisch' wirkten. So lies^s sie einen grossen 
Spielraum für die konstitutionelle Entwickhing, ohne jedoch 
lücikenbaft zu erscheinen. Vor -allem' aber sind bis jetzt alle 
Aenderungen nur in freiKdtüdiem' Sinne erfolgt, die Reaktion 
zu Anfang der 30 er Jahre konnte den Gang der Entwicklung 
nicht aufhaften. Heute redet man aileidings nicht mehr 
viel von Uen einzelnen Bestimtoiungen des( hessischen Staats- 
grundgesetzes, weil die dort ausgesprochenen Grumisätze 
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längst dem Staatsorganismus in Fleisch und Blut über- 
gegangen sind, aber jeder Hesse fühlt noch jetzt, wie einst 
jene um Verfassung und Recht kämpfenden Männer einer 
grossen, erhabenen Zeit, die beseligende Wirkung der indivi- 
duellen Freiheit, welche die Verfassungsurkunde gebracht hat. 



• • • * • • 



Lebenslauf. 



Hans Andres, Sohn des Kaufmanns Johannes Andres in Darnistadt, 
ist geboren zu Weiterstaüt bei Darnistadt am 3. Oktober 1883. Er 
besuchte das Neue Gymnasium zu Darmstadi wo er Ostern 1902 das 
Abiturientenexamen bestand. Er studierte in Qiessen und Marburg 
Rechtswissenschaft und legte im S.-S. 1905 die Fakultätsprüfung in 
Giessen ab. Zur Zeit ist er als Referendar bei Reditsanwalt Dr. Osann 
in Darmstadt beschäftigt. 

Verfasser möchte es nicht unterlassen, auch an dieser Stelle allen 
denjenigen Herren, die diese Arbeit mit Rat und Tat gefördert liaben, 
seinen herzliciisten Danlc auszusprechen. 
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